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					In den Monaten vor der Präsidentschaftswahl 2024 verbreitete sich die Nachricht über das Project 2025 von der ultrarechten Heritage Foundation. Trump wies jede Verbindung dazu von sich. Doch seit Tag eins seiner zweiten Amtszeit führt er in erschreckender Präzision aus, was dieser Masterplan vorgibt. 

					Der preisgekrönte Journalist David A. Graham schlüsselt die radikale Strategie auf und zeigt, was konkret geplant ist u.a. in Bezug auf Bildung, Familie und Gleichberechtigung, Handel und Zölle sowie Außenpolitik. 
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					Anmerkung zum Text

				Project 2025 beinhaltet Vorhaben, an deren Umsetzung seit Beginn der zweiten Präsidentschaft Donald Trumps intensiv und mit hohem Tempo gearbeitet wird. Manche Vorhaben und Maßnahmen sind bereits umgesetzt, andere in Umsetzung begriffen, wieder andere Gegenstand von Gerichtsverfahren und möglicherweise nicht von Dauer. Die Übersetzung versucht bis zu einem gewissen Grad, dieser Aktualität Rechnung zu tragen. Es liegt jedoch in der Natur der Sache, dass sie in einigen Punkten von der Realität überholt wird.

					Vorwort

					von Klaus Brinkbäumer

				Dieses Buch ist ein Alarmruf, und es ist zugleich die präzise Analyse eines Operationsplans. David Graham hat kein Werk über Ideen oder Ideologien geschrieben, sondern einen Bericht über konkrete, kondensierte Macht – und darüber, wie sie organisiert, kanalisiert, konzentriert, entfesselt und missbraucht wird. Denn Project 2025, der Gegenstand seiner Recherche, ist kein dystopisches Gedankenspiel. Project 2025 ist ein reales, systematisch ausgearbeitetes Regierungsprogramm, entworfen von der Heritage Foundation und anderen rechtskonservativen Denkfabriken; ein Papier, das seit Donald Trumps Wahlniederlage 2020 erarbeitet wurde, zur Wahl 2024 bereit lag und nun – in der zweiten Amtszeit des Präsidenten Trump – Punkt für Punkt umgesetzt wird.
Was Graham hier beschreibt, ist auch nicht lediglich ein konservatives Reformprojekt, sondern ein staatsfeindliches Manifest in staatsrechtlichem Gewand. Es richtet sich gegen so ziemlich alles, was die amerikanische Demokratie über Jahrzehnte stabilisiert hat: die Gewaltenteilung, den professionellen Verwaltungsapparat, internationale Kooperation, einen Grundkonsens über gesellschaftlichen Pluralismus und demokratische Normen.
Project 2025 greift die Demokratie an, weil die Autoren dieses Plans in Fremden und in liberalen Demokraten Feinde und eine Gefahr für Amerika sehen – und wenn der politische Gegner und sämtliche Migranten erst einmal zum Feind und zur Bedrohung für die Nation herabgewürdigt sind, kann der nächste Schritt bestechend logisch erscheinen: Jetzt gibt es Wichtigeres als die Demokratie, nun geht es, bedingungslos, um den Machterhalt. Das Ziel von Project 2025 ist es, zugleich der rückwärtsgewandten »Make America Great Again«-Bewegung, den Freunden und Verwandten Donald Trumps und den futuristisch-libertären Demokratie-Verächtern Elon Musk und Peter Thiel aus dem Silicon Valley dauerhaft die Macht zu sichern. Deshalb wird die Statik der USA demontiert; nicht durch einen Putsch, sondern durch administrative statecraft: Dekrete, Personalien, Haushaltsmaßnahmen, juristische Umdeutungen.
Diese Strategie ist ebenso radikal wie raffiniert. Anstatt mit Verfassungsänderungen (die in den gleichermaßen gespaltenen zwei Kammern des Kongresses chancenlos wären) oder offenen Brüchen der Verfassung zu operieren, setzt Project 2025 in den Grauzonen präsidialer Macht an.
Trump, der 45. Präsident der USA, fühlte sich in den Jahren von 2017 bis 2021 gebremst und umzingelt – tatsächlich gab es damals einige Erwachsene in seiner Umgebung, frei Denkende, die ihn zumindest bisweilen lenken und, ja, bremsen konnten. Trump, der 47. Präsident der USA, regiert mit einem Apparat aus loyalistischen Juristen, Strategen und Exekutoren, die seinen Launen, seiner Rachsucht, seiner Machtgier, auch seiner zynischen Grausamkeit folgen und sehr genau wissen, wie man ein demokratisches System aushöhlt, ohne es formell abzuschaffen; oder wie man es nutzt, um es auszuhöhlen.
Der Begriff soft depotism taucht in diversen Analysen der zweiten Trump-Präsidentschaft auf, trifft die neue Wirklichkeit aber kaum. Es geht eher um eine diktatorische Sehnsucht und eine autoritäre Praxis mit demokratischer Fassade; es geht um die systematische Verschiebung der Machtachse, Stück für Stück, Erlass für Erlass.
Trump regiert nicht wie ein klassischer Autokrat, sondern wie ein improvisierender Vollstrecker, der niemals diese so verdammt lange Liste vergangener Kränkungen vergisst. Kein rationales Kalkül prägt sein Handeln, stattdessen ein Repertoire der Reflexe: Revanche, Disziplinierung, Belohnung, Demütigung. Trump ist auch kein Staatslenker im ideologischen Sinne, sondern ein Instinktpolitiker mit autoritärem Temperament, dessen Wut und Willkür nun durch ein festes Regelwerk kanalisiert und somit erst effektiv werden: Project 2025.
»Das ist jetzt eine andere Macht«, sagte er, nachdem er das Justizministerium angewiesen hatte, gegen seine politischen Gegner zu ermitteln. Es ist diese Mischung aus struktureller Enthemmung und strategisch-ideologischem Rahmen, die Trump II so gefährlich macht. Er weiß, dass er nicht mehr gebremst wird, nicht vom Kongress, nicht von seinem Kabinett, nicht von Gerichten, schon gar nicht vom Supreme Court, der durch Trump prägend besetzt wurde und sich seither Urteil für Urteil unterwürfig dankbar zeigt. Theoretisch wäre da noch die Republikanische Partei, aber die hat sich zur Jubelpartei transformiert und die eigene Macht preisgegeben.
Trumps Regierungsstil folgt gleichwohl der Logik autoritärer Systeme: Er entscheidet per Erlass, delegitimiert durch Sprache. Seine Dekrete sind nicht bloß Verwaltungshandeln, sie sind maximal dröhnende Inszenierungen – mit medialem Pomp, unterschrieben auf Bühnen vor vielen Flaggen. Verordnungen zur »Wiederherstellung biologischer Wahrheit« oder zur »Entsorgung genderbasierter Ideologie« sind weniger als Gesetzgebung gedacht, eher als moralische Korrektur einer angeblich dekadenten Gesellschaft.
David Graham gelingt es in diesem Text, diese Prozesse nicht bloß zu beschreiben, sondern als politische Strategie zu dechiffrieren: als Versuch, den Staat von einer Plattform liberaler Aushandlungen in ein Werkzeug exekutiver und vor allem konservativer Disziplin zu verwandeln. Besonders präzise beschreibt er, wie Project 2025 den Verwaltungsapparat umbauen will – durch Budgetkürzungen und eine ideologisch motivierte Personalpolitik. Beamte sollen ersetzt, Richter loyalisiert, Ministerien ausgehöhlt oder aufgelöst werden. Es ist die Trump-Version eines institutionellen Kulturkampfs.
Das alles wäre nicht möglich ohne ein orthodoxes Fundament. Graham zeigt eindringlich, wie tief Project 2025 in einem christlich-nationalen Weltbild verwurzelt ist, das die heteronormative Kleinfamilie zum Modell erhebt: Frauen als Mütter, Männer als Ernährer, Transmenschen als Bedrohung, staatliche Fürsorge als Schwäche. Die USA dieses düsteren Werks erinnern an den Staat Gilead in Margaret Atwoods Handmaid‘s Tale, denn Project 2025 entwirft eine Sozialordnung nach den Regeln des 19. Jahrhunderts, codiert im Verwaltungsrecht des 21. Jahrhunderts. Dabei entsteht eine Form von regressivem Etatismus: ein autoritärer Staat, der sich allerdings weniger mittels Überwachung, sondern mit einer rigorosen Wucht unzähliger zeitgleicher Übergriffe durchsetzt.
Und außenpolitisch zeigt sich der neue, alte Präsident als unberechenbarer Pate. Bündnisse, selbst Freundschaften zählen nichts, Grenzen akzeptiert Trump nicht mehr als gegeben. Seine Außenpolitik ist immer transaktional, und ethische Grundsätze, die Demokratie, Menschenrechte oder sonstige Leitlinien des alten Westens sind im Washington der Trump-Jahre nicht länger relevant.
Während klassische Autokraten auf Stabilität durch Kontrolle setzen, regiert Trump durch kalkuliertes Chaos: keine Hilfe mehr für Afrika, Provokationen gegen Kanada, Deportationsdrohungen gegen Kolumbien. All das sind keine Ausrutscher, sondern Teile eines Modells; es geht um Stärke durch Disruption. Grahams Kapitel über die Zerschlagung von USAID ist in diesem Zusammenhang zentral. Es zeigt, wie ein Präsident ein Instrument globaler Einflussnahme nicht reformiert, sondern zerstört – weil es dem eigenen Menschen- und Weltbild widerspricht.
Was Project 2025 letztlich entwickelt, ist nicht weniger als ein neues Regieren: autoritär im Stil, regressiv in der Sozialpolitik, aggressiv in der Kommunikation. Graham dokumentiert, wie dieses System funktioniert – mit massenhaftem Personalaustausch und der permanenten Gewinnung und Steuerung von Aufmerksamkeit.
Was bedeutet das für Europa, für Deutschland? Zunächst einmal gibt es eine nüchterne Erkenntnis. Jene Vereinigten Staaten, die über Jahrzehnte als transatlantischer Partner galten, als berechenbar, multilateral, normativ gebunden, existieren nicht mehr. Ein Amerika unter Trump ist kein liberaler Hegemon, sondern ein ausschließlich auf den eigenen Vorteil bedachter Machtblock. Die alte Allianz mit Europa steht in Washington unter Vorbehalt, und dieser Vorbehalt lautet: »What’s in it for us?« NATO-Garantien, Handelsabkommen, Sicherheitskooperationen werden unter Trump II nicht an gemeinsamen Werten gemessen, sondern an kurzfristigen Vorteilsrechnungen.
Die neue Bundesregierung ist wirtschaftlich abhängig vom transatlantischen Handel, sicherheitspolitisch vorerst noch eingebunden in NATO-Strukturen, doch kulturell und politisch weit entfernt von Trumps Weltsicht. Project 2025 zielt auf ein Amerika ohne Rücksichten, auch ohne Verpflichtungen oder Empathie. Für Europa bedeutet das: Es muss lernen, sich selbst zu verteidigen. Wer jetzt noch glaubt, die USA seien zwar ein bisschen schroff und laut geworden, würden uns im Ernstfall aber so natürlich wie automatisch zur Seite springen, hat die Trumpwelt nicht verstanden.
Der normative Bruch wird zugleich zu einem kulturellen Problem. Wenn die führende Demokratie des Westens offen gegen Pressefreiheit, Gleichstellung, den Schutz von Minderheiten und internationale Zusammenarbeit agitiert, schwächt das in Europa all jene, die für diese Werte eintreten. Amerikas neues ideologisches Exportmodell heißt: Polarisierung und Antiintellektualismus. All das ist längst in den Diskursen rechter Parteien in Europa angekommen, von Meloni zu Orban und weiter zur AfD. Project 2025 ist nicht nur ein amerikanischer Fahrplan. Es ist ein identitäts- und kulturpolitischer Resonanzkörper.
David Grahams Buch hilft, die neue Gegenwart klarer zu sehen, nämlich mit dem Instrumentarium eines historisch bewanderten Analytikers. Darum ist dieser Alarmruf auch ein Beitrag zur Verteidigung – der liberalen Demokratie, der offenen Gesellschaft sowie der amerikanischen und der europäischen Idee.

					Einleitung

				Als Präsident Donald Trump im Januar 2021 aus dem Amt schied, galt seine Regierung fast überall als gescheitert. Er hatte die selbst gesetzten Erwartungen – den Bau einer Mauer an der mexikanischen Grenze, die Wiederbelebung der amerikanischen Industrie und die Umgestaltung der Wirtschaft – bei weitem nicht erfüllt und in der Corona-Pandemie, die das Land schwer getroffen hatte, planlos und unkoordiniert agiert. Nach der deutlichen Wahlniederlage im November 2020 versuchte Trump mit einer Reihe von Scheinprozessen und anderen Methoden, die Stimmenauszählung zu untergraben. Dieses unverhohlene Streben nach Machterhalt gipfelte im gewaltsamen Sturm auf das US-Kapitol am 6. Januar 2021. In einem Amtsenthebungsverfahren durch den Senat wurde Trump zwar nicht verurteilt, doch Wähler aus allen politischen Lagern gaben ihm die Schuld an dem Aufstand,[1] ebenso wie viele gewählte Amtsträger der Republikanischen Partei.[2]
Noch während die Presse die politischen Nachrufe auf Trump schrieb, kam jedoch eine kleine Gruppe ehemaliger Regierungsmitglieder zu einem anderen Schluss: Trump war nicht gescheitert, sondern sabotiert worden. Die Gruppe war davon überzeugt, dass die Wahl gestohlen worden war – obwohl es keine Beweise dafür gab. Zwar waren diese Leute nicht unbedingt anderer Meinung als jene Kritiker, die Trumps Regierungszeit als politisches Versagen beurteilten. Die Ursache jedoch sahen sie darin, dass Trump vom ihn umgebenden System im Stich gelassen worden sei. Ihrer Ansicht nach waren eine vielversprechende Regierung und ein visionärer Präsident durch faule Angestellte, alten Parteidogmen verpflichtete Republikaner und Karrieristen in der Bürokratie ausgebremst worden.
Diese Andersdenkenden glaubten, der einzige Weg zur Verwirklichung der von ihnen angestrebten christlichen, rechtsgerichteten Nation sei ein sorgfältig organisierter Angriff auf die US-Regierung in ihrer damaligen Form. Der nächste republikanische Präsident müsste nicht nur Programm und Politik neu denken, sondern auch grundlegende Fragen der Arbeitsweise der Regierung klären sowie ausloten, welche Akteure an der Umsetzung dieser Neuausrichtung beteiligt sein sollten. Dieses Verständnis von Regierung war nicht einfach nur konservativ. Es war bewusst radikal und gründete in der Überzeugung, dass es keine verfassungsmäßige Ordnung mehr zu retten gab. Die Vertreter dieser Sichtweise glaubten nicht nur, dass ihre Chance bald kommen würde, sondern dass es nur einen Mann gab, der sie verwirklichen konnte und würde: Donald J. Trump.
Während der vierjährigen Präsidentschaft von Joe Biden widmeten sich Menschen wie Paul Dans, Russell Vought und Kevin D. Roberts der Vorbereitung einer zweiten Trump-Regierung, die die erste bei weitem übertreffen sollte. Zwar waren einige von ihnen auch Teil von Trumps Wahlkampfteam, aber hauptsächlich ging es um alles, was nach dem erneuten Wahlsieg geschehen sollte. Unter der Schirmherrschaft der Heritage Foundation, einer konservativen Denkfabrik mit fünfzigjähriger Geschichte, entwarfen sie einen aus vier Säulen bestehenden Plan. Er umfasste eine detaillierte programmatische Plattform, eine riesige Datenbank mit potenziellen Mitarbeitern für die Verwaltung, Schulungen für angehende Mitarbeiter sowie ein Handbuch für die blitzschnelle Übernahme der Regierung am ersten Tag: das sogenannte Project 2025.
Project 2025 ist der Generalschlüssel zum Verständnis der zweiten Präsidentschaft Trumps, der Zukunft der Republikanischen Partei und der amerikanischen Rechten. Das Projekt ist nicht vollständig identisch mit der Trump-Agenda, doch durch die sorgfältige, zu Trumps chaotischer Improvisation[3] im Gegensatz stehenden Planung ist es in der Lage, die Regierung zu dominieren und die intellektuelle Blaupause für programmatische und politische Entscheidungen der nächsten vier Jahre und darüber hinaus zu liefern.
Laut Kevin D. Roberts, Präsident der Heritage Foundation, verfolgt Project 2025 vier Ziele: »Die Wiederherstellung der Familie als Mittelpunkt des amerikanischen Lebens und den Schutz unserer Kinder; den Abbau des Verwaltungsstaats und die Rückgabe der Selbstverwaltung an das amerikanische Volk; die Verteidigung der Souveränität, der Grenzen und des Reichtums unserer Nation gegen globale Bedrohungen; [und] die Sicherung unserer von Gott gegebenen individuellen Rechte auf ein freies Leben – also das, was unsere Verfassung als die ›Segnungen der Freiheit‹ bezeichnet.«
Diese Zusammenfassung lässt auf einige eher ungewöhnliche Ideen schließen, insbesondere angesichts der Hervorhebung von Familienthemen und des Angriffs auf den ›Verwaltungsstaat‹ – ein akademischer Begriff für weite Teile der Bundesbürokratie, wie wir sie kennen. Dabei beschönigt Roberts den Radikalismus des Vorhabens. Project 2025 ist ein Plan zur massiven Erweiterung der Macht des Präsidenten. Die Beteiligten wollen Trump in die Lage versetzen, die Exekutive mit politisch genehmen Kandidaten zu besetzen, Beamte nach Belieben zu entlassen, die historische Unparteilichkeit des Justizministeriums aufzugeben, die gesetzlich verankerte Unabhängigkeit von Behörden wie der Federal Communications Commission (FCC, Bundeskommunikationskommission) anzugreifen und die Befugnisse des Kongresses an sich zu reißen.
Ein Glaubensgrundsatz des Project 2025 besagt, die Linke sei im Gegensatz zur Rechten hochgradig organisiert und reglementiert. Diese Perspektive überrascht jeden, der die Linke in den letzten zehn Jahren in Aktion erlebt hat. Doch die Autoren meinen es todernst. Linke Politiker bezeichnen konservative Führungskräfte manchmal abfällig als Zyniker, aber hinter den hier vorgetragenen Ansichten steht eine tiefe Überzeugung.
»Amerikas bittere Wirklichkeit ist, dass wir uns in der Endphase einer vollständigen marxistischen Übernahme des Landes befinden, wobei unsere Gegner bereits die Waffen des Regierungsapparats in der Hand haben und sie auf uns richten«, so Russell Vought, Trumps Haushaltschef und eine der Schlüsselfiguren im Project 2025. »Und sie werden sie weiter auf uns richten, bis sie keine Wahlen mehr gewinnen müssen.«[4] Paul Dans, Direktor des Projekts und in der ersten Trump-Administration auf mittlerer Ebene tätig, warnte einmal, die Amerikaner lebten »unter einer Art tyrannischer Herrschaft von Joe Biden«[5] und befänden sich »inmitten einer neomarxistischen Revolution hier in den Vereinigten Staaten«; sie müssten »aufwachen und sehen, was vor sich geht«.
Die düstere Sichtweise erinnert an den Artikel »The Flight 93 Election« aus dem Jahr 2016, erschienen in der Claremont Review of Books.[6] Er wurde zu einem Schlachtruf für rechtsradikale Intellektuelle. (Der Titel bezieht sich auf den entführten Flug vom 11. September, bei dem die Passagiere und die Besatzung ihr Leben opferten, indem sie die Terroristen zwangen, das Flugzeug weit entfernt vom eigentlichen Ziel, dem Kapitol, zum Absturz zu bringen.) Der Autor beschreibt die Wahl 2016 in apokalyptischen Worten und argumentiert, dass drastische Maßnahmen und möglicherweise persönliche Opfer zur Rettung der Rechten, der Amerikaner und des Westens als Ganzes erforderlich seien.
»Die Wahl 2016 ist wie Flug 93: Wer nicht das Cockpit stürmt, stirbt. Möglicherweise schaffen wir oder unser Parteiführer es ins Cockpit, wissen aber nicht, wie man ein Flugzeug fliegt oder landet«, warnt der Essay. »Nichts ist garantiert. Außer eines: Wenn man es nicht versucht, ist der Tod sicher. Um die Metapher zuzuspitzen: Eine Präsidentschaft von Hillary Clinton ist wie russisches Roulette mit einer halbautomatischen Waffe. Mit Trump kann man zumindest den Zylinder drehen und sein Glück versuchen.«
Der Verfasser, der sich später als Michael Anton entpuppte, trat bald darauf Trumps Nationalem Sicherheitsrat bei. Später wurde er Mitarbeiter vom Project 2025, das seinen Ton und seine Vision aufgreift. Einem zentralen Grundsatz des Projekts zufolge besteht der einzige Weg, die gefährliche Politisierung der Exekutive rückgängig zu machen, darin, sie weiter zu politisieren. Das erinnert an den berüchtigten Spruch über den Vietnamkrieg, demzufolge wir das Dorf zerstören müssen, um es zu retten. Diese nihilistische Sichtweise findet bei der wachsenden Zahl jener Wähler Anklang, die laut Meinungsforschung das amerikanische System für so verrottet halten, dass sie einfach alles niederbrennen wollen.[7]
Die Diagnosen des Project 2025 mögen dramatisch sein, aber die Ambitionen sind noch größer. Dans prophezeite: »Es wird ein JFK-Moment. Es handelt sich, wenn man so will, um eine echte Renaissance der Staatsführung.«[8] Vought erklärte, 2024 werde in seiner Bedeutung für die Nation »mit 1776 und 1860 konkurrieren«.[9] Und Roberts formulierte deutlich, um welchen Preis man sich diesem Projekt in den Weg stellt: »Wir befinden uns mitten in der zweiten amerikanischen Revolution, die unblutig bleiben wird, wenn die Linke es zulässt«, sagte er in einem Interview im Juli 2024.[10]
Diese Art von Rhetorik sowie Voughts leicht an einen Bond-Bösewicht erinnernder Name erklären, warum das Project 2025 vor der letzten US-Wahl so viel mehr Aufmerksamkeit erhalten hat als ähnliche Dokumente, die alle vier Jahre in den Denkfabriken der Parteien produziert werden. Das Hauptdokument unter dem Titel Mandate for Leadership (Mandat zur Führung) ist eine verwirrende Lektüre. Es enthält trockene, objektive Beschreibungen der Ämter der Exekutive, die sich den Platz mit ausgefallenen politischen Ideen teilen müssen – manchmal auf ein und derselben Seite. Politiker werfen ihren Gegnern oft vor, schändliche, unpopuläre Absichten vor den Wählern zu verbergen. In diesem Fall jedoch hat die Heritage Foundation alle Ideen eineinhalb Jahre vor der Wahl zusammengetragen und sie in einer von jedermann einsehbaren PDF-Datei online veröffentlicht.
Kritiker schlugen bereits Alarm, als Mandate 2023 veröffentlicht wurde, aber viele Wähler hörten erst im Sommer 2024 davon. Bei den BET Awards am 30. Juni ermutigte die Schauspielerin Taraji P. Henson die Zuschauer, sich mit dem Namen vertraut zu machen. »Der Plan von Project 2025 ist kein Spiel. Lesen Sie es nach«, forderte sie. Viele Menschen taten dies; die Suchanfragen vervielfachten sich. Während des Parteitags der Demokraten im August hielten die Redner eine übergroße Reproduktion des Buchs hoch, um die Aufmerksamkeit der Wähler auf Project 2025 zu lenken.
Trump war wütend. »Ich habe nichts mit Project 2025 zu tun«, erklärte er während seiner Debatte im September 2024 mit Kamala Harris, die ihm vorwarf, er wollte den Plan umsetzen.[11] »Es schwirrt da draußen herum. Ich habe es nicht gelesen. Ich will es nicht lesen, absichtlich. Ich werde es nicht lesen.« (Das stimmte wahrscheinlich: Dans hoffte zwar, dass »die Augen des 47. Präsidenten der Vereinigten Staaten diese Passagen lesen werden«, aber Trump liest selten etwas.) Obwohl er behauptete, nichts darüber zu wissen, bezeichnete er einige der Ideen als »absolut lächerlich und abgründig« und beharrte: »Ich habe keine Ahnung, wer dahintersteckt.«
Trumps Behauptungen waren absurd. Project 2025 stand zwar offiziell nicht mit seinem Wahlkampf in Verbindung, war aber Bestandteil seines engen Umfelds. Drei Viertel der Autoren und Mitwirkenden hatten in der ersten Trump-Regierung gearbeitet, vier von ihnen – Vought, Ben Carson, Chris Miller und John Ratcliffe – sogar auf Kabinettsebene. Zahlreiche weitere Mitwirkende bekleideten ebenfalls bereits während Trumps erster Präsidentschaft bestimmte Ämter. Während seiner zweiten Präsidentschaftskandidatur ernannte er Vought zum Politischen Leiter des Plattformkomitees der Republican National Convention 2024.[12] Vizepräsident J.D. Vance schrieb das Vorwort zu einem Buch von Roberts, dessen Erscheinungstermin verschoben wurde, nachdem Project 2025 negative Aufmerksamkeit erregt hatte.[13]
»Präsident Trump ist davon sehr angetan«, so Dans 2023.[14] Im folgenden Jahr sagte er gegenüber der Australian Broadcasting Corporation: »Wir haben Verbindung zu Leuten aus dem Wahlkampfteam. Tatsache ist, dass wir oft Ideen liefern.«[15] Er fuhr fort: »Dies wird wirklich der Maschinenraum der nächsten Regierung. Viele dieser Leute hatten schon Ämter inne und werden erneut auf bestimmte Posten berufen.«[16]
Trumps Distanzierung von Project 2025 hatte ganz praktische Gründe: Viele der darin enthaltenen Ideen sind äußerst unpopulär und erschwerten seine Versuche, heikle Themen zu vermeiden. Trumps Wahlkampfteam veröffentlichte nur ein vages 20-Punkte-Programm, das die umstrittensten Entscheidungen und Kompromisse ausblendete.[17] Mandate stößt auf seinen fast 1000 Seiten direkt in diese Minenfelder vor.
In einer Umfrage der Heritage Foundation Ende Juli und Anfang August 2024 stellte sich heraus, dass zwei Drittel der Wähler von Project 2025 gehört hatten, aber nur 14 Prozent es unterstützten. Weitere 47 Prozent lehnten es ab.[18] Die Zahl der Wähler, die das Projekt kannten und ablehnten, war in den wichtigsten Swing-States sogar noch höher. Inmitten des Aufruhrs verließ Dans Ende Juli 2024 die Stiftung.[19] Die Arbeit an Project 2025 war zu diesem Zeitpunkt bereits weitgehend abgeschlossen.
Während des Wahlkampfs hatte Trump viele Berater, von denen manche andere Ansichten vertreten als die Autoren des Projekts. Kaum war die Wahl jedoch vorbei, gab er die vorgetäuschte Distanz zu Project 2025 auf. Zu den ersten von ihm ernannten Spitzenbeamten gehörten viele Mitwirkende des Projekts, darunter Tom Homan (Grenzschutzbeauftragter), John Ratcliffe (CIA-Direktor), Brendan Carr (Vorsitzender der Federal Communications Commission), Paul Atkins (Vorsitzender der Securities and Exchange Commission, Börsenaufsichtsbehörde), Peter Navarro (leitender Berater), Michael Anton (Direktor der Politikplanung des Außenministeriums), Pete Hoekstra (Botschafter in Kanada) und Russell Vought (Leiter des Office of Management and Budget, OMB, Amt für Verwaltung und Haushaltswesen). Doch Project 2025 braucht keine prominenten Namen in den wichtigsten Positionen, um erfolgreich zu sein – besagt doch seine ureigene Theorie, dass der Aufbau von Systemen und die Besetzung der unteren Ränge der Exekutive der Schlüssel zur effektiven Kontrolle der Regierung sind. Eine Analyse der Informationsagentur Bloomberg Government ergab, dass 37 der 47 Exekutivmaßnahmen, die in Trumps ersten Amtstagen ergriffen wurden, direkt oder teilweise mit Empfehlungen aus dem Project 2025 übereinstimmen.[20]
Im ersten Teil dieses Buches werde ich den revolutionärsten Aspekt des Project 2025 untersuchen, nämlich inwiefern es nicht nur die Arbeit der Regierung neu erfinden will, sondern auch die grundlegendere Frage nach der Ausgestaltung dieser Arbeit, neu beantwortet. Ich werde aufdecken, wie die Autoren versuchen, die Exekutive zu politisieren, indem sie Ideologen noch die alltäglichsten Aufgaben übertragen, den an sich unpolitischen öffentlichen Dienst aushöhlen und den Kongress entmachten. Ich werde auch erläutern, wie seriöse und mitunter obskure Teile der Exekutive – darunter das bereits genannte Office of Management and Budget, das Office of Presidential Personnel (OPP, Büro für Präsidialpersonal) und das Justizministerium – für diese Zwecke eingesetzt werden.
Im zweiten Teil dieses Buchs befasse ich mich mit den radikalen politischen Maßnahmen, welche die Autoren von Project 2025 mit diesen neuen Befugnissen umsetzen wollen. Ich erläutere die bemerkenswertesten und wichtigsten Veränderungen, die sie in den Bereichen Geschlechter-, Familien- und Bürgerrechte, Einwanderung, Wirtschaftspolitik und Handel, Umwelt sowie Außenpolitik und Verteidigung anstreben.
Roberts schreibt in seinem Vorwort zu Mandate: »Die Konservativen haben nur zwei Jahre und eine Chance, um es richtig zu machen.« Sie sind entschlossen, diese Chance nicht ungenutzt verstreichen zu lassen.

					I Mittel und Wege

				Als die Öffentlichkeit zum ersten Mal von Project 2025 erfuhr, konzentrierte sich die Aufmerksamkeit vor allem auf die darin verhandelten, spezifisch politischen Ideen. Ihre Umsetzung würde viele Aspekte des Lebens in den Vereinigten Staaten auf den Kopf stellen, von den Grundrechten bis hin zur Struktur der Wirtschaft. Die Vorschläge sind radikal, weitreichend und verdienen es, genau unter die Lupe genommen zu werden. Ohne die Fähigkeit zur Umsetzung sind sie jedoch höchstens die Pixel wert, in deren Gestalt sie veröffentlicht wurden. Doch gerade, weil Project 2025 einen detaillierten Plan zu seiner Umsetzung enthält, unterscheidet es sich von vielen anderen Wahlversprechen. Es muss deshalb ernst genommen und verstanden werden.
Die Erstellung politischer Blaupausen für künftige Präsidentschaften ist nicht neu. Angesichts eines immer größer und komplexer werdenden Regierungsapparats verlassen sich beide Parteien auf externe Organisationen, die Leitlinien für die Regierungsarbeit entwerfen sollen. Präsidenten können, so die Idee dahinter, nach ihrem jeweiligen Amtsantritt am 20. Januar die ersten 100 Tage damit verbringen, Themen abzuarbeiten, statt lange Personal zu suchen und Prioritäten abzuwägen.
Der Prototyp solcher Projekte wurde vor der Amtszeit von Ronald Reagan ins Leben gerufen. Die Heritage Foundation, die 1973 gegründet wurde, um wirtschaftsfreundliche, staatskritische Ansichten und Kulturkonservatismus zu verbinden,[1] veröffentlichte bereits 1980 ein erstes Mandate for Leadership. Es richtete sich an das Personal des nächsten republikanischen Präsidenten und stellte dar, wie dieser die gemäßigte Politik der Republikaner nach dem Zweiten Weltkrieg zugunsten einer konservativeren Politik aufgeben könnte. Der Plan ging auf: Mandate for Leadership wurde von den Beratern des gewählten Präsidenten Reagan begeistert aufgenommen und galt, wie die New York Times es ausdrückte, als »Manifest der Reagan-Revolution«.[2] Nach Angaben der Heritage Foundation wurden 60 Prozent der darin enthaltenen Empfehlungen innerhalb des ersten Amtsjahres Reagans politisch umgesetzt.
Die Heritage Foundation schreibt weiterhin politische Agenden. Zwar hatte bislang keine so viel Einfluss wie die erste, doch andere Organisationen beobachten diese Veröffentlichungen aufmerksam. Im September 2000 veröffentlichte die neokonservative Denkfabrik Project for a New American Century die Schrift Rebuilding America‘s Defenses (Der Wiederaufbau von Amerikas Verteidigungsfähigkeit).[3] Ein Jahr später, nach den Anschlägen vom 11. September, wurden die darin enthaltenen Ideen und deren Urheber zu einem zentralen Bestandteil des globalen Krieges gegen den Terror unter George W. Bush. Als Barack Obama 2008 gewählt wurde, war er neu in Washington. Das Center for American Progress half dabei, Mitarbeiter und Ideen für seine Regierung bereitzustellen. »Seit der Mitgestaltung des Übergangs zur Regierung Ronald Reagans 1981 durch die Heritage Foundation hatte keine einzige externe Gruppe so viel Einfluss«, berichtete das Time Magazine.
Die Heritage Foundation hatte inzwischen einiges von ihrem Glanz verloren. Im Jahr 2012 trat der Tea-Party-Anhänger Jim DeMint aus dem Senat zurück,[4] um die Stiftung zu übernehmen, aber die Tea-Party-Bewegung und DeMints Führung verloren innerhalb weniger Jahre an Einfluss. DeMints Nachfolgerin, Kay Coles James, geriet mit Trump-Verbündeten aneinander,[5] und im Oktober 2021 wurde Kevin Roberts zum Präsidenten ernannt.[6] Innerhalb weniger Monate rief er die Anfänge des Project 2025 ins Leben und stellte Paul Dans als dessen Leiter ein. Dieser hatte unter Trump als Personalverantwortlicher im Weißen Haus gearbeitet. Anfang 2022 begann man mit der Arbeit.[7]
Um sicherzustellen, dass Project 2025 nicht zu eng geführt wurde, wies Roberts Dans an, jenseits der eigenen Stiftung eine Vielzahl von Mitwirkenden aus dem gesamten rechten Spektrum zu gewinnen.[8] So wurde die Heritage Foundation zur Organisatorin der gesamten »Make America Great Again«-Bewegung (MAGA). Hunderte Vertreter konservativer Gruppen trugen zum Endprodukt bei und repräsentierten viele verschiedene Schattierungen des Trumpismus.
Die Stiftung betrachtete Project 2025 als Möglichkeit, ihre Bedeutung aus der Reagan-Ära zurückzugewinnen. Das im Original 922 Seiten umfassende Grundsatzdokument trägt den gleichen Namen wie sein Vorgänger. »Das Buch brachte die konservative Bewegung und Reagan zusammen, und die darauffolgende Revolution hätte es vielleicht nie gegeben, wenn es nicht diese Gruppe engagierter, ehrenamtlicher Aktivisten gegeben hätte«, so Dans.
Doch Project 2025 unterscheidet sich in wesentlichen Punkten vom Vorgängerdokument, und das nicht nur, weil die politische Vision sehr von der Reagans abweicht. Eine große Neuerung besteht in der Schaffung einer Art Schattenregierung, die bereit war, sich am ersten Tag der neuen Regierung in die Exekutive einzufügen. Diese Rolle wurde traditionell von den Präsidialverwaltungen selbst übernommen, aber Project 2025 begann noch vor der Nominierung des Präsidenten, um am 20. Januar 2025 bereit zu sein.
»Wir brauchen eine Vision für das große Ganze, und Donald Trump treibt diese voran, aber wir brauchen auch eine Art Anleitung, wie man Dinge umsetzt«, erklärte Dans 2024 gegenüber Steve Bannon.[9] Project 2025 musste also nicht nur detaillierte politische Ideen darlegen, sondern auch jene Personen ausfindig machen und schulen, von denen man sich deren Umsetzung erhoffte. Der vierte Teil von Project 2025, ein Drehbuch für die ersten sechs Monate der Amtszeit, wurde nie veröffentlicht, aber Vought deutete seinen Inhalt in einer Rede aus dem Jahr 2024 an: »Wir haben detaillierte Pläne für unser Handeln [in diesem Zeitraum]. Wir schreiben sogar die präsidentiellen Verfügungen«, so Vought. »Wir schreiben die eigentlichen Verordnungen. Wir schreiben jetzt schon die Vorschriften und klären die rechtlichen Befugnisse für alle Maßnahmen, die Präsident Trump ergreifen wird.«[10]

					
						Die Männer hinter den Kulissen

					
					Die beiden wichtigsten Personen für das Verständnis von Project 2025 sind dessen ehemaliger Leiter Paul Dans und Russell Vought, der als einer der Autoren aufgeführt ist, aber weithin als die treibende intellektuelle Kraft hinter dem Projekt gilt. Beide Männer eint die Überzeugung, dass (gemäß einem Diktum aus der Reagan-Ära) bereits die Auswahl des Personals Politik ist[1] und die Mechanismen und Funktionsweisen des Regierungsapparats chronisch übersehen werden. Zu dieser Haltung gelangten beide jedoch auf sehr unterschiedliche Weise.

					Dans hat den traditionelleren, elitären Lebenslauf, ist tatsächlich jedoch eher ein Außenseiter. Er hat die kräftige Statur eines früheren Lacrosse-Spielers,[2] wirkt etwas unbeholfen und beinahe – aber eben nicht gänzlich – liebenswürdig. In Interviews spricht er nostalgisch von einer glücklicheren amerikanischen Vergangenheit. Er stellt sich selbst als klassischen MAGA-Wähler dar – als unzufriedenen Spross einer liberalen katholischen Familie, der die Fehler der Demokraten erkannt und sich nach rechts orientiert hat. »Ich stamme aus einer reinrassigen, bedauernswerten Mischung«,[3] so Dans 2023 in einem Podcast für American Moment, einer mit Project 2025 verbundenen Organisation. Seine Eltern hätten sich jeweils durch den Idealismus der Kennedy-Ära von der Stadt Washington, D. C. angezogen gefühlt und sich dort kennengelernt. Dans wuchs dort auf, studierte am MIT Wirtschaftswissenschaften und machte seinen Abschluss in Stadtplanung.

					Danach studierte Dans Jura an der University of Virginia, wo er sich in der Federalist Society engagierte. Dabei handelt es sich um eine konservative Gruppe von Jurastudenten. Damals war keine gute Zeit, um sich nach rechts zu orientieren, selbst an einem Ort wie der UVA, und die Federalist Society war noch nicht das einflussreiche Konglomerat, das in der Trump-Ära den Obersten Gerichtshof dominieren sollte. »Es war, wenn man so will, ein Winter für Konservative«, erinnerte er sich im Interview mit der Medienplattform American Moment. »Clinton war gerade ins Amt gekommen. Es waren harte Zeiten.«

					Nach seinem Abschluss entschied sich Dans gegen die Regierungsarbeit und für eine Tätigkeit in renommierten Anwaltskanzleien in New York City. Sein Meisterstück war seine Beteiligung an der epischen Schlacht zwischen Chevron und dem kämpferischen Anwalt Steven Donziger, der den Ölkonzern wegen Umweltschäden in Ecuador verklagt hatte.[4] Dans gehörte einem Team an, das Teile eines Dokumentarfilms beschaffte, in dem Donziger belastet wurde. Das Filmmaterial führte letztlich zu Donzigers Ausschluss aus der Anwaltschaft.

					Dans blieb politisch interessiert. Er glaubte an die »Birther«-Phantasie, der zufolge Barack Obama nicht in den Vereinigten Staaten geboren war. »Ich hatte einige ernsthafte akademische Fragen zum Geburtsort eines ehemaligen Präsidenten«, gab er gegenüber American Moment grinsend zu Protokoll. Als mit Trump der prominenteste Anhänger des »Birtherism« auf den Plan trat, entwickelte sich Dans zu dessen Fan. Er war am Boden zerstört, als Trump 2012 eine Präsidentschaftskandidatur zwar in Betracht zog, aber letztlich ablehnte, und begeisterte sich früh für dessen Präsidentschaftskampagne für 2016.

					Nach Trumps unwahrscheinlichem Sieg hoffte Dans, sein elitärer Lebenslauf und seine unerschütterliche Unterstützung für Trump würden ihm einen schnellen Einstieg in die Regierung ermöglichen. Stattdessen wurde er übergangen und sah die Ursache dafür in seiner allzu starken Begeisterung für MAGA. »Ich glaube, die erste Frage [auf dem Bewerbungsbogen] war: Haben Sie bereits in der Regierung gearbeitet?«, erinnert er sich. »Wer könnte hier mit Ja antworten? Jeder kann das rückwärts ausrechnen. Es wäre jemand, der von Bush ins Amt berufen wurde.«[5]

					2018 hatte Dans schließlich Glück: Er lernte James Bacon kennen, einen Studenten, der in der Verwaltung jobbte. Den viel jüngeren Mann um Hilfe zu bitten, muss für Dans, der bereits auf eine eigene Karriere zurückblicken konnte, demütigend gewesen sein, aber es verschaffte ihm einen Posten in der Verwaltung. Er war nun im Ministerium für Wohnungsbau und Stadtentwicklung für die Obdachlosenpolitik zuständig. Dort entwickelte er eine gesunde Skepsis gegenüber Berufsbeamten. Mehr noch verachtete er aber die von Politikern ernannten Amtsinhaber, denen er mangelndes Engagement für die Sache unterstellte.

					»Diese Leute kamen ins Ministerium und waren in vielen Fällen ahnungslos und faul«, berichtete er gegenüber American Moment. »Es entstehen zwar Hindernisse [durch Beamte], aber das Problem ist wohl eher, dass die von Politikern berufenen Leute sich an der Nase herumführen lassen, und es fängt damit an, dass sie die harte Arbeit nicht machen wollen.«

					Im Jahr 2020 bekam Dans die Chance, etwas dagegen zu unternehmen. Ihm wurde eine Stelle im Weißen Haus im Office of Presidential Personnel angeboten. Seiner Aussage nach hatte er noch nie von diesem Büro gehört und war einfach nur froh, nicht ins Office of Management and Budget entsandt worden zu sein, weil er dieses als langweilig empfand. Wie sich zeigte, passte die neue Aufgabe zu ihm. Das PPO, wie das Büro auch genannt wird, ist für die Suche, Überprüfung und Einstellung von etwa 4000 politischen Beauftragten in jeder Regierung verantwortlich, darunter mehr als 1000 Posten, die vom Senat bestätigt werden müssen.

					Als Dans die Stelle antrat, wurde das PPO von John McEntee geleitet.[6] Der ehemalige Quarterback von der University of Connecticut hatte als Bodyguard von Präsident Trump angefangen – er begleitete den Präsidenten und kümmerte sich um dessen tägliche Bedürfnisse. 2018 wurde McEntee vom Stabschef des Weißen Hauses, John Kelly, entlassen, weil Bedenken wegen einer möglichen Spielsucht bestanden. Nachdem jedoch Kelly selbst gefeuert wurde, holte Trump McEntee zurück und übergab ihm die Leitung des PPO. Die offensichtlichste Qualifikation des gerade Neunundzwanzigjährigen, der die normalerweise mit diskreten Veteranen besetzte Position offensiv anging, war seine Hingabe an Trump.

					Mit Dans fand McEntee einen eifrigen Helfer. Zwar kritisierte Dans nicht gewählte Amtsträger für deren Machtfülle, ging aber dennoch rücksichtslos mit Dale Cabaniss um, der vom Senat bestätigten Leiterin des Office of Personnel Management – einer Art Personalabteilung für Beamte. Laut dem Magazin Politico kündigte sie frustriert.[7] Bald darauf wurde Dans Stabschef des PPO. Doch seine Amtszeit wurde durch Trumps Wahlniederlage im November 2020 verkürzt, was ihn zu einem größenwahnsinnigen Selbstvergleich mit Lucius Quinctius Cincinnatus führte, jenem römischen Staatsmann, der nachdem er dem Ruf des römischen Senats gefolgt war und die Stadt vor aufständischen Stämmen geschützt hatte, seine Macht an die Volksvertreter zurückgab, um die Felder auf seinem Landgut zu bestellen. Dans ging nach Hause. Als Roberts ihn bat, das Project 2025 zu leiten, war er bereit.

					Russell Vought hingegen ist ein ausgemachter Insider des Washingtoner Politikbetriebs und hat sich in den Reihen der republikanischen Politik mit genau der methodischen Herangehensweise hochgearbeitet, die man von einem Haushaltsexperten erwarten würde. Vought wuchs in einer streng christlichen Familie in Connecticut auf, die er selbst als Arbeiterfamilie bezeichnet.[8] Er besuchte das konservative-christliche Wheaton College, dessen berühmtester Absolvent der 2018 verstorbene evangelikale Erweckungsprediger Billy Graham ist. Später studierte er an der George Washington University Jura.

					Vought stieg in die Politik ein, indem er für den texanischen Senator Phil Gramm arbeitete, der in den späten 1980er und 1990er Jahren in Washington als Vorkämpfer des fiskalischen Konservatismus galt.[9] Danach war er für den Abgeordneten Jeb Hensarling tätig, einen ehemaligen Kommilitonen Gramms, der zum Vorsitzenden des Finanzausschusses des Repräsentantenhauses aufstieg. Nächste Station war das Republican Study Committee, eine streng konservative Gruppe von Abgeordneten des Repräsentantenhauses. Später arbeitete er für den Abgeordneten (und späteren US-Vizepräsidenten) Mike Pence, auch er fiskalkonservativ und evangelikaler Christ, sowie für die Heritage Foundation.

					Hinter Voughts eher sanftem Auftreten mit Glatze, gepflegtem Bart und klobiger Brille verbirgt sich eine radikale Weltanschauung. Das Christentum war und ist das zentrale Thema seines Lebens wie seiner Karriere und prägte sogar seine Herangehensweise bei der Haushaltsplanung. Während Voughts Anhörungen zur Bestätigung als stellvertretender Direktor des OMB im Jahr 2017 befragte Senator Bernie Sanders diesen zu einer Kolumne aus dem Jahr 2016.[10] Dort hatte Vought geschrieben: »Muslime haben nicht einfach eine mangelhafte Theologie. Sie kennen Gott nicht, weil sie Jesus Christus, seinen Sohn, abgelehnt haben, und sie sind verdammt.«[11] Sanders sah sich der Kritik ausgesetzt, einen religiösen Eignungstest durchgeführt zu haben, und Vought wurde schließlich mit einer Mehrheit von einer einzigen Stimme bestätigt.

					Selbst wenn die Stoßrichtung von Sanders‘ Fragen unangemessen war, sind Voughts religiöse Ansichten für das Verständnis seiner Politik essenziell. Er bekennt sich zwar zur traditionellen Trennung von Kirche und Staat, argumentiert jedoch, das Christentum solle weiterhin großen Einfluss darauf haben, wie die Vereinigten Staaten regiert werden. In einem Podcast aus dem Jahr 2023 mit dem Abgeordneten Tim Burchett, einem Republikaner aus Tennessee, beschrieb Vought die Mission des Center for Renewing America (Zentrum für die Erneuerung Amerikas), einer Organisation, die er nach seinem Ausscheiden aus dem Weißen Haus gegründet hatte: »Oberste Priorität unserer Organisation ist es, in diesem Land die Idee, den Konsens wiederherzustellen, dass wir kein säkulares Land sind, sondern eine christliche Nation, als die wir auch gegründet wurden«, so Vought. »Darüber sollten sich alle einig sein, selbst wenn sie Religionsfreiheit genießen.«[12]

					Während manche Religiös-Konservative nicht als christliche Nationalisten abgestempelt werden wollen oder diesen Begriff für bedeutungslos erklären, teilt Vought diese Haltung nicht: »Im Gegensatz zu den meisten abwertenden Bezeichnungen beschreibt er etwas Wahres«, erklärte er im Februar 2024 gegenüber Charlie Kirk, dem Vorsitzenden der konservativen Non-Profit-Organisation Turning Point USA.[13] »Wir sind Christen und zugleich Nationalisten. Wir glauben, dass wir eine christliche Nation haben. Das heißt, christlicher Nationalismus wäre wahrscheinlich die exakteste Beschreibung meiner Überzeugung.«

					Mit dieser Kombination aus frommem Christentum und strengem fiskalischem Konservatismus wäre Vought perfekt geeignet für eine Regierung unter Ted Cruz, Mike Huckabee oder Rick Santorum – oder auch seinem ehemaligen Chef Mike Pence. Doch keiner von ihnen gewann die Wahl 2016, und Vought passte nicht zu Donald Trump – einem offenkundig nicht religiösen Frauenhelden, der versprach, konservative Überzeugungen in der Fiskalpolitik abzubauen und sich für Programme wie die Sozialversicherung und Medicare einzusetzen.

					Dennoch fand Vought unter Trump einen Platz im Weißen Haus, zunächst als stellvertretender Leiter des OMB, dann als dessen amtierender Leiter (2019–2020) und schließlich ab Juli 2020 als dessen vom Senat bestätigter Direktor. Vought hatte den Großteil seiner Karriere auf dem Capitol Hill verbracht, wo viele Mitarbeiter unterbezahlt, aber engagiert sind, und zeigte sich, wie bereits Dans, von der Qualität und Arbeitsethik der Exekutivmitglieder unbeeindruckt. »Ich hatte einen Platz in der ersten Reihe bei vielen dieser Themen und vor allem [sah] ich, wie unintelligentes Denken am Ende das Erreichen unserer Ziele verhinderte. Völlig energielose politische Beamte weigerten sich vor allem in den ersten zwei Jahren [von Trumps] Regierungszeit, eine moralische Position einzunehmen«, so Vought 2023 in einer Rede.[14]

					Sich in die Trump-Administration einzufügen, bedeutete für Vought, seinen lang gehegten fiskalischen Konservatismus herunterzuspielen. Während des ersten Präsidentschaftswahlkampfs versprach Trump, die Staatsverschuldung zu senken.[15] Diese stieg jedoch während seiner Amtszeit stetig an und eskalierte 2020, als die Regierung viel Geld in COVID-bezogene Konjunkturmaßnahmen steckte. Nur Abraham Lincoln und George W. Bush hatten ein ähnlich starkes Defizitwachstum zu verzeichnen, welches zum Teil auf Trumps massive Steuersenkungen zurückzuführen war. Eine Analyse des überparteilichen, auf Sparmaßnahmen zielenden Committee for a Responsible Federal Budget (Komitee für einen verantwortungsvollen Staatshaushalt) aus dem Jahr 2024 prognostizierte, Trumps Pläne für die zweite Amtszeit würden das Defizit um 7,75 Milliarden US-Dollar erhöhen.[16]

					Aufgrund dieser Ausgabenpolitik beschuldigten einige ehemalige Kollegen Vought, eine »Vernunftehe« mit Trump eingegangen zu sein, um seine ideologischen Ziele zu erreichen, so die Washington Post.[17] Möglicherweise haben sich jedoch Voughts Prioritäten gewandelt. Viele Mitarbeiter der ersten Trump-Regierung entstammten anderen ideologischen Lagern als der Präsident, und viele von denen, die nicht im Streit gingen, entwickelten sich zu eifrigen Konvertiten. Trump ist bekanntlich nachtragend, und konservative Christen wie Vought, die sich von der dominanten Gesellschaftskultur entfremdet haben und sich mit der unterdrückten frühen Kirche identifizieren, fühlen sich schnell verfolgt.

					Vought ist zu einem Befürworter noch der ausgefallensten Ideen Trumps geworden. »Ich glaube, die Wahl [2020] wurde gestohlen«, so Vought 2022 in einem Interview.[18] Er verspottet die Juristenvereinigung Federalist Society, die von vielen Liberalen und Zentristen als die stärkste Kraft der konservativen Rechtsprechung angesehen wird, als hoffnungslos realitätsfern: »Die Federalist Society weiß nicht, was die Stunde geschlagen hat«, so Vought 2023 gegenüber der New York Times.[19] Insbesondere warf er der Organisation vor, nicht ausreichend auf die seiner Ansicht nach existenziellen Bedrohungen der Nation eingestellt zu sein.

					»Unser Land befindet sich in einer postkonstitutionellen Phase. Unsere verfassungsmäßigen Institutionen, Auffassungen und Praktiken haben sich über Jahrzehnte von ihrer verschriftlichten Form weg entwickelt und neu angeordnet zu einem neuen Regime, das nur Lippenbekenntnisse zur alten Verfassung abgibt«, schrieb Vought 2022 in einem Aufsatz.[20] Zwei Jahre später, nachdem Trump vor einem New Yorker Gericht wegen 34 Straftaten verurteilt worden war, wurde Vought noch deutlicher: »Erzählt mir nicht, dass wir gemäß der Verfassung leben«, postete er auf der Plattform X.[21] Diese Schlussfolgerung mag erschreckend sein, aber für Vought und seine Mitstreiter eröffnet sie neue Wege, den von ihnen bevorzugten Regierungsansatz umzusetzen.

				
					
						Der Griff nach der Exekutivgewalt

					
					Die Autoren von Project 2025 sind darauf bedacht, ihre Kritik als Verteidigung der Verfassung zu tarnen. Zunächst, so sagen sie, habe der Kongress seine Macht an die Exekutive abgetreten. »Die Gesamtsituation ist verfassungsrechtlich bedenklich, unhaltbar teuer und muss dringend korrigiert werden«, schreibt Vought. »Es geht um nichts Geringeres als das Überleben der Selbstverwaltung in Amerika.«

					Viele Wissenschaftler, Experten und Politiker auf beiden Seiten des politischen Spektrums sind sich einig, dass der Kongress nicht mehr bereit ist, als Kontrollorgan der Exekutive zu fungieren. Die Legislative hat es den Präsidenten in den vergangenen 50 Jahren ermöglicht, viele de facto ausländische Kriege zu führen, ist beinahe unfähig, rechtzeitig einen Haushalt zu verabschieden, und verlässt sich stattdessen auf Notlösungen und die immer wieder drohende Stilllegung des Landes. So kann man nicht regieren.

					Zweitens – und das ist umstrittener – beklagen die Autoren von Project 2025, die Bürokratie habe sich zu einem nicht gewählten vierten Regierungszweig entwickelt. Ein öffentlicher Dienst, der unabhängig vom jeweiligen Präsidenten bestehen bleibt, sei für jede Regierung ein Problem, weil die Beamten Veränderungen ablehnend gegenüberstehen. Die Autoren sehen in diesem Umstand vor allem ein Problem für eine rechtsgerichtete Regierung, da Bundesangestellte (laut Umfragen) insgesamt eher demokratisch eingestellt sind.

					Project 2025 bietet hier eine paradoxe Lösung an: Die Autoren wollen dem Präsidenten noch mehr Macht übertragen. Die Quadratur des Kreises versucht Vought mit der Forderung nach einer »aggressiven Nutzung der weitreichenden Befugnisse der Exekutive, um die Macht – auch die derzeit von der Exekutive ausgeübte – dem amerikanischen Volk zurückzugeben«. So konzentriert sich mehr Macht auf einer einzelnen Person, als von den Wählern oder dem Kongress je beabsichtigt war – einer Person, die nicht einmal von der Mehrheit der Wähler beauftragt wurde. Es handelt sich hier im Kern um den Versuch, die in der Verfassung verankerte Gewaltenteilung zu umgehen. Vought formulierte es gegenüber der New York Times so: »Wir versuchen, Nischen der Unabhängigkeit zu identifizieren und sie uns anzueignen.«[1]

					Zu diesem Zweck sieht der Plan vor, zwei der alltäglichsten und seriösesten Teile der Bundesregierung – das Office of Management and Budget und das Justizministerium – in starke, parteiische Waffen zu verwandeln.

					
						
							Office of Management and Budget

						
						Die Stadt Washington hat genauso wenig Sexappeal wie das Regierungsgeschäft, aber selbst nach diesen Maßstäben gilt das OMB als langweilig. Seine Aufgabe mit der größten Öffentlichkeitswirkung ist die Erstellung des Haushalts, den der Präsident jedes Jahr zur Abstimmung in den Kongress schickt, aber es spielt auch eine wichtige Rolle bei der Überwachung der Tagesgeschäfte der Exekutive. Das OMB ist keine unbedeutende Einrichtung, und seine früheren Leiter gehörten zu den angesehensten, einflussreichsten und talentiertesten Akteuren in Washington, und zwar parteiübergreifend. Dennoch war es in der Regel kein Treiber von Konflikten zwischen beiden Parteien. Historisch gesehen ist der Leiter des OMB nur in den Nachrichten, wenn etwas im Weißen Haus oder in der Wirtschaft sehr schiefgelaufen ist – etwa, als Peter Orszag, OMB-Direktor unter Obama, zur Galionsfigur der Großen Rezession wurde.[2]

						Dennoch steht das OMB im Zentrum des Plans von Project 2025 zur Neugestaltung der Bundesregierung. Obwohl das OMB laut Vought »das Flugsicherheitssystem eines Präsidenten ist«, unterschätzen es andere Teile der Regierung häufig – das seien bloß die Typen mit dem Geld – oder umgehen es gar. Vought hält dies für einen Fehler.

						»Wenn politische Vorhaben von den Ressourcen getrennt werden, die für ihre Umsetzung nötig sind, bleiben sie Totgeburten. Sie sind dann nichts als akademische Übungen, die unsere nationale Sicherheit untergraben und Ministerien und Behörden sich selbst überlassen«, schreibt Vought. Es gehe eben nicht nur darum, wer das Geld hat. Solche Fehleinschätzungen übersehen seiner Meinung nach die entscheidende Rolle des OMB bei der Durchsetzung von Maßnahmen auch gegen den Widerstand fauler oder ideologisch motivierter Berufsbeamter. Das OMB »verfügt über die einzigen gesetzlichen Instrumente im Weißen Haus, die mächtig genug sind, um die Bürokratie der ausführenden Behörden zu umgehen«. Zu oft, so Vought, habe das OMB Mitarbeitern von Behörden (ob politisch ernannt oder nicht) dazu gedient, ihre eigenen Interessen bis ins Weiße Haus zu übermitteln, obwohl sein eigentlicher Zweck darin bestehe, die Prioritäten des Präsidenten an die Behörden weiterzugeben.

						Vought hofft, dem Arsenal des OMB eine neue Waffe hinzufügen zu können. Das Zurückhalten von Geldern klingt harmlos, kann aber enorme Auswirkungen haben. Vought spricht in Mandate nicht explizit darüber, aber Trump hat im Wahlkampf versprochen, solche Blockaden einzusetzen,[3] und Vought hat sich an anderer Stelle dafür stark gemacht.[4] Die Verfassung erlaubt dem Kongress, Geld auszugeben und einzunehmen, aber die Verwaltungen wollten schon immer die Möglichkeit haben, Gelder zurückzuhalten – kurz gesagt, sie entweder nicht auszugeben oder die Ausgabe aufzuschieben. Der Gesetzgeber und die jeweiligen Präsidenten stritten bis 1974 über diese Praxis.[5] Damals verabschiedete der über Richard Nixon verärgerte Kongress den Congressional Budget and Impoundment Control Act, demzufolge die Exekutive Geldmittel nur mit Zustimmung des Kongresses zurückhalten konnte.

						Bis vor kurzem war das Gesetz relativ unumstritten. Die Präsidenten haben den Kongress nur selten ersucht, Gelder zurückzuziehen, und der Kongress hat seit 2000 keinen derartigen Antrag mehr bewilligt. Im Jahr 2019 versuchte Trump, vom Kongress für die Ukraine bewilligte Finanzmittel einzubehalten, um Präsident Selenskyj zu zwingen, eine Untersuchung gegen Joe Bidens Sohn Hunter einzuleiten. Das Repräsentantenhaus reagierte mit einem Amtsenthebungsverfahren gegen Trump, der allerdings im Senat nicht verurteilt wurde.

						Vought und andere rechtsgerichtete Hardliner wollen, dass der Impoundment Control Act abgeschafft wird. In einem Brief an den Kongress schrieben Beamte des OMB gegen Ende der Regierungszeit Trumps, das Gesetz sei »in der Praxis nicht umsetzbar und [müsse] erheblich reformiert oder aufgehoben werden«.[6] Das Center for Renewing America bezeichnete das Gesetz als »verfassungswidrig«.[7] Trump versprach, sich im Kongress für die Aufhebung des Gesetzes einzusetzen, sagte aber auch, er werde »Maßnahmen ergreifen, um die Verfassungsmäßigkeit der Einschränkung der Finanzblockaden anzufechten«.[8] Im Klartext bedeutet das: Trump beabsichtigt, gegen das Gesetz zu verstoßen, und hofft darauf, dass der Oberste Gerichtshof ihm zur Seite steht.

						Finanzblockaden kamen unter früheren Präsidenten eher selten zum Einsatz. Eine aggressive Nutzung würde die Macht des Kongresses jedoch drastisch einschränken, denn es ist sinnlos, Geld zu bewilligen, wenn man die Regierung nicht dazu bringen kann, es auszugeben. Im Spiegelkabinett von MAGA sieht dies wie die Kontrolle der Legislative aus, aber in Wirklichkeit ermöglicht es dem Präsidenten, die verfassungsmäßige Ausgabenbefugnis des Kongresses aufzuheben. Das Weiße Haus begann in der ersten Woche von Trumps zweiter Amtszeit mit dem Versuch, Gelder zu blockieren.

						Vought will es dabei nicht belassen. Seiner Meinung nach konzentrierten sich viele ehemalige Leiter des OMB zu sehr auf den Aspekt »Budget«, ignorierten aber das »Management«. Für ihn bedeutet das hauptsächlich, sich darum zu kümmern, wer eigentlich in der Regierung arbeitet. Project 2025 hat drei große Ziele für die Personalbesetzung der Bundesregierung: Erstens sollen politische Mitarbeiter berufen werden, die ideologisch stärker dem MAGA-Projekt verpflichtet sind, und diese sollen besser auf die Regierungsarbeit vorbereitet werden. Zweitens sollen mehr Posten politisch (statt mit Berufsbeamten) besetzt werden und deren Inhaber am Ende der Amtszeit des jeweiligen Präsidenten ausscheiden. Drittens sollen die derzeitigen Beamten durch Einschüchterung zum Gehorsam gezwungen werden. (Das ist keine Übertreibung. Vought bekennt: »Wir wollen sie traumatisieren«.)[9]

						Die erste Trump-Präsidentschaft hinterließ enorme Frustration hinsichtlich der Qualität der meisten ihrer politisch berufenen Kollegen, und das aus gutem Grund. Bei Trumps Amtsantritt gehörte die sorgfältige Auswahl des Personals nicht zu den Prioritäten. Die früheren Präsidentschaftskandidaten beauftragten in der Regel lange vor dem Wahltag einen vertrauenswürdigen und erfahrenen Mitarbeiter mit den Vorbereitungen der Personalauswahl. Trump jedoch hatte nicht mit einem Sieg gerechnet[10] und verstand zudem die Bedeutung dieser Aufgabe nicht. Sein Personalbüro war unterbesetzt, und die größtenteils jungen Mitarbeiter hatten wenig Regierungserfahrung.

						Auch ohne diese Fehler stand Trump vor Herausforderungen bei der Stellenbesetzung. Viele Menschen, die in früheren Präsidialverwaltungen oder in anderer Form für die republikanische Partei gearbeitet hatten, waren nicht bereit, für Trump zu arbeiten – sei es wegen Bedenken hinsichtlich seiner Ideologie oder seines Temperaments oder aus Sorge um den eigenen Ruf. So bestand Trumps Mitarbeiterpool aus Menschen, die entweder nicht für die Arbeit in einer anderen Verwaltungseinheit qualifiziert waren oder seinen politischen Vorhaben skeptisch gegenüberstanden, jedoch bereit waren, sich für das einzusetzen, was sie als Verbesserung des Landes oder als eigenen Vorteil betrachteten.

						»Unter dem frühen PPO ernannte die Trump-Administration in den ersten Monaten ihres Bestehens weniger politische Kandidaten als in jeder anderen Präsidentschaft der Gegenwart«, so Donald Devine, Dennis Dean Kirk und Dans. Einer der Gründe war, dass Spitzenbeamte freie Stellen als Möglichkeit zur Kostensenkung betrachteten. »In der Folge behinderte dies dauerhaft die Umsetzung der Agenda des neuen Präsidenten.«

						Die Autoren von Project 2025 streben jedoch nicht nur eine Rückkehr zu den intensiveren und professionelleren Einstellungsverfahren früherer Präsidentschaften an. In der Regel bereitet sich eine Präsidentschaftskampagne vor und rekrutiert Mitarbeiter, aber die an Project 2025 Beteiligten erledigten so viel wie möglich selbst, noch bevor die Republikaner überhaupt einen Kandidaten nominiert hatten. Die Organisatoren begannen frühzeitig, wirklich überzeugte Mitstreiter für Trumps nächste Amtszeit zu rekrutieren. Bis zum Sommer 2024, so Dans gegenüber der Australian Broadcasting Corporation, hatte Heritage eine Datenbank mit 10000 Namen potenzieller Mitarbeiter. »Wir wollen Menschen, die gecancelt wurden, die im übertragenen Sinne einen Blutzoll für die Bewegung entrichtet haben«, so Dans.[11] »Mütter, die sich kritisch mit Schulbehörden auseinandergesetzt haben. Menschen, die sich in ihren Unternehmen gewehrt und gesagt haben: ›Schluss mit der Diversität und dem woken Denken.‹«

						Dans, der selbst von einem Tag auf den anderen Teil der Regierung wurde, weiß um die Notwendigkeit, neues Personal in der Funktionsweise des öffentlichen Sektors zu schulen. Deshalb erstellte das Project 2025 etwa 30 Online-Videokurse zwischen 30 und 90 Minuten Länge sowie einige Präsenzschulungen. Die Teilnehmer konnten Zertifikate zu Themen wie »Grundkurs in konservativer Regierungsführung« und »Verwaltungsstaat und Regulierungsprozess« erwerben.

						Den Autoren von Project 2025 genügt es nicht, einfach nur die Qualität der politischen Amtsträger zu verbessern. Sie wollen auch deren Zahl deutlich erhöhen und gleichzeitig die Menge der Beamten verringern. Das ist die Bedeutung von Roberts‘ Versprechen, den »Verwaltungsstaat abzubauen«. Vor fast 150 Jahren schaffte der Kongress das Klientelsystem ab, in dem Regierungsposten als politische Gefälligkeiten an Unterstützer vergeben wurden, und ersetzte es durch den modernen öffentlichen Dienst, also eine Belegschaft aus unabhängig von der Regierung arbeitenden Beamten. (Einige wenige Spitzenpositionen sind nach wie vor an die Politik gebunden.)

						Seitdem ist die US-Bundesregierung enorm gewachsen. Sie beschäftigt heute etwa zwei Millionen Menschen sowie etwa 20 Millionen Auftragnehmer. Die Konservativen halten dies für deutlich überdimensioniert. (Offenbar ist aber nicht jede Erweiterung der Regierung schlecht: Vought schlägt in seinem Kapitel des Mandats vor, das Personal des OMB aufzustocken.)

						Die Menschen schimpfen über die Bürokratie, seit es diesen Begriff gibt, doch Trump hat die Rhetorik noch verschärft. 2017 begann er, Regierungsangestellte als »Schattenstaat« zu bezeichnen. Trump verwendete den Begriff unpräzise und wahllos und bezog sich nicht nur auf Berufsbeamte, die seine Politik behinderten oder verschleppten, sondern auch auf Militärpersonal, das offizielle Whistleblowing-Kanäle nutzte, auf Mitarbeiter von Behörden, die sich weigerten, für ihn Gesetze zu brechen, und auf den von ihm ernannten FBI-Direktor, der strafrechtliche Ermittlungen überwachte.

						Die Autoren von Project 2025 sind bereit, die guten Absichten eines professionalisierten öffentlichen Dienstes anzuerkennen. »Die Linke setzte ein leistungsorientiertes System auf, um Fachwissen zu fördern und Bürokraten vor parteipolitischem Druck zu schützen. Doch bald schon wurden Beamte damit der Rechenschaftspflicht enthoben«, heißt es dort. Beamte neigen allerdings stark den Demokraten zu.[12] Im besten Fall sind sie von einer konservativen Regierung nicht überzeugt, im schlimmsten Fall widersetzen sie sich dieser aktiv. So oder so sehen die Autoren dies als Affront gegen die Idee einer am Wählerwillen orientierten Regierung. Bundesbedienstete genießen außerdem erhöhten Arbeitsschutz und können nur schwer entlassen werden.

						Project 2025 will eine Exekutivorder wiederbeleben, die Trump gegen Ende seiner ersten Amtszeit erlassen hat. Das sogenannte »Schedule F« zielte darauf ab, etwa 50000 Stellen im öffentlichen Dienst, die in irgendeiner Weise mit Politik zu tun haben, neu als politisch zu besetzende Posten einzustufen. So könnte der Präsident die entsprechenden Mitarbeiter jederzeit entlassen. »Schedule F« wurde nie vollständig umgesetzt, und Biden nahm es nach seinem Amtsantritt zurück. Eine von Trumps ersten Amtshandlungen im Januar 2025 bestand darin, es erneut einzuführen.

						James Sherk, der »Schedule F« entworfen hatte, spielte dessen Auswirkungen auf die meisten Beamten herunter und argumentierte, die Verordnung ermögliche lediglich gezielte Maßnahmen und ermutige das Personal, sich zu verbessern. »Die Vorstellung, dass wir bis zu 50000 Menschen entlassen würden, ist einfach verrückt«, sagte er 2024 gegenüber ProPublica. »Warum sollte man so etwas tun? Das würde die Möglichkeit, die eigene Agenda umzusetzen, zunichte machen. Man nutzt [diese Reform] vielmehr, um ungeeignete Akteure und inkompetente Personen loszuwerden.«[13]

						Nicht alle sind ihrer Sache so sicher. »Wir wollen, dass die Bürokraten traumatisiert werden«, so Vought in einer Rede im Jahr 2023. »Wir wollen, dass sie morgens aufwachen und keine Lust haben, zur Arbeit zu gehen, weil sie zunehmend als Bösewichte wahrgenommen werden.«[14] Unter solchen Umständen wäre es nicht nötig, sie zu feuern. Sie würden von selbst kündigen.

						In ihrem Kommentar zur Bundesbürokratie weisen die Autoren auf ein möglicherweise berechtigtes Problem hin. Amerikaner aus dem gesamten politischen Spektrum sind gleichermaßen frustriert von der Qualität föderaler Dienstleistungen. Doch die von Project 2025 vorgeschlagene Lösung wird die Situation wahrscheinlich noch verschlimmern, statt sie zu verbessern. Ein dysfunktionales, leistungsbasiertes System durch ein offen loyalitätsbasiertes System zu ersetzen, macht Kompetenz zu einem nachrangigen Faktor: Personal wird eher aufgrund der politischen Einstellung als aufgrund bestimmter Fähigkeiten ausgewählt.

						Ein Beispiel ist die führende Gesundheitsbehörde des Landes, die sich im Zuge der Corona-Pandemie als unorganisiert und schlecht vorbereitet erwies. »In den Centers for Disease Control (Zentren für Krankheitsbekämpfung) wird nur eine Handvoll politischer Beamter von einem Präsidenten ernannt. Die Tausenden anderen sind alle Berufsbeamte«, schrieb Vought 2022. Doch die Probleme der CDCs gründen sicherlich in mangelndem Fachwissen, nicht unzureichender ideologischer Treue gegenüber einer einzelnen Person. Ein Exodus erfahrener Beamter bedeutete auch einen enormen Verlust an Wissen und Fähigkeiten, der sicher nicht in ein paar Jahren aufgeholt werden könnte – wenn überhaupt.

					
					
						
							Justizministerium

						
						Die Neugestaltung der Regierung erfordert nicht nur ein detailliertes Drehbuch, sondern auch Methoden zu dessen Durchsetzung. Dafür konzentriert sich Project 2025 auf das Justizministerium. Als oberste Strafverfolgungsbehörde des Landes kann es auf vielfältige Weise große Macht ausüben. Das FBI, die Drug Enforcement Administration (Drogenbekämpfungsbehörde), der United States Marshal Service (Justizschutzbehörde) und das Bureau of Alcohol, Tobacco, Firearms and Explosives (Behörde für Alkohol, Tabak, Schusswaffen und Sprengstoffe) sind alle Teile des Justizministeriums. Dessen Anwälte sind für die Verfolgung von Bundesverbrechen, die Bearbeitung von Bürgerrechtsfällen, die Vertretung der Regierung vor dem Obersten Gerichtshof und die Vertretung anderer Ministerien bei Gerichtsverfahren zuständig.

						Das Justizministerium nimmt eine einzigartige Position ein, da es sowohl Teil der Exekutive als auch innerhalb dieser in gewisser Weise autonom ist. Sein Leiter, der Generalstaatsanwalt, ist dem Willen des Präsidenten unterstellt, genau wie mehrere seiner obersten Stellvertreter. Aber er ist weder der persönliche Anwalt des Präsidenten noch derjenige, der sich mit den Angelegenheiten des Tagesgeschäfts befasst. Dafür sind die Anwälte des Weißen Hauses zuständig.

						Einige Leitplanken schützen das Ministerium vor der Verwicklung in die Politik. So verlangt die Verfassung, dass der Präsident »sicherstellt, dass die Gesetze gewissenhaft ausgeführt werden«. Laut Gesetz muss sich das Justizministerium mit bestimmten Rechtsstreitigkeiten befassen. Ein seit langem etablierter Satz von Richtlinien regelt das Handeln des Justizministeriums, und deren konsequente Durchsetzung und Auslegung ist eine Grundvoraussetzung jedes rechtsstaatlichen Systems.

						Dennoch ist die Sorge vieler Bürger leicht nachvollziehbar, ein einzelner Präsident könne die Macht des Justizministeriums als Instrument der politischen Kriegsführung einsetzen. Viele Präsidenten haben das Ministerium korrumpiert.[15] 1961 ernannte John F. Kennedy seinen jüngeren Bruder Robert, der nie als Anwalt tätig war, zum Justizminister. Im Zuge des »Saturday Night Massacre« von 1973 versuchte Richard Nixon, den Sonderermittler im Watergate-Skandal zu entlassen, und sein Generalstaatsanwalt und dessen Stellvertreter traten beide zurück, um die Unabhängigkeit ihres Ministeriums zu verteidigen. Nach den Wahlen 2020 drohten mehrere Trump-Beamte mit Rücktritt, weil dieser versucht hatte, die Wahl mit Hilfe des Justizministeriums zu untergraben.

						»Selbst unsere besten Generalstaatsanwälte waren nie frei von dem Verdacht, dem jeweiligen Präsidenten, der sie auf ihre Posten berufen hat, gegenüber loyaler zu sein als gegenüber anderen Verpflichtungen«, so Senator Alan Cranston.

						Für rechte Denker wie die Autoren von Project 2025 klingt dies allerdings wie das Szenario ihrer Träume. Sie halten den eigentümlichen Doppelstatus des Justizministeriums aus verfassungsrechtlicher Sicht für inakzeptabel. »Die Vorstellung einer unabhängigen Behörde – sei es eine völlig unabhängige wie die FCC oder Teile einer Behörde, die sich als unabhängig betrachten, wie das Justizministerium: Wir setzen ein Zeichen und sagen, dass wir diese Vorstellung gänzlich ablehnen«, so Vought 2023 gegenüber dem National Public Radio.[16] (Project 2025 schlägt vor, den Obersten Gerichtshof dazu zur Aufhebung des Präzedenzfalls von 1935 zu bringen, der die Unabhängigkeit der Behörden gestattet.)

						Trump war instinktiv lange zuvor zu derselben Schlussfolgerung gelangt. Im Jahr 2017 sagte er der New York Times, er habe das »absolute Recht, mit dem Justizministerium zu tun, was ich will«.[17] Das hinderte ihn nicht daran, sich kurz nach seinem Ausscheiden aus dem Amt darüber zu beschweren, Biden politisiere das Justizministerium in unangemessener Weise durch Ermittlungen zu Trumps Wahlmanipulation und dem Horten streng geheimer Dokumente im Resort Mar-a-Lago.[18] (Es gibt keine Beweise für eine politische Einmischung Bidens in diesen Fällen, in denen Trump zum Teil ganz offen agierte.) Project 2025 wiederum nutzt Trumps falsche Behauptungen als Argument für die Politisierung des Ministeriums.

						Das Kapitel über das Justizministerium im Project 2025 wurde von Gene Hamilton verfasst. Der Anwalt war in der ersten Trump-Administration in den Ministerien für Justiz und Heimatschutz tätig und gilt als Architekt des Plans der Trennung von Familien an der Südgrenze der USA unter der ersten Trump-Regierung.[19] »Das Justizministerium ist zu einer Behörde geworden, die, wie 46,6 Prozent der Amerikaner kürzlich angaben, ihrer Meinung nach ›zu politisch, korrupt und nicht vertrauenswürdig‹« ist, schreibt Hamilton. »Die Wiederherstellung der Werte des Ministeriums, nämlich Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Ehrlichkeit, Integrität, Respekt und Exzellenz, muss an allen Fronten oberstes Prinzip seiner Bemühungen sein.«

						Erneut identifiziert Project 2025 hier ein reales Problem: das fehlende Vertrauen der Amerikaner in die Unparteilichkeit des Justizministeriums. Der Lösungsvorschlag lautet allerdings, das Ministerium weniger unparteiisch zu machen. Hamilton beklagt, das Justizministerium halte sich nicht an die Rechtsstaatlichkeit, aber die Liste seiner Vorwürfe basiert fast ausschließlich auf dürftig belegten, tendenziösen oder einfach unwahren Geschichten aus konservativen Medien. Darüber hinaus hat Trump seine tiefe Missachtung der Rechtsstaatlichkeit demonstriert und Gerichte, die Unparteilichkeit der Justiz sowie Gesetze während seiner gesamten Karriere verunglimpft. Angesichts Trumps ständiger Androhungen von Vergeltung gegen seine Kritiker liegen die Gefahren eines als Waffe eingesetzten Justizministeriums auf der Hand. Wie der frühere peruanische Diktator Óscar Benavides gesagt haben soll: »Für meine Freunde alles; für meine Feinde das Gesetz.«[20]

						Traditionell darf das Weiße Haus nur über den Generalstaatsanwalt oder dessen Stellvertreter mit dem Justizministerium kommunizieren, um politische Einmischungen zu vermeiden. Project 2025 fordert jedoch die Abschaffung dieser Regeln und eine enge Verzahnung der politischen Agenda des Präsidenten mit dem Justizministerium. »Als Bestandteil der Exekutive untersteht das Ministerium der direkten Aufsicht und Kontrolle des Präsidenten der Vereinigten Staaten«, so Hamilton. »Deshalb müssen Entscheidungen in Gerichtsverfahren – abgesehen von der Strafverfolgung, die eine andere Herangehensweise benötigen kann – im Einklang mit der Agenda des Präsidenten getroffen werden.«

						Ein besonderer Schwerpunkt liegt darauf, das FBI auf Kurs zu bringen. Angesichts der historisch häufigen Fälle von Machtmissbrauch durch das FBI, die bis zu dessen Gründung zurückreichen, ist dies keine schlechte Idee. 1976 legte der Kongress die Amtszeit des FBI-Direktors auf zehn Jahre fest, um sowohl unangemessenen politischen Druck als auch Amtsmissbrauch nach Art des langjährigen Chefs J. Edgar Hoover zu vermeiden. Aber auch hier liegt das Problem bei den Methoden und den Personen, die diese umsetzen. Hamilton schreibt, das FBI sollte »unter keinen Umständen in der Lage sein, den Generalstaatsanwalt oder die Führung des Ministeriums in irgendeiner Angelegenheit innerhalb seines Verantwortungsbereichs zu umgehen«. Das ergibt im Fall eines von der Politik isolierten Justizministeriums Sinn, könnte aber (beispielsweise) im Fall einer strafrechtlichen Untersuchung gegen einen amtierenden Präsidenten, der das Gesetz gebrochen hat, problematisch sein. Hamilton fordert zudem die Abschaffung der zehnjährigen Amtszeit. Trump hat diese Forderung bereits effektiv umgesetzt, indem er 2017 zunächst den FBI-Direktor James Comey entließ und später dessen von ihm benannten Nachfolger Chris Wray unter Druck setzte, noch vor Trumps zweiter Amtseinführung zurückzutreten.

						Zusammengenommen würden diese Veränderungen das Justizministerium von einer halbwegs unabhängigen Behörde in einen Apparat verwandeln, der sich hauptsächlich auf die Unterstützung der Politik des Weißen Hauses konzentriert. FBI und Justizministerium könnten angewiesen werden, gegen jeden zu ermitteln, der die Vorhaben des Präsidenten vereiteln will – sogar gegen jeden, der ihn auch nur kritisiert. Selbst wenn solche Ermittlungen nicht zu Anklagen oder Verurteilungen führten, wären sie für die Zielpersonen kostspielig und beängstigend und würden jeden einschüchtern, der versucht sein könnte, anderweitig zu widersprechen oder Fragen aufzuwerfen. Hamiltons Ideen würden den langen Arm des Gesetzes mit einem parteipolitischen Knüppel bewaffnen.

						*

						Die Warnungen von Experten und Wissenschaftlern vor zunehmendem Autoritarismus in den letzten Jahren wurden von manchen Amerikanern so aufgefasst, dass ab Trumps Amtsantritt keine Wahlen mehr abgehalten würden. (Als Kandidat hat Trump mitunter selbst diesen Eindruck erweckt, beispielsweise, als er einer christlichen Organisation gegenüber äußerte: »In vier Jahren müssen Sie nicht mehr wählen. Wir werden es so gut geregelt haben, dass Sie nicht mehr wählen müssen.«[21]) Wie zunehmender Autoritarismus und der Niedergang der Demokratie in Amerika jedoch tatsächlich aussehen, ist detailliert im Project 2025 ausgeführt. Die MAGA-Bewegung will Trumps Macht festigen, das System der Gewaltenkontrolle erodieren, Fachkompetenz herabsetzen und jeden aus dem Amt entfernen, der sich Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit widersetzen könnte. Die Ergebnisse dieser Bemühungen werden wir nicht sofort spüren. Vielmehr wird das System langsam von innen kollabieren.

						Wie schnell dies geschieht, bleibt abzuwarten. Alle Vorbereitungen der Welt sind von begrenztem Wert, wenn man es mit dem launischen Donald Trump zu tun hat. Im Rahmen von Project 2025 wurden Tausende von Kandidaten auf ihre Eignung für bestimmte Posten überprüft, aber nach seinem Wahlsieg 2024 begann Trump, diese Stellen in chaotischer Manier ad hoc zu besetzen. (Matt Gaetz wurde angeblich während eines zweistündigen Fluges zum Generalstaatsanwalt ernannt; nur acht Tage später war er gezwungen, seine Nominierung zurückzuziehen.)[22]

						Aber die Autoren von Project 2025 kennen Trump und haben sein Verhalten eingeplant. Sie haben verstanden, dass das vom Präsidenten für hochrangige Positionen auserwählte Personal vielleicht nicht das qualifizierteste ist. Aber die nachgeordneten Ebenen werden mit gut vorbereiteten und engagierten Stellvertretern besetzt. Voughts Wiederernennung zum Direktor des OMB garantiert, dass er sich an der richtigen Stelle befindet, um den von ihm entwickelten Plan in die Tat umzusetzen.

					
				
					II Die Agenda

				
					
						Geschlecht, Familie und Rechte

					
					Der christliche Nationalismus von Russell Vought und anderen Mitwirkenden an Project 2025 zeigt sich am deutlichsten anhand der Themenbereiche Geschlecht, Herkunft, Bildung, Gesundheit und Bürgerrechte. Project 2025 entwirft ein Amerika, in dem Abtreibung strengstens verboten ist, Sex stark reguliert wird, es keine öffentlichen Schulen gibt und die Justiz hart durchgreift – all das in Übereinstimmung mit fundamentalistischen christlichen Prinzipien, die die ausdrückliche Grundlage für diese Politik wären. Auch wenn andere Ideen im Project 2025 vergleichbar radikal oder gar extremer sein mögen, bilden diese Themen das Herz der Agenda. Es sind die am stärksten ausgearbeiteten und tief empfundenen Vorschläge des Projekts und zugleich jene, die sich am schnellsten und weitreichendsten auf den Alltag der meisten Amerikaner auswirken würden.

					In seinem Vorwort zu Mandate for Leadership zitiert Kevin Roberts eine Rede Ronald Reagans von 1967: »Freiheit ist ein zerbrechliches Gut und nie weiter als eine Generation vom Aussterben entfernt.«[1] Viele Amerikaner würden dem zustimmen, aber die Freiheitsdefinition von Project 2025 dürfte selbst vielen Menschen, die für Donald Trump gestimmt haben, befremdlich erscheinen.

					»Unsere Verfassung gewährt jedem von uns die Freiheit, nicht das zu tun, was wir wollen, sondern das, was wir sollten«, schreibt Roberts. Wo die Freiheitsversprechen der Verfassung enden, fordert Project 2025 die Durchsetzung einer Reihe von Verpflichtungen: zu traditionellen Geschlechternormen, mit einem muskulös daherkommenden Machismo und sittsamer Weiblichkeit ohne irgendwelche Zwischentöne; zu traditionellen Geschlechternormen und der ererbten Ungleichheit zwischen Menschen unterschiedlicher Ethnien.

					Keiner dieser Bereiche ist für die Rechte neu. Das evangelikale Christentum dominiert die Republikanische Partei seit mehr als vier Jahrzehnten. Die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs in der Rechtssache Dobbs v. Jackson Women‘s Health Organization aus dem Jahr 2022, die das im Fall Roe v. Wade 1973 festgelegte Recht auf Abtreibung aufhob, war der Höhepunkt jahrzehntelanger Arbeit sozialkonservativer Akteure. Doch die Autoren von Project 2025 wollen ihre Agenda öffentlich noch weiter vorantreiben, als andere Mainstream-Konservative – oder Trump – es bislang getan haben.

					Oberste Priorität von Project 2025 ist es, »die Familie wieder in den Mittelpunkt des amerikanischen Lebens zu stellen und unsere Kinder zu schützen«. Die Autoren betrachten viele Bereiche von Bildung über Technologie bis hin zum Arbeitsrecht durch eben diese Linse. Solange Familien der von ihnen festgelegten, strengen Definition entsprechen – also aus einem Mann, einer Frau und geschlechtskonformen Kindern bestehen und vorzugsweise Christen sind –, verlangen die Autoren für die Familien Wahlfreiheit bei der Kindererziehung und der Lebensgestaltung der Eltern (etwa ob sie arbeiten oder zu Hause bleiben wollen). Einige dieser Ideen könnten breite Unterstützung finden. Doch die Konzentration auf die Familie erfordert die Bereitschaft, Rechte sowohl von Einzelpersonen als auch von anderen, nicht familiären und nicht religiösen Gemeinschaften zu opfern. Roberts behauptet zwar, dass »der Sinn der Zentralisierung politischer Macht darin besteht, die Familie zu untergraben«, doch gleichzeitig will Project 2025 die zentralisierte Macht der Bundesregierung nutzen, um seine Vision von Familie durchzusetzen.

					
						
							Abtreibung

						
						Die Behauptung, die neue »familienfreundliche« Wende des rechten Flügels sei lediglich Anti-Abtreibungspolitik in neuem Gewand, wäre zu zynisch. Denn ihre Befürworter sind bestrebt, ihre Vorstellung von Familie durch andere politische Maßnahmen zu fördern. Das Verbot der Abtreibung bleibt jedoch höchste Priorität.

						»Das Dobbs-Urteil ist erst der Anfang«, schreibt Roberts. »Die Konservativen sollten in den Bundesstaaten und in Washington auch in der nächsten konservativen Regierung so hart wie möglich darauf drängen, das ungeborene Leben in jedem Gerichtsbezirk in Amerika zu schützen.«

						Die wichtigsten Schauplätze für diesen Vorstoß sind der Kongress, von dem jedes bundesweite Verbot ausgehen müsste, der Oberste Gerichtshof und andere Gerichte, die Konservative seit Jahren mit Pro-Life-Juristen besetzen, sowie das Gesundheitsministerium. »Ob gut oder schlecht, die Aktivitäten des Gesundheitsministeriums wirken sich auf das persönliche Leben von mehr Amerikanern aus als das Handeln jeder anderen Bundesbehörde«, so Roger Severino.

						Severino ist ein Eiferer im Kampf gegen die Abtreibung. Diese Beschreibung fände er wahrscheinlich nicht abwertend. Der Amerikaner der ersten Generation und gläubige Katholik begann seine juristische Laufbahn beim Becket Fund for Religious Liberty, einer konservativen Non-Profit-Organisation, die für religiöse Organisationen rechtliche Ausnahmeregelungen erstreitet.[2] Er verbrachte einige Jahre im Justizministerium, auch unter Präsident Barack Obama, und übernahm unter Trump die Leitung des Büros für Bürgerrechte im Gesundheitsministerium. Seine Frau Carrie Severino ist ebenfalls eine prominente Pro-Life-Anwältin und setzt sich für die Ernennung konservativer Richter an Bundesgerichten ein.

						Roger Severinos Konzentration auf das Thema Abtreibung spiegelt sich auf fast jeder Seite des von ihm verfassten Kapitels wider. Potenzial für eine Anti-Abtreibungspolitik sieht er auch dort, wo viele Menschen es vielleicht nicht erwarten würden. Sein Hauptargument gegen eine bundesweite Corona-Impfpflicht lautet, bei der Entwicklung und Testung der dafür eingesetzten Impfstoffe seien fötale Zelllinien (aus freiwilligen Abtreibungen in den 1970er und 80er Jahren) verwendet worden. Zwar sind diese Impfstoffe selbst laut einer Erklärung des Vatikans »moralisch akzeptabel«,[3] doch Severino sieht das anders. »Es gibt niemals eine Rechtfertigung dafür, das Leben eines Kindes im Rahmen von Forschungsarbeiten zu beenden«, schreibt er. Zwar fordert er, das dem Gesundheitsministerium zugeordnete Büro für Flüchtlingsumsiedlung solle ins Heimatschutzministerium verlegt werden, er beeilt sich jedoch, hinzuzufügen: »Unabhängig davon, wo die Funktionen [des Büros für Flüchtlingsumsiedelung] zugeordnet sind, darf dessen Personal niemals Abtreibungen für unbegleitete Kinder ermöglichen, die sich in der Obhut [des Büros] befinden.«

						Severino macht auch viele einfachere Vorschläge. Zunächst möchte er verbieten, dass Abtreibungsmedikamente per Telemedizin verschrieben und per Post verschickt werden. Zudem will er deren Zulassung durch die Food and Drug Administration rückgängig machen. Da fast zwei Drittel der Abtreibungen in den USA im Jahr 2023 medizinische Abtreibungen waren (d.h. ohne chirurgische Eingriffe stattfanden),[4] würde diese Maßnahme den Zugang erheblich einschränken. Abtreibungen durch Medikamente sind häufiger geworden, seit das Dobbs-Urteil zur Schließung von Abtreibungskliniken in vielen Bundesstaaten geführt hat. (Die landesweite Abtreibungsrate ist seit dem Urteil sogar leicht gestiegen.)[5] Für Frauen, die ihre Schwangerschaften in Bundesstaaten mit Abtreibungsverbot beenden wollen, sind diese Medikamente essenziell. Für Abtreibungsgegner sind sie jedoch ein moralischer Gräuel und ein Schlupfloch, das dringend geschlossen werden muss.

						»Abtreibungspillen stellen in der Welt nach der Aufhebung des Roe-Urteils die größte Bedrohung für ungeborene Kinder dar«, schreibt Severino. Er behauptet, die Komplikationsrate bei medikamentösen Schwangerschaftsabbrüchen sei viermal so hoch wie bei operativen Abtreibungen. Basis für dieses Argument ist jedoch ein wissenschaftlicher Artikel, der inzwischen zurückgezogen wurde.[6] Und er argumentiert, dass die Genehmigung dieser Medikamente durch die FDA immer illegal war. (Im Jahr 2024 wies der Oberste Gerichtshof die von Konservativen vorgebrachte Anfechtung der Genehmigung ab.)[7]

						Project 2025 strebt jedoch ein Versandverbot für Abtreibungsmedikamente an. Dazu soll die Bundesregierung den sogenannten Comstock Act von 1873 durchsetzen, der den Versand jedes »obszönen, unzüchtigen, lasziven, unanständigen, schmutzigen oder abscheulichen Artikels« sowie von abtreibungsbezogenem Material verbietet;[8] zuvor war der Versand mancher Verhütungsmittel verboten worden. Nach dem Urteil Roe v. Wade war der abtreibungsbezogene Teil des Gesetzes überflüssig geworden. Aktivisten betrachten den Comstock Act heute als Weg zu einem Verbot des Großteils medikamentöser Schwangerschaftsabbrüche. »Die Erlaubnis zum Versandhandel von Abtreibungsmedikamenten ist ein Geschenk an die Abtreibungsindustrie«, schreibt Severino. (Demokratische Bundesstaaten und bestimmte Organisationen begannen nach dem Dobbs-Urteil, Abtreibungsmedikamente zu horten,[9] um sich gegen die Durchsetzung des Comstock Act abzusichern.)

						Wo Abtreibungen derzeit noch legal sind, sollen sie laut Severino aggressiv vom Staat überwacht werden.

						»Da liberale Staaten inzwischen Abtreibungstourismus gestatten, sollte das Gesundheitsministerium alle verfügbaren Mittel einschließlich der Streichung von Geldern einsetzen, um sicherzustellen, dass jeder Bundesstaat genau meldet, wie viele dort stattfinden, in welcher Schwangerschaftswoche, aus welchem Grund, in welchem Bundesstaat die Mutter ihren Wohnsitz hat und mit welcher Methode abgetrieben wurde«, so Severino. Das würde mindestens zur Einschüchterung der Frauen führen und der Bundesregierung schlimmstenfalls ermöglichen, die Strafverfolgung von Frauen aus Bundesstaaten mit Abtreibungsverbot zu unterstützen, sofern sie außerhalb ihres Heimatbundesstaats abgetrieben haben. Zum Dobbs-Urteil schrieb der Verfassungsrichter Brett Kavanaugh, Bundesstaaten könnten Abtreibungsreisen nicht verbieten.[10] Manche Gerichtsbarkeiten versuchen es trotzdem.

						Severino will eine Regel der Biden-Regierung zurücknehmen, der zufolge die Regierungen von Bundesstaaten, die Abtreibungen erlauben, Medicaid-Gelder verwenden dürfen, um Personen aus anderen Bundesstaaten Abtreibungen zu ermöglichen. Zudem will er Bundesmittel für die Organisation Planned Parenthood kürzen. Das geltende Recht verbietet (in den meisten Fällen) die Verwendung von Bundesmitteln für Abtreibungen, aber Planned Parenthood bietet eine Reihe anderer Dienstleistungen im Bereich der Müttergesundheit an. Die Konservativen argumentieren, dass jeder Dollar, den die Bundesregierung an Planned Parenthood überweist, Mittel für Abtreibungen freisetzt, aber bisherige Bemühungen, die Finanzen der Organisation einzudämpfen, scheiterten im Kongress. Project 2025 würde auch das Department of Veteran Affairs (Kriegsveteranenministerium) daran hindern, Abtreibungen zu ermöglichen.

						Severino versucht, die medizinischen Forschungseinrichtungen des Bundes auf Linie mit den Zielen der Pro-Life-Bewegung zu bringen. Das Gesundheitsministerium würde die Forschung mit abgetriebenem fötalem Gewebe wieder von einer Ethikkommission aus der Trump-Ära überwachen lassen und sich beim Kongress für ein Verbot dieser Praxis einsetzen. Das Gesundheitsministerium würde die »psychischen und physischen Schäden untersuchen, die Abtreibungen bei Frauen und Mädchen verursacht haben«, während die Zentren für Krankheitskontrolle und -prävention »Studien zu den Risiken und Komplikationen von Abtreibungen finanzieren sollten«. Das bedeutet nicht nur die Politisierung der Wissenschaft, sondern auch die Vorwegnahme von Studienergebnissen.

						Project 2025 zeigt sich gegenüber der Empfängnisverhütung etwas offener als gegenüber der Abtreibung, strebt jedoch das Verbot der sogenannten »Pille danach« als mögliches Abtreibungsmittel an. Laut medizinischen Studien und der FDA verhindert die Pille danach Schwangerschaften, beendet sie jedoch nicht.[11] Etwa ein Viertel der US-amerikanischen Frauen haben sie laut dem Center for Disease Control mindestens einmal benutzt. Das Gesundheitsministerium würde auch sicherstellen, dass religiöse Organisationen sich nicht an die Vorgabe für die Krankenversicherung halten müssen, nach der die Kosten von Verhütungsmitteln für Angestellte übernommen werden müssen.

						Das Ministerium würde sich auch für eine Rückkehr zur Abstinenzerziehung einsetzen. Solche Programme wurden während der Amtszeit von George W. Bush getestet und waren von geringer Wirkung.[12] Inzwischen wurden sie in Maßnahmen zur »Vermeidung sexueller Risiken« umbenannt. Abgesehen vom Namen ist das Ergebnis dasselbe: Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung wird religiösen Überzeugungen untergeordnet. Severino schreibt, dass die Centers for Medicare and Medicaid Services die Ausstattung von Abstinenzprogrammen mit Bundesmitteln sicherstellen und ihre Wirksamkeit bei jeder Gelegenheit beweisen sollten, während »jedes Programm, das Risiko statt Gesundheit propagiert, nicht förderfähig sein sollte«. Zu den Risiken scheint hier auch die Diskussion über Geburtenkontrolle zu gehören. (Eine weitere Ansicht zum Thema Sex: »Pornographie sollte verboten werden«, schreibt Roberts. »Wer sie produziert und vertreibt, sollte ins Gefängnis kommen.«)

						Ein Abtreibungsverbot würde dazu führen, dass mehr Kinder zur Adoption freigegeben werden. Severino möchte die Beschränkungen für kirchlich gebundene Adoptionsagenturen lockern, die ihre Lizenz verloren haben, weil sie sich weigerten, Kinder an homosexuelle Paare zu vermitteln oder an andere Familien, die sie aus religiösen Gründen ablehnen.

					
					
						
							Familienpolitik

						
						Der Fokus auf heterosexuelle, verheiratete, sich fortpflanzende Paare ist im Project 2025 allgegenwärtig. »Familien aus Mutter und Vater (verheiratet) und deren Kindern sind das Fundament einer wohlgeordneten Nation und einer gesunden Gesellschaft«, führt Severino aus. Die Bundesregierung solle deshalb Organisationen unterstützen, die »eine an der Bibel orientierte, sozialwissenschaftlich untermauerte Definition von Ehe und Familie vertreten«; andere Formen von Familie seien weniger stabil. (Seine Behauptung, dass »die durchschnittliche Dauer gleichgeschlechtlicher Ehen nur halb so lang wie die heterosexueller Ehen« ist, wird nicht durch Daten belegt.) Severino verfolgt hier nicht nur ein moralisches Ziel. Er und seine Co-Autoren sehen darin auch einen Weg zu finanzieller Stabilität und ein Mittel der Familienförderung.

						Auch Änderungen der Regeln für die private Altersvorsorge und andere Sparprogramme könnten die Ehe fördern. Das Gesundheitsministerium solle Kirchen und andere glaubensbasierte Organisationen ermutigen, »Ehe- und Erziehungsberatung für einkommensschwache Väter« anzubieten. So sollen Väter gestärkt werden und »auf biologischer und soziologischer Grundlage« lernen, was es heißt, »Vater – kein geschlechtsneutrales Elternteil« zu sein, und zwar mit Hilfe von »Sozialwissenschaft, Psychologie, Erfahrungsberichten etc.«. Durch Bildungsprogramme, steuerliche Anreize und andere Methoden sollen staatliche Systeme der Kinderunterstützung zudem »die Ehe als Norm stärken, zerrüttete Familien wieder zusammenführen und unverheiratete Paare ermutigen, sich für die Ehe zu entscheiden«. Das staatliche Wohlfahrtsprogramm TANF (Temporary Assistance for Needy Families) solle die Entwicklung von »Ehe, gesunder Familiengründung und dem Aufschieben von Sex zur Verhinderung von Schwangerschaften« dokumentieren.

						In diesem Weltbild sind Männer Ernährer und Frauen Mütter. »Ohne Frauen gibt es keine Kinder und keinen Fortbestand der Gesellschaft«, schreibt Max Primorac. Das Arbeitsministerium müsse sich »zu einer ehrlichen Untersuchung der Herausforderungen für Frauen in der Berufswelt verpflichten« und versuchen, »die wahren Ursachen der Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen zu verstehen«, so Jonathan Berry. Auch dies klingt wieder sehr nach Untersuchungen, deren Ergebnisse von vornherein feststehen und die das traditionelle Familienbild stützen sollen. In einem Punkt immerhin herrscht Einigkeit mit der Linken: Severino wünscht sich, dass allen werdenden Müttern Doulas zur Verfügung stehen.

						Das Arbeitsministerium soll laut Project 2025 monatlich Daten über »den Zustand der amerikanischen Familie und deren wirtschaftliches Wohlergehen« erheben, während das Bildungsministerium nach Familienstruktur sortierte Schülerdaten bereitstellen soll. Das Arbeitsministerium würde die Einhaltung religiöser Vorschriften institutionalisieren, indem der Kongress beschließt, dass Arbeitnehmer am Sabbat den eineinhalbfachen Lohn erhalten. (Standard wäre der christliche Sonntag, aber die Regel würde andere Szenarien wie den jüdischen Sabbat von Freitagabend bis Samstagabend einbeziehen.) Darüber hinaus soll der Kongress von den Arbeitgebern verlangen, dass Arbeitnehmer anstelle des eineinhalbfachen Lohns bezahlte Freizeit erhalten, wenn sie Überstunden sammeln. Jonathan Berry, der über das Arbeitsministerium schreibt, möchte, dass der Kongress Anreize für die Einrichtung von Kinderbetreuung am Arbeitsplatz schafft, während Severino es vorzieht, dass die Regierung entweder die Eltern (höchstwahrscheinlich Mütter) bezahlt, um die Kosten für die Kinderbetreuung auszugleichen, oder die häusliche Erziehungsarbeit von Familienmitgliedern entlohnt. Er ist gegen die allgemeine Kinderbetreuung, die viele Rechte als Anreiz für Frauen betrachten, arbeiten zu gehen, statt zu Hause bei den Kindern zu bleiben.

						Koordiniert würden diese politischen Maßnahmen von einer hochrangigen Position aus; der von Joe Biden eingerichtete Rat für Geschlechterpolitik (White House Gender Policy Council) würde jedoch abgeschafft. Allein dessen Name gereicht so manchem zum Schreckgespenst. Stattdessen würde die Regierung eine Reihe von Änderungen einführen, um die Rechte von Transpersonen einzuschränken, trans- und nicht-binäre Menschen an den Rand zu drängen und sie nicht mehr vor Diskriminierung am Arbeitsplatz, in der Schule und im Rest ihres Lebens zu schützen. Ihre bloße Existenz würde in der Sprache der Bundesregierung nicht mehr vorkommen.

						»In der Vergangenheit war das Wort ›Gender‹ eine höfliche Alternative zu ›Geschlecht‹ oder ›biologischem Geschlecht‹«, schreibt Primorac. »Die Linke hat den Begriff, der früher entweder ›männlich‹ oder ›weiblich‹ bedeutete, vereinnahmt, um ein Spektrum einzubeziehen, das biologische und gesellschaftliche sexuelle Normen verändern will.«

						Project 2025 würde dem ein Ende setzen. Die Equal Employment Opportunity Commission würde alle Regeln aufheben, die Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung, Geschlechtsidentität, Transgender-Status und Geschlechtsmerkmalen verbieten, und damit einer breiten Palette rechtlicher Diskriminierung Tür und Tor öffnen. (Diese Regeln, die erstmals 1964 eingeführt und seither erweitert wurden, schützen Menschen vor Diskriminierung am Arbeitsplatz.)[13]

						Das Gesundheitsministerium soll die Definition von Geschlecht (Gender) rückgängig machen, die Geschlechtsidentität und sexuelle Orientierung abdeckt. Das National Institute of Health, das laut Severino »Junk-Gender-Forschung« vorangetrieben hat, soll Studien finanzieren, die den Wechsel der Geschlechtsidentität – oder, wie er es nennt, »geschlechtsübergreifender Interventionen« – diskreditieren. Das Bildungsministerium soll die Kategorie »nichtbinäres Geschlecht« aus allen Texten und Richtlinien entfernen und »Geschlecht« so definieren, dass es nur das bei der Geburt anerkannte biologische Geschlecht umfasst. Das Kriegsveteranenministerium soll keine Operationen zur Geschlechtsumwandlung mehr finanzieren.

						Trump setzte bereits unmittelbar nach seiner zweiten Amtseinführung einige dieser Maßnahmen um, darunter Anordnungen zur »Anerkennung von zwei Geschlechtern, männlich und weiblich«, und verbot die Verwendung von Bundesmitteln für geschlechtsangleichende Behandlungen von Personen unter 19 Jahren. Er und andere führende Politiker und Organisationen haben Angriffe auf Transpersonen und nicht-traditionelle Ausdrucksformen von Geschlecht in den letzten Jahren zu einem Eckpfeiler der rechten Politik gemacht. Sie verbreiten Desinformationen über Transpersonen[14] und geraten in Panik, wenn Kinder in der Schule unterschiedliche Geschlechtsidentitäten oder Namen annehmen.[15] Dieser heftige Widerstand ist intolerant und bösartig, aber auch bizarr: Transpersonen stellen weniger als zwei Prozent der US-amerikanischen Bevölkerung dar, und ihre Existenz hat keinen offensichtlichen Einfluss auf das Leben anderer Menschen. Der christliche, familienorientierte Kontext von Project 2025 hilft zu verstehen, weshalb die Rechten diese Gruppe als Bedrohung betrachten. Eine Weltanschauung, die Geschlechterrollen als streng voneinander abgegrenzt und unveränderlich ansieht, kann die Existenz von Transmenschen und anderen Alternativen zu dieser strikten Trennung nicht anerkennen.

					
					
						
							Bildung

						
						Eltern und Familie stehen auch im Mittelpunkt der Pläne des Project 2025 für eine drastische Änderung der Bundesbildungspolitik. »Obwohl der Oberste Gerichtshof der USA und andere Bundesgerichte immer wieder bestätigt haben, dass Eltern das Recht und die Pflicht haben, über die Betreuung und Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen, haben [diese Institutionen] die Rechte der Eltern nicht immer als gleichwertig mit anderen Grundrechten – wie der Redefreiheit oder der freien Ausübung der Religion – behandelt«, schreibt Lindsey M. Burke. Der Grund ist vermutlich, dass diese Rechte, im Gegensatz zur Meinungs- und Religionsfreiheit, nicht in der Bill of Rights enthalten sind. Dennoch ist das Bestimmungsrecht der Eltern darüber, was, wie und wo Kinder lernen, in letzter Zeit zu einem wichtigen Anliegen der Rechten geworden.

						Ziel der Autoren von Project 2025 für den Bildungsbereich ist letztlich das Ende der öffentlichen Schulen, wie wir sie kennen. »Der nächste Präsident […] sollte Bildungschancen außerhalb des von der Woke-Ideologie dominierten Systems der öffentlichen Schulen fördern«, schreibt Roberts. Burke fügt hinzu: »Die Grund- und Sekundarschulpolitik sollte dem von Milton Friedman 1955 skizzierten Weg folgen: Bildung sollte öffentlich finanziert, die Bildungsentscheidungen jedoch von den Familien getroffen werden.«

						In diesem Modell erhielten Familien Steuergelder in Form von Gutscheinen oder Sparkonten, mit denen sie den Schulbesuch ihrer Kinder in religiösen oder anderen Privatschulen bezahlen könnten. So würde die Finanzierung der öffentlichen Schulen langsam ausbluten, die allerdings für die Aufrechterhaltung der Bildungsstandards erforderlich ist. Das Gesundheitsministerium soll auch »Head Start«, ein Programm zur frühkindlichen Bildung, das Hunderttausenden von Familien und Kindern aus einkommensschwachen Haushalten zugutekommt, beenden. Kurzfristig soll das Bildungsministerium die Beschränkungen für Charter Schools lockern, die eine weitere Alternative zum öffentlichen Schulsystem darstellen.

						Langfristig soll es überhaupt kein Bildungsministerium mehr geben. »Die Bildungspolitik des Bundes soll begrenzt sein, und letztlich soll das Bundesbildungsministerium abgeschafft werden«, so Burke. Konservative Aktivisten von der Basis kritisieren das Ministerium häufig wegen dessen angeblicher Kontrolle über die Lehrpläne im ganzen Land. Die Kritik trifft jedoch nicht zu: Das Bildungsministerium ist vor allem eine Finanzierungsquelle für staatliche und lokale Bildungssysteme. Indem es diese Mittel an Bedingungen knüpft, kann es die Einhaltung bestimmter Standards und Regeln verlangen.

						Burke möchte das Ministerium schließen und die Bedingungen abschaffen. Das Geld soll jedoch weiter fließen. »Die vorhandenen Mittel sollten den Bundesstaaten als Zuschüsse zur Verfügung gestellt werden, über die sie vollumfänglich verfügen können. So können sie es für jedes an den Gesetzen des jeweiligen Bundesstaats orientierte Bildungsziel einsetzen«, schreibt sie. Auf diese Weise entstünden wahrscheinlich große Unterschiede zwischen Schulen in roten (republikanischen) und blauen (demokratischen) Bundesstaaten. Demokratisch regierte Bundesstaaten könnten ihre Systeme mehr oder weniger beibehalten. Konservative Staaten könnten die Schulbildung religiösen oder anderen gemeinnützigen Organisationen übertragen und die Lehrpläne durch Religionslehre, revisionistische Geschichte, die Rassismus und andere dunkle Aspekte der US- und Weltgeschichte herunterspielt, sowie Skepsis gegenüber dem Klimawandel und der Evolutionstheorie prägen.

						Burkes Argumente sind jedoch konfus und widersprüchlich. So stellt sie beispielsweise fest, dass die jüngsten Testergebnisse zur Lese- und Rechenkompetenz in den USA schlecht ausgefallen sind und sich weiter verschlechtern[16] (obwohl die jüngsten Rückgänge sehr deutlich mit der Corona-Pandemie zusammenhängen). Die bundesstaatlichen und lokalen Behörden bestimmen bereits jetzt den Unterricht und die Lehrpläne. Wie also sollten sich die Ergebnisse verbessern, wenn man ihnen noch mehr Kontrolle übertragen würde?

						Und warum sollten die Steuerzahler den Bundesstaaten umfangreiche Bundesmittel überlassen, ohne in irgendeiner Form kontrollieren zu können, wie diese ausgegeben werden? Burke versteht prinzipiell, dass so etwas unklug ist – beschwert sie sich doch darüber, dass Zuschüsse an Hochschulen für sogenannte »Area Studies«, die sich mit anderen Kulturen und Regionen beschäftigen, eingestellt werden sollten, weil sie »manchmal Programme finanzieren, die [amerikanischen] Interessen zuwiderlaufen«. Es scheint ihr also um persönliche politische Präferenzen zu gehen.

						An anderer Stelle möchte Burke die finanzielle Unterstützung des Bundes kürzen. Die Bundesregierung hat lange Zeit private Studentendarlehen bezuschusst, bietet diese aber seit 2010 direkt an.[17] Project 2025 will die Kreditvergabe an den Privatsektor zurückgeben, obwohl diese profitorientierten, privaten Darlehen ein großes Problem darstellten. Das Public Service Loan Forgiveness Program (Programm zur Tilgung von Darlehen gegen öffentlichen Dienst), das Menschen ermöglicht, für das Studium erhaltene Darlehen durch eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst zu tilgen, soll eingestellt werden. Die Bemühungen der Biden-Regierung, Studentenschulden zu erlassen – wodurch Schulden im Umfang von 180 Milliarden Dollar für fast fünf Millionen Amerikaner getilgt wurden –,[18] soll rückgängig gemacht werden. Die Bundesregierung würde sich weitaus weniger mit der Hochschulbildung befassen, stattdessen soll die Bundespolitik Alternativen wie Lehrstellen, Berufsschulen und Militärakademien fördern.

					
					
						
							Gesundheitswesen

						
						Seit Jahren fordern Konservative die Abschaffung des Affordable Care Act (ACA – ein Gesetz, das eine bezahlbare medizinische Versorgung sicherstellen soll, beschlossen unter der Regierung Obamas). Die öffentliche Unterstützung für das Gesetz macht dessen vollständige Aufhebung jedoch politisch unmöglich. Stattdessen will Project 2025 Teile des Gesetzes streichen. Übergeordnete Ziele sind dabei die Privatisierung von Medicare (der öffentlichen Krankenversicherung), die Einschränkung von Medicaid (Gesundheitsfürsorge für Einkommensschwache) und die Einschränkung des föderalen Patientenschutzes.

						»Amerikas kaputtes Versicherungssystem funktioniert größtenteils über verwirrende Anbieternetzwerke und Drittzahler (Arbeitgeber). Es führt zu übermäßiger Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen, schränkt die Kaufkraft der Verbraucher ein und bietet keine echte Kostentransparenz für die Patienten«, schreibt Severino. Dieser Satz könnte auch vom linken Senator Bernie Sanders stammen, aber es überrascht nicht, dass die von Project 2025 angebotenen Lösungen deutlich anders ausfallen als Sanders‘ Vorschläge.

						Project 2025 will die verstärkte Nutzung des Hausarztmodells fördern, ein Abonnementsystem einführen, das die Versicherung innerhalb des ACA ganz ausschließt, sowie Menschen, die nach günstigeren Anbietern suchen, Einsparungen erleichtern. »Traditionell versicherte Patienten, die sich für die kostengünstigere Versorgung entscheiden, profitieren finanziell nicht von dieser Wahl«, schreibt Severino, was wahrscheinlich auch dazu führt, dass Patienten im Krankheitsfall an der Versorgung sparen. Er will zudem die subventionierte ACA-Versicherung vom nicht subventionierten Versicherungsmarkt trennen und damit die Vorschriften für letzteren reduzieren. Zusammengenommen würden diese Änderungen das Gesundheitswesen wieder der Situation vor Einführung des ACA annähern: Damals bestand der Hauptanreiz für viele Menschen darin, Gesundheitsausgaben nach Möglichkeit zu vermeiden, selbst wenn sie dadurch mit höheren Kosten oder schlechteren medizinischen Ergebnissen konfrontiert waren.

						Severino wünscht sich eine substanzielle Privatisierung von Medicare, der Krankenversicherung für Menschen ab 65 Jahren, indem die Variante »Medicare Advantage« zur Standardoption gemacht wird. Damit können Versicherte aus einer Reihe privater Versicherungspläne wählen, für welche die Regierung zahlt. Etwa die Hälfte der Medicare-berechtigten Amerikaner nutzt Medicare Advantage. Wie andere private Krankenversicherungen hat Medicare Advantage Vorteile, zum Beispiel inkludierte augen- und zahnärztliche Versorgung sowie einen niedrigeren Selbstbehalt, aber auch Nachteile, etwa geringer ausgebaute Netzwerke und die Verweigerung von Leistungen. Zwar lautet eines der erklärten Ziele von Project 2025, »Nachhaltigkeit und Wert für Begünstigte und Steuerzahler zu gewährleisten«, doch in Wahrheit kostet Medicare Advantage den Steuerzahler tatsächlich pro Versicherungsmitglied mehr als das traditionelle Medicare.[19] Die Kontrollkommission der Regierung konnte nicht sagen, ob Medicare-Advantage-Versicherte tatsächlich eine bessere Versorgung erhalten.

						Project 2025 umfasst auch Kürzungen bei Medicaid, der staatlichen Krankenversicherung für Einkommensschwache. Nachdem Severino das bestehende System für gescheitert erklärt hat, kündigt er an, dass auch Medicaid-Empfänger daran teilhaben sollen: Sie »sollten sowohl die Freiheit erhalten, ihre Krankenversicherung zu wählen, als auch die Verantwortung, ihre Behandlungskosten zum Schutz des Steuerzahlers in angemessener Höhe selbst zu tragen.« Severino will berufsbezogene Verpflichtungen hinzunehmen, die Leistungen dem Bedarf anpassen und die Laufzeiten solcher Verträge begrenzen, »um nicht zu dauerhafter Abhängigkeit anzuregen«. Darüber hinaus will er die Gesamtkosten senken, indem er den Bundesstaaten Pauschalzuschüsse zahlt oder Ausgabenbeschränkungen auferlegt. Severino nennt für diese Maßnahmen keine konkreten Einsparungssummen, aber das offensichtliche Ergebnis wäre eine möglicherweise drastische Leistungskürzung.

						Für Veteranen, die staatliche Unterstützung in Form einer Krankenversicherung erhalten, würden ähnliche Änderungen gelten. Brooks D. Tucker schrieb in Bezug auf das Kriegsveteranenministerium, es sei »in naher Zukunft ein bedeutender Generationswechsel in der Gesamtpatientenpopulation zu erwarten«. Zur Vorbereitung auf ältere und teurere Patienten will er es Veteranen erschweren, Invalidenrente zu erhalten, sowie mehr von ihnen in sogenannte Community Care Networks überführen, einer Alternative zu staatlichen Veteranen-Einrichtungen, die Teile des Systems privatisiert.[20]

						Die gesundheitspolitische Herangehensweise von Project 2025 steht noch stark unter dem Eindruck der Corona-Pandemie. »Das Gesundheitssystem der Bundesregierung hat das Vertrauen der Öffentlichkeit verloren«, stellt Severino fest. »Vor dem nächsten nationalen Gesundheitsnotstand muss dieser Apparat grundlegend umstrukturiert werden, um eine transparente, wissenschaftlich fundierte und flexiblere, effizientere, transparentere [sic!] und gezieltere Reaktion zu gewährleisten.« (Severino vermutet, dass die vom National Institute of Health (NIH, Nationales Gesundheitsinstitut) finanzierte sogenannte »Gain-of-function-Virusforschung […] für COVID-19 verantwortlich sein könnte«.

						Die Sorge um das Vertrauen der Öffentlichkeit ist vorausschauend – fraglich ist jedoch, wohin sie führt. Project 2025 würde das Center for Disease Control (CDC, Zentrum für Krankheitsbekämpfung und -kontrolle) in zwei verschiedene Behörden aufteilen – eine Clearingstelle für epidemiologische Daten und eine, die Empfehlungen und Richtlinien im Bereich der öffentlichen Gesundheit erstellt. Letzteres bezeichnet Severino als »unausweichlich politische Funktion«. Als Beispiel für die Art von Kompromissen, die Entscheidungen im Bereich der öffentlichen Gesundheit erfordern, dienen ihm selbstverständlich die Auswirkungen von Corona auf die Osterfeiern im Jahr 2020: »Wie viel Risikominderung ist die Schließung von Kirchen am heiligsten Tag des christlichen Kalenders wert?« Er würde auch die Befugnis des Gesundheitsministeriums einschränken, unbefristete Notlagen im Bereich der öffentlichen Gesundheit auszurufen. Solche Änderungen kämen den kulturellen Zielen von Project 2025 entgegen, aber es ist nicht erkennbar, inwiefern sie mehr Vertrauen oder bessere Ergebnisse für die öffentliche Gesundheit produzieren würden.

						Einige der Vorschläge von Project 2025 wirken vernünftig. Severino kritisiert allzu enge Beziehungen zwischen Gesundheitsbehörden und den von ihnen regulierten Pharmaunternehmen, Krankenhausträgern und Versicherungsgesellschaften. Er prangert Interessenkonflikte bei der Food and Drug Administration (FDA, Lebens- und Arzneimittelbehörde) und dem NIH an und plädiert für eine »Abkühlungsphase« von bis zu 15 Jahren, ehe Mitarbeiter staatlicher Regulierungsbehörden für zuvor von ihnen beaufsichtigte Unternehmen arbeiten dürfen. (Wenn diese Reform keine guten Gehälter für das Personal der Regulierungsbehörden umfasst, besteht allerdings die Gefahr eines Brain Drain in den Bundesbehörden.)

						Severino will den Marktzugang von Generika erleichtern, gleichzeitig aber Bundesbefugnisse zur Aushandlung von Arzneimittelpreisen für Medicare-Patienten abschaffen. Seine Empfehlungen zur Lösung des wachsenden Mangels an Gesundheitsdienstleistern in ländlichen Gebieten sind enttäuschend vage und platt: »Verringerung der regulatorischen Belastung und Freisetzung privater Innovationen, die Lösungen für individuelle, lokale Bedürfnisse bieten.« An anderer Stelle strebt Project 2025 die vollständige Abschaffung der gängigen, von HHS und USDA veröffentlichten Ernährungsrichtlinien an.

					
					
						
							Rassismus

						
						Project 2025 arbeitet sich bezüglich der Gesellschaftsthemen zwar hauptsächlich am Thema Geschlechtsidentität ab, aber auch Themen wie Vielfalt, Gerechtigkeit und Inklusion stehen im Fokus. Die Autoren machen eine Reihe von Vorschlägen, die sowohl neue als auch langjährige bundesstaatliche Bemühungen zur Beseitigung von rassistischer Diskriminierung zunichte machen würden. Dazu sind zwei Hauptmaßnahmen vorgesehen: Erstens werden Programme für Vielfalt, Gleichberechtigung und Inklusion (DEI, Diversity, Equity and Inclusion) in der gesamten Exekutive abgeschafft, und zweitens werden Bundesinstitutionen, die zur Bekämpfung von rassistischer Diskriminierung geschaffen wurden, zu Vollstreckern einer rechten Ideologie.

						Die Equal Employment Opportunity Commission (EEOC, Behörde für Gleichberechtigung im Beruf) soll sich nicht mehr vorrangig auf die Bekämpfung von rassistischer Diskriminierung konzentrieren, sondern »auf mangelnde Berücksichtigung von Behinderung, Religion und Schwangerschaft (jedoch nicht Abtreibung)«. Die Regierung soll dafür sorgen, dass die EEOC keine Daten über die jeweilige ethnische Zugehörigkeit von Beschäftigten öffentlicher oder privater Arbeitgeber sammelt, wodurch ethnische Unterschiede oder Diskriminierung am Arbeitsplatz unsichtbar würden. Tatsächlich argumentiert Project 2025, dass »Ungleichheiten nicht per se Diskriminierung implizieren (und auch rechtlich nicht sollten)«. Die Leitlinien der Kommission sollten reinen Vorschlagscharakter haben und keine verbindlichen Vorschriften darstellen. Zudem sollten keine bindenden Vereinbarungen (sogenannte ›Einigungserlasse‹) getroffen werden.

						Die Agenda des Bildungsministeriums zur »Wahrung der Bürgerrechte« soll die Durchsetzung des »richtigen Verständnisses« von »Gender-Ideologie« und Herkunft gewährleisten. In der Praxis hieße das, traditionelle, religiös begründete Normen durchzusetzen. Das Ministerium würde ein Verbot der Critical Race Theory (CRT) befördern, aber da es sich bei der CRT um höchst unterschiedliche Ansätze handelt, würden so wahrscheinlich viele Diskussionen über Herkunft und Diskriminierung in Schulen verhindert werden. In Bundesstaaten, in denen solche Verbote gelten, ist das bereits geschehen.

						Ironischerweise würde das Justizministerium seiner Bürgerrechtsabteilung ermöglichen, DEI-Maßnahmen zu unterbinden und jede Einrichtung strafrechtlich zu verfolgen, die damit gegen Diskriminierung vorgeht. Es würde die Durchsetzung des Wahlrechts von ihrem historischen Schwerpunkt, der Verhinderung rassistischer Diskriminierung bei Wahlen, abwenden und sich stattdessen auf das angebliche Problem des Wahlbetrugs konzentrieren, das von Trump und seinen Verbündeten propagiert wird.

						Die in diesem Kapitel vorgetragenen Ziele haben für Präsident Trump in seiner zweiten Amtszeit besonders hohe Priorität. Als er im Januar 2025 ins Weiße Haus zurückkehrte, gehörte zu seinen ersten Maßnahmen der Angriff auf DEI-Programme in der gesamten Bundesregierung, wobei er häufig den Vorschlägen von Project 2025 folgte.

					
					
						
							Andere Rechte

						
						Konservative haben in der Vergangenheit für die Selbstverwaltung auf kommunaler Ebene plädiert. Die selbstverwalteten Einheiten sollten von der Bundesregierung in vielerlei Hinsicht großen Spielraum erhalten. Dieser Gedanke findet sich im Project 2025 nicht nur in Bezug auf Bildungspolitik oder Medicaid, sondern auch auf eine radikal neue Macht des Bundes bei der lokalen Strafverfolgung.

						In den letzten zehn Jahren haben vor allem linksgerichtete Städte und Kommunen Staatsanwälte gewählt, die sich gegen Masseninhaftierung und rassistische Ungleichheiten bei der Polizeiarbeit einsetzen, bestimmte Drogenverbote nicht durchsetzen wollen oder in ihren Gerichtsbarkeiten die Immigrationsgesetze des Bundes nicht durchsetzen.[21] Im amerikanischen Föderalismus sind die Justizsysteme der Bundesstaaten und Kommunen unabhängig von der Bundesregierung, und Staatsanwälte haben bei der Auswahl der zu verfolgenden Straftaten weitreichende Befugnisse, da sie nicht jedes mögliche Verbrechen, das in ihrem Zuständigkeitsbereich begangen wird, verfolgen können. Project 2025 will nun das Justizministerium nutzen, um Kommunalvertreter zu verklagen, die sich weigern, bestimmte Gesetze durchzusetzen.

						Das Bundesgesetz verbietet Marihuana, aber da einige Bundesstaaten den Cannabiskonsum legalisieren, haben sich die Regierungen Obama und Trump im Allgemeinen nicht die Mühe gemacht, Bundesgesetze in dieser Angelegenheit durchzusetzen. Project 2025 würde hier hart durchgreifen und durch das Justizministerium »so viele bundesstaatliche Drogenaktivitäten wie möglich rigoros verfolgen lassen, einschließlich des bloßen Besitzes größerer Mengen«.

						Project 2025 will zudem der Corporation for Public Broadcasting, die das National Public Radio und den Fernsehsender Public Broadcasting finanziert, alle Bundesmittel streichen. »Die Bundesregierung ist nicht nur mit Billionen Dollar verschuldet und kann sich nicht leisten, jedes Jahr über eine halbe Milliarde Dollar für linke Meinungsmache zu verschwenden. Zudem sollte sie die konservative Hälfte des Landes nicht zwingen, für die Unterdrückung ihrer eigenen Meinung zu bezahlen«, schreibt Mike Gonzalez. Als Beweis für die angeblich voreingenommene Berichterstattung führt er jedoch nur Meinungsumfragen zu den politischen Ansichten von NPR- und PBS-Hörern/Zuschauern an. Und doch würde er nicht bei der Streichung von Finanzmitteln Halt machen, sondern auch die Privilegien widerrufen, die NPR und PBS nach Bundesrecht gewährt wurden, um nichtkommerzielle Bildungssender zu fördern.

						Mit ein wenig Phantasie können wir erahnen, wie es in einem Amerika aussähe, in dem wir, wie Kevin Roberts es ausdrückt, frei sind, das zu tun, was wir tun sollten – besser gesagt, was Roberts und seine Mitautoren für richtig halten. Es wäre eine explizit christliche Nation, aber mit einer sehr spezifischen, engstirnigen und modernen Ausprägung des Christentums. In vielerlei Hinsicht wäre es wie in den 1950er Jahren: Während die Väter arbeiten, bleiben die Mütter zu Hause bei ihren großen Familien – zum Glück, denn es gibt kein Bildungsfernsehen für die Kinder. In der Schule werden altmodische Werte und Inhalte vermittelt. Abtreibung ist illegal, Impfungen sind freiwillig, und der Staat ist nur minimal in die Gesundheitsversorgung involviert. Die Regierung geht nur zögerlich gegen Diskriminierung aufgrund rassistischer Vorurteile vor, sofern diese nicht völlig offensichtlich ist. Trans- und homosexuelle Menschen gibt es – das war schon immer so –, aber sie sind angehalten, sich nicht zu outen. Diese Zukunftsvision deutet an, dass Reagan recht hatte: Freiheit ist wirklich ein zerbrechliches Gut.

					
				
					
						Einwanderung und Grenzschutz

					
					Kein Thema hat Donald Trumps politische Karriere so geprägt und seine Wähler so begeistert wie der Grenzschutz. Seit seinem ersten Auftritt als Präsidentschaftskandidat im Jahr 2015 hat er Einwanderer dämonisiert[1] (oft mit eindeutig rassistischen Begriffen) und versprochen, Menschen von der Einreise in die Vereinigten Staaten abzuhalten – nicht nur durch die Abschiebung illegaler Immigranten, sondern auch durch die Reduzierung der legalen Einwanderung.

					Die Einwanderung war das zentrale Thema von Donald Trumps erster Präsidentschaftskampagne. Oft hat er behauptet, ein willensstarker Anführer könne die Grenze leicht schließen. Im Amt fiel ihm dies jedoch schwerer. Seine Administration war geprägt von Kämpfen zwischen einwanderungsfeindlichen Hardlinern wie seinem Berater Stephen Miller und anderen Mitarbeitern,[2] die illegale Immigration reduzieren wollten, aber Schwierigkeiten hatten, Trumps Anweisungen umzusetzen, ohne Gesetze zu verletzen. Vier Jahre lang probierte Trump verschiedene Maßnahmen mit unterschiedlichen Ergebnissen und unterschiedlicher öffentlicher Unterstützung, darunter die Trennung von Familien an der Grenze und eine schlampig gebaute,[3] unwirksame Mauer[4] entlang der Grenze zwischen den USA und Mexiko. Nichts davon konnte den Zustrom der Einwanderer aufhalten. Unter Trump gab es sogar weniger Abschiebungen als unter Obama.[5]

					Erst die Corona-Pandemie führte zu einer Veränderung. Anfang 2020 kam der weltweite Reiseverkehr zum Erliegen, und die Trump-Administration nutzte ein bestehendes Gesetz zur öffentlichen Gesundheit namens Titel 42, um einen Großteil der Grenze effektiv abzuriegeln.[6] So wiesen die Vereinigten Staaten Grenzgänger ab, ohne dass diese Asyl beantragen konnten – was jedem, der das Land erreicht, ansonsten nach US-amerikanischem und internationalem Recht zusteht. Titel 42 blieb bis 2023 in Kraft, als die Biden-Regierung den Corona-bedingten Gesundheitsnotstand beendete. Die Regierung gab an, mit Berufung auf Titel 42 2,8 Millionen Menschen abgewiesen zu haben. (Manche könnten natürlich versucht haben, später erneut einzureisen.)

					Project 2025 steht in Bezug auf die Einwanderung vor der gleichen grundlegenden Herausforderung wie Trump in seiner ersten Amtszeit. Das Einwanderungssystem der USA wird beinahe einhellig als hochgradig defekt betrachtet. Seit George W. Bush haben deshalb alle Präsidenten versucht, es zu reformieren und die eigenen politischen Prioritäten durchzusetzen, aber die größten Probleme liegen jenseits des Einflussbereichs des Weißen Hauses. Zu ihnen gehört ein unterbesetztes Asylsystem, das den Bearbeitungsrückstand bei den Anträgen nicht bewältigen kann. Zudem ist für Menschen, die sich illegal im Land aufhalten, aber lokal und wirtschaftlich bereits tief verwurzelt sind, ein Weg zur Staatsbürgerschaft dringend vonnöten. Nur der Kongress kann diese Probleme lösen. Mehrere Versuche einer umfassenden Reform des Einwanderungsrechts sind jedoch gescheitert, da weder Demokraten noch Republikaner bereit waren, die für eine Einigung notwendigen Zugeständnisse zu machen. Die Bundesregierung hat zudem nur begrenzt Kontrolle über die Faktoren, die Menschen veranlassen, in die Vereinigten Staaten zu kommen, etwa bessere wirtschaftliche Chancen, politische Unruhen oder Unterdrückung im eigenen Land sowie Naturkatastrophen.

					Wie bereits dargestellt, besteht die bevorzugte Lösung von Project 2025 darin, der Exekutive so viel Macht wie möglich zu übertragen. Mit den dargelegten Maßnahmen könnte die Trump-Regierung sowohl gegen illegale als auch gegen legale Einwanderung vorgehen. Der Plan würde die Abschiebung von nicht autorisierten Einwanderern drastisch erhöhen und gleichzeitig Menschen, die sich illegal im Land aufhalten, das Leben schwer machen. Staaten, die nicht kooperieren, würden bestraft. So könnte der rechtliche Status mancher einreiseberechtigten Einwanderer widerrufen und mehr Menschen an der legalen Einreise gehindert werden. Allerdings sind einige der dazu nötigen Methoden von zweifelhafter Legalität und Verfassungsmäßigkeit.

					Alles in allem führen diese Änderungen zu einer radikalen Veränderung der Einwanderung in die Vereinigten Staaten und verwandeln ein Land, das für seine Einwanderungsgeschichte geradezu berühmt ist, in einen weitaus härteren, weniger gastfreundlichen Ort. Die Trump-Regierung scheint zumindest für einige dieser Änderungen öffentliche Unterstützung zu genießen: Eine wachsende Zahl von Amerikanern wünscht sich weniger Einwanderung und besseren Grenzschutz.[7] Einige dieser Maßnahmen könnten jedoch der Wirtschaft schaden, und es ist fraglich, ob sie die Zahl der Immigranten in den Vereinigten Staaten auch nur annähernd auf die von Trump geforderte Zahl reduzieren können.

					Die Wähler haben auch eher kritisch auf den schrecklichen menschlichen Preis reagiert, der für solche Maßnahmen zu zahlen ist. 2017 und 2018 ließ Trump an der Grenze Kinder und Erwachsene trennen. Ausdrückliches Ziel war es, Menschen von der Einreise in die Vereinigten Staaten abzuhalten, indem man ihnen ihre Kinder wegnahm. Doch die Geschichten, Bilder und Videos von Kleinkindern und Säuglingen, die ihren Eltern weggenommen und in unterbesetzten, heruntergekommenen Hafteinrichtungen untergebracht wurden, schockierten und empörten die Nation. Selbst die Befürworter der Einreisebeschränkungen wurden skeptisch, und Trump musste diese Politik aufgeben. Der so verursachte Schaden bleibt jedoch bestehen. Tausende Kinder wurden von ihren Eltern getrennt, und einige sind immer noch nicht wieder mit ihnen zusammengeführt worden. Die Diskussion über die Einwanderungspolitik kann sachlich und auf Statistiken, Systeme und Regularien konzentriert sein, aber die Trennung der Familien rief allen in Erinnerung, dass es im Grunde um Menschen geht.

					*

					Das Kapitel über das Heimatschutzministerium wurde von Ken Cuccinelli verfasst, einem ehemaligen Beamten der Trump-Administration mit bewegter Vergangenheit. Als eifriger Sozialkonservativer und Anti-LGBTQ+-Aktivist kandidierte er 2013 erfolglos für das Amt des Gouverneurs von Virginia. Während der Trump-Administration war er als amtierender Leiter des U.S. Citizenship and Immigration Service (USCIS, Nationale Einwanderungs- und Ausländerbehörde) und amtierender stellvertretender Leiter des Department of Homeland Security (DHS, Heimatschutzministerium) tätig; beide Ernennungen wurden später für illegal erklärt.[8]

					Cuccinelli beginnt mit einer bemerkenswerten Idee: Das Innenministerium soll ganz abgeschafft werden zugunsten einer Behörde, die für die Grenzsicherung und Einwanderung zuständig ist; die anderen Ämter sollen in der Exekutive aufgelöst werden. Der Kongress schuf das Ministerium nach den Anschlägen vom 11. September und fügte dabei eine Reihe von lose miteinander verbundenen Einrichtungen zusammen: verschiedene Ämter für Grenz- und Einwanderungsfragen, die Federal Emergency Management Agency (Bundesbüro für Notlagen), die Küstenwache und die neu geschaffene Transportation Security Administration (TSA, Behörde zur Sicherung der Verkehrssysteme). Cuccinelli bezeichnet diese Zusammenlegung als Fehler: »Die unterschiedlichen Aufträge der verschiedenen Komponenten konterkarieren den jahrzehntelangen Versuch, als eine einzige Abteilung zu funktionieren, wodurch das Ganze eher unzusammenhängend als kohärent ist.« Damit hat er recht. Dasselbe Argument wurde auch andernorts geäußert, zum Beispiel in der liberalen Zeitschrift The New Republic.[9]

					Aus Cuccinellis Sicht wäre die Schaffung einer einzigen Behörde, die sich ausschließlich auf die von ihm gesetzten Prioritäten in der Einwanderungspolitik konzentriert, ein großer Vorteil. Er will die TSA privatisieren (womit ihr Status von vor dem 11. September wiederhergestellt würde), die Cybersecurity and Infrastructure Security Agency (Büro für Cybersicherheit und Infrastruktur) in das Verkehrsministerium eingliedern und die Küstenwache dem Justiz- oder Verteidigungsministerium zuordnen. Eine vernünftige Entscheidung wäre die Auflösung des Secret Service. Ursprünglich zur Bekämpfung von Fälschungen gegründet, aber heute besser bekannt als Schutzdienst des Präsidenten, passen die Aufgaben des Secret Service nicht wirklich zusammen. Es gab eine Reihe peinlicher und beinahe katastrophaler Fehler,[10] darunter die beiden Attentate auf Trump im Jahr 2024. Wenn der Kongress das DHS jedoch nicht abschafft, würde Cuccinelli die Einwanderungs- und Zollbehörde und die Zoll- und Grenzschutzbehörde innerhalb des Ministeriums zusammenlegen.

					Mit oder ohne Umstrukturierung will er mehr politische Posten schaffen und sich der Verlässlichkeit des Personals sicher sein, ehe Einstellungen bestätigt werden. Natürlich sollen die Mittel des DHS kräftig erhöht werden. »Der nächste Präsident sollte ein realistisches Budget beantragen, das diese Kosten vollständig abdeckt.« Ein riesiges System zur Auffindung und Abschiebung illegaler Einwanderer kann nicht mit knappem Budget betrieben werden.

					Eine gefährliche Nebenwirkung der obsessiven Konzentration auf die Einwanderung ist das Hinweggehen über die Federal Emergency Management Agency (FEMA, Behörde für Katastrophenschutz). Die Leistung der FEMA während der Trump-Administration war unzuverlässig, und Experten für Katastrophenhilfe sahen den Grund dafür in Trumps Verständnis des DHS als reine Grenzschutzbehörde.[11] Cuccinelli widmet der FEMA in seinem Kapitel wenig Aufmerksamkeit, und wenn er sie erwähnt, geht es darum, die Rolle der Bundeshilfen zu schmälern und die Last auf die Bundesstaaten und Kommunen zu verlagern – keine gute Idee in einer Zeit, in der das Land immer häufiger mit großen Wetterkatastrophen konfrontiert ist. Und doch äußerte sich Trump bereits in der ersten Woche nach Amtsantritt genauso.

					*

					Das erste große immigrationspolitische Ziel im Project 2025 lautet, sicherzustellen, dass deutlich weniger Menschen in die USA einreisen – sowohl legal als auch illegal. Cuccinelli stellt sich eine Institution nach dem Vorbild von Titel 42 vor, die nicht durch einen Notfall im Bereich der öffentlichen Gesundheit aktiv wird, sondern im Fall des »Verlusts der operativen Kontrolle über die Grenze«. So wäre es den Vereinigten Staaten möglich, Asylsuchende abzuweisen, die ansonsten einen Rechtsanspruch auf einen Antrag hätten. Zudem sollen die Kriterien für die begründete Angst vor Strafverfolgung im Heimatland strenger werden und deutlich weniger Visa für Opfer von Straftaten, die den Strafverfolgungsbehörden helfen, ausgestellt werden. Cuccinelli ist der Meinung, dass der Citizenship and Immigration Service (Behörde für Einwanderung und Staatsbürgerschaft) zu sehr darauf aus ist, Menschen die Erlaubnis zur legalen Einreise zu erteilen. Er bezeichnet die Einrichtung deshalb als »Agentur für offene Grenzen« und will die Prozesse durch eine genauere Prüfung von Anträgen auf Unzulässigkeit oder Betrug verlangsamen. Eine Ausnahme gäbe es allerdings: die Ausweitung der »Premium-Bearbeitung«, bei welcher Personen, die mehr zahlen können und wollen, die Warteliste überspringen können.

					Project 2025 empfiehlt dem DHS oder dessen Nachfolger die Unterstützung durch mehrere andere Bundesbehörden. Das Department of Labor (Arbeitsministerium) würde das H-2A-Visum, das hunderttausenden Saisonarbeitern in der Landwirtschaft ermöglicht, sich befristet in den USA aufzuhalten, begrenzen und dann auslaufen lassen; ein weiteres befristetes Visum für nicht in der Landwirtschaft tätige Arbeitnehmer würde ebenfalls auslaufen. Auch das H-1B, ein häufig in der Technologiebranche verwendetes Visum für Fachkräfte, würde eingeschränkt.

					Das Außenministerium würde auch einige Möglichkeiten zur legalen Einreise in die Vereinigten Staaten unterbinden. »Das US-Außenministerium und viele seiner Mitarbeiter scheinen das US-Einwanderungssystem weniger als Instrument zur Stärkung der Vereinigten Staaten zu betrachten, sondern eher als weltweites Sozialprogramm«, beklagt die Autorin Kiron K. Skinner. Sie möchte, dass das Außenministerium höhere Visagebühren für ausländische Staatsangehörige durchsetzt, die aus Ländern stammen, die ihrerseits von Amerikanern eine Visumgebühr verlangen. Zudem sollen alle Visa für Staatsangehörige von Ländern ausgesetzt werden, die keine abgeschobenen Migranten aufnehmen. Die Vergabe von Studentenvisa für Menschen aus Nicht-Bündnisländern soll eingeschränkt werden. Wie Trump, der bereits in seiner ersten Amtszeit die Aufnahme von Flüchtlingen drastisch reduziert hat, ist Skinner der Meinung, das Flüchtlingsbüro des Außenministeriums müsse »seine Ressourcen auf Herausforderungen verlagern, die sich aus der aktuellen Einwanderungssituation ergeben, bis die Krise eingedämmt werden kann«, und so effektiv jeden Einreiseweg für Flüchtlinge versperren.

					In der Zwischenzeit soll das Militär dabei helfen, illegale Einreisen zu verhindern. Neben dem Einsatz von Truppen beim Bau von Grenzbefestigungen und zur Arbeit an Grenzübergängen will Cuccinelli, dass die nächste Regierung »aktive Militärangehörige und Nationalgardisten einsetzen sollte, um bei Verhaftungen entlang der Grenze zu helfen«. Dies geschah bisher nicht, weil der sogenannte Posse Comitatus Act von 1878 den Einsatz des Militärs bei der Strafverfolgung im Inland verbietet.[12] Trump setzte während seiner ersten Amtszeit Truppen im aktiven Dienst an der Grenze ein, aber aufgrund der gesetzlichen Einschränkungen saßen sie hauptsächlich herum. Dennoch kündigte das Pentagon im Januar 2025 an, 5000 Kampftruppen an die Grenze zu schicken.

					Russell Vought, der Kopf hinter Project 2025, erklärte an anderer Stelle, Grenzübertritte seien eine »Invasion«, die einen Militäreinsatz rechtlich rechtfertigen könnten: »Hier müssen wir radikal sein und die rechtlichen Paradigmen, die unser Vermögen der Rückkehr zur ursprünglichen Verfassung eingeschränkt haben, verwerfen oder neu denken.«[13] Mit anderen Worten: Gesetze, die unbequem sind, werden ignoriert. Cuccinelli möchte auch Wege finden, wie lokale Polizeibehörden Einwanderungsgesetze durchsetzen können – was ihnen nach einem Urteil des Obersten Gerichtshofs von 2012 im Allgemeinen nicht gestattet ist.

					Die Trennung von Familien kann die neue Regierung allerdings nicht wieder einführen. Eine Einigung zwischen der Bundesregierung und der American Civil Liberties Union aus dem Jahr 2023 verhindert solche Trennungen in den nächsten acht Jahren.[14]

					Während das DHS versucht, die Grenze zu schließen, soll es gleichzeitig so viele Menschen wie möglich abschieben. Ein erster Schritt dazu wäre die Abschaffung des zeitlich begrenzten Schutzstatus, mit dem Menschen aus von Kriegen, Naturkatastrophen und anderen Unbill heimgesuchten Ländern in den Vereinigten Staaten leben und arbeiten dürfen. Trump hat dies bereits angeordnet. Nach Angaben der Brookings Institution hatten in den USA im Dezember 2024 etwa 850000 Menschen diesen Status inne.[15] Frühere Regierungen setzten auch die sogenannte »Parole«-Regelung ein, um Menschen aus »dringenden humanitären Gründen oder zum öffentlichen Nutzen« in die Vereinigten Staaten einreisen zu lassen. Biden versuchte beispielsweise, es zu nutzen, um nicht-amerikanischen Ehepartnern von US-Staatsbürgern zu ermöglichen, in den Vereinigten Staaten zu bleiben. Cuccinelli möchte, dass der Kongress diese Anwendung einschränkt.

					Vergangene Regierungen haben im Allgemeinen die schwerwiegendsten Straftaten priorisiert und nicht jeden Fall verfolgt, aber Cuccinelli würde weitaus mehr Ressourcen aktivieren, um Gesetze durchzusetzen. Das Justizministerium etwa soll US-Anwälte anweisen, sich auf einwanderungsbezogene Straftaten zu konzentrieren. Das CIS würde nach eingebürgerten Menschen suchen, denen die Staatsbürgerschaft wegen Betrugs rechtmäßig entzogen werden könnte. Alle DHS-Mitarbeiter mit Befugnissen in der Strafverfolgung würden vor Ort eingesetzt.

					Mehrere Verfahrensänderungen sollen dazu führen, dass viel mehr Einwanderer inhaftiert, in Haft gehalten oder fristlos abgeschoben werden. Die »Beschleunigte Abschiebung« ermöglicht es Einwanderungsbeamten, manche Personen ohne Anhörung auszuweisen. Bislang wurde diese Art der Abschiebung jedoch nur bis zu einer Entfernung von 100 Meilen von der Grenze angewendet – eine Richtlinie, die Cuccinelli gerne aufheben würde. Dadurch bestünde das Risiko, dass legale Einwohner und sogar Staatsbürger abgeschoben werden könnten, ohne dies in einem ordnungsgemäßen Verfahren anfechten zu können. Auch die sogenannte »administrative Schließung«, ein Verfahren, das Einwanderungsanhörungen auf unbestimmte Zeit und oft dauerhaft aufschiebt, soll nicht mehr angewendet werden. Die derzeitigen Richtlinien verhindern auch, dass Beamte der ICE (United States Immigration and Customs Enforcement, Polizei- und Zollbehörde) Personen an sensiblen Orten verhaften, darunter Schulen, Krankenhäuser, Kirchen oder Zusammenkünfte wie Beerdigungen. Cuccinelli will diese Einschränkungen aufheben. Die zweite Trump-Regierung hat bereits die »beschleunigte Abschiebung« erweitert und die Richtlinien für sensible Orte aufgehoben.

					Vielen Einwanderern, die in den Vereinigten Staaten aufgegriffen werden, wird eine Kaution gewährt, und sie werden wieder auf freien Fuß gesetzt, da die Regierung nur über begrenzte Hafteinrichtungen verfügt und mit einem riesigen Verfahrensrückstand kämpft. Cuccinelli würde den Einsatz von Kautionen einschränken und den Kongress auffordern, riesige neue Haftanstalten und mehr Personal für die Abschiebungen zu finanzieren.

					Auch ohne die tatsächliche Abschiebung von Menschen könnte die Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen ergreifen, um die Vereinigten Staaten für nicht autorisierte Einwanderer weniger gastfreundlich zu machen. Die Regierung unterhält ein System namens E-Verify, mit dem überprüft wird, ob Arbeitnehmer legal in den Vereinigten Staaten arbeiten dürfen. Dieses System ist jedoch für Privatunternehmen – mit Ausnahme von Auftragnehmern der Regierung – gemäß dem Bundesgesetz nicht verpflichtend. Cuccinelli will es durch den Kongress für obligatorisch erklären lassen, was es nicht autorisierten Einwanderern erschweren würde, Arbeit zu finden.

					Konservative in den USA befürworten zwar traditionell die lokale Entscheidungsgewalt über viele Richtlinien, doch Project 2025 will eine größere Macht des Bundes gegenüber den Regierungen der Bundesstaaten und Kommunen. Viele Strafverfolgungsbehörden haben die Zusammenarbeit mit ICE abgelehnt, und zwar aufgrund von Druck seitens der Wähler, Sorgen vor Missbrauch sowie der Kosten. Gene Hamilton empfiehlt jedoch, sieben Milliarden US-Dollar an Zuschüssen des Justizministeriums für lokale Behörden von deren Zusammenarbeit mit dem Heimatschutzministerium abhängig zu machen. Cuccinelli möchte einige FEMA-Hilfen an die jeweilige Umsetzung der Einwanderungsgesetze knüpfen. Demnach soll das Bildungsministerium in den Bundesstaaten, in denen illegale Einwanderer Anspruch auf Beihilfe zu den Studiengebühren öffentlicher Hochschulen haben, alle staatlichen Darlehen streichen.

					Zusammengenommen könnten diese Schritte zu einem starken Rückgang der Anzahl illegaler Einwanderer im Land führen, aber Cuccinelli gibt keine konkrete Schätzung an. Trump hat versprochen, 20 Millionen Menschen abzuschieben, die sich illegal im Land aufhalten, aber das ist wahrscheinlich unmöglich: Die verlässlichsten Daten deuten darauf hin, dass es in den USA gar nicht 20 Millionen illegale Einwanderer gibt.[16]

					*

					Während Trumps erster Amtszeit waren die lautesten Einwände gegen seine Einwanderungspolitik nicht verfahrenstechnischer, sondern moralischer Natur. Trump trennte Familien und wetterte gegen Flüchtlinge, Asylbewerber und andere schutzbedürftige Menschen. Adam Serwer vom Atlantic beschrieb dieses Vorgehen mit den Worten: »Die Grausamkeit ist genau der Punkt.«[17]

					In der zweiten Amtszeit werden viele moralische Einwände bestehen bleiben, aber die Ideen, die Trump im Wahlkampf vorbrachte, und jene des Project 2025 lassen es möglich erscheinen, dass Trump gezwungen sein könnte, sich zwischen Einwanderungs- und Wirtschaftspolitik zu entscheiden. Er hat versprochen, die Inflation zu senken, aber Massenabschiebungen könnten von Immigranten abhängige Sektoren der amerikanischen Wirtschaft, darunter Landwirtschaft und Baugewerbe, lähmen und die Kosten in die Höhe treiben. Oren Cass, ein politischer Vordenker, der auch zum Project 2025 beigetragen hat, argumentiert, der Bedarf an Arbeitsmigranten werde übertrieben dargestellt.[18] Selbst wenn das stimmt, würde die kurzfristige Auswirkung von Massendeportationen wirtschaftlichen Schaden verursachen. Ein gutes Beispiel ist Springfield im Bundesstaat Ohio – jene Stadt, deren haitianische Bevölkerung Trump während des Wahlkampfs 2024 grundlos diffamierte. Wie viele Führungskräfte und Einwohner von Springfield betonten, belebte ein Zustrom von Haitianern die schwächelnde Industriestadt.[19] Deren Ausweisung würde diesen Aufschwung rückgängig machen.

					Massendeportationen wurden in der amerikanischen Geschichte fast nie durchgeführt. Das einzige prominente Beispiel ist eher abschreckend. 1954 begann die Eisenhower-Regierung mit einer groß angelegten Razzia gegen mexikanische Migranten im Grenzgebiet und nahm nach staatlichen Angaben mehr als eine Million Menschen fest.[20] Das Programm war purer Horror: Amerikanische Staatsbürger wurden in die Razzien verwickelt, die Deportierten wurden unter unmenschlichen Bedingungen zurückgelassen, und viele Menschen starben. Als wäre das nicht genug, wurde der Aktion auch noch ein rassistischer Beiname verpasst: »Operation Wetback« (Bezeichnung für illegal in den USA lebende Mexikaner). Doch der Einsatz stellte auch ein politisches Scheitern dar. Die illegalen Grenzübertritte gingen zwar zurück – aber hauptsächlich, weil die Regierung als Reaktion auf Nachfrage der Arbeitgeber einen Weg für die legale Einreise von Arbeitskräften schuf.

				
					
						Wirtschaft und Handel

					
					Die größte Uneinigkeit innerhalb der amerikanischen Rechten besteht heute in der Frage, ob und wie die Wirtschaft geführt werden soll. Jahrzehntelang haben die Konservativen eine Laissez-faire-Wirtschaftspolitik befürwortet: niedrige Steuern, geringe Regulierung, wenig Staat und freier Handel. Dies war Teil der DNA der Heritage Foundation. Präsident Ronald Reagan vertrat die »angebotsorientierte Wirtschaftspolitik«, die davon ausging, dass die Unterstützung der Großunternehmen und Gutverdiener die gesamte Wirtschaft verbessern würde. Kritiker bezeichneten sie als »Trickle-down-Ökonomie«, von der die meisten Menschen kaum profitierten.

					Donald Trump hat jedoch einige dieser tradierten Ansichten als Teil seiner populistischeren Politik in Frage gestellt. Er ist seit langem gegen den Freihandel und für mehr Protektionismus. Als Präsident verhängte er Zölle, und als erneuter Kandidat versprach er 2024 weitere und höhere Zölle. Er hat sich auch gegen Kürzungen bei der Sozialversicherung und Medicare ausgesprochen, die traditionell Ziel konservativer Budgetierungsmaßnahmen sind, und das Haushaltsdefizit ist während seiner ersten Amtszeit stark gestiegen. Wenigstens rhetorisch hat Trump eine freundlichere Haltung gegenüber Arbeitern und Gewerkschaften eingenommen.

					Das Spannungsverhältnis zwischen diesen beiden Denkschulen zeigt sich im Project 2025 in der Diskussion von Wirtschaftsfragen. Hier werden sie auf eine Weise debattiert, die wie sonst nirgends im gesamten Text des Projekts Sollbruchstellen der Trump-Koalition offenlegt. Heritage rühmt sich zwar, seine Mitarbeiter träten »öffentlich stets für eine einzige, einheitliche Position« zu jedem Thema ein, doch hier machen sie mehrere Ausnahmen. Die Herausgeber haben konkurrierende Aufsätze abgedruckt, die entweder für Protektionismus (Trump-Berater Peter Navarro) oder für Freihandel (der Leiter einer freihandelsorientierten Denkfabrik) plädieren, sowie je einen Text für und gegen die Export-Import Bank, die amerikanische Exporte fördert. Ein Kapitel über das Arbeitsministerium enthält von den dortigen Schlussfolgerungen abweichende Ansichten zu einigen kontroversen Themen.

					Diese Auseinandersetzungen sind nicht nur akademisch. Trump gewann die Wahl 2024 vor allem mit wirtschaftlichen Argumenten. Er versprach, die Inflation einzudämmen, durch die Abschiebung von Einwanderern mehr Arbeitsplätze für die Bürger zu schaffen und hohe Zölle zu erheben. Project 2025 erörtert diese Themen ausführlich, kommt aber in keinem Fall zu einem eindeutigen Ergebnis.

					Ein weiterer ernsthafter Streitpunkt innerhalb der Trump-Sphäre ist die Frage nach dem Umgang mit den großen Technologieunternehmen. Nach jahrelanger scharfer Kritik von Seiten der Neuen Rechten hat Big Tech in letzter Zeit Schritte unternommen, um sich Trump persönlich anzunähern.[1] Project 2025 vertritt im Allgemeinen eine harte Linie gegenüber großen Technologieunternehmen, obwohl es die nur lockerere Regulierung von Kryptowährungen befürwortet.

					An anderer Stelle plädieren die Autoren für ein entspannteres Verhältnis (wenn auch kein Bündnis) zur organisierten Arbeiterschaft, Kürzungen bei Programmen zur Armutsbekämpfung, starke Senkungen der Einkommenssteuer für Unternehmen und Privatpersonen und eine geringere Regulierung des Finanzsektors – möglicherweise einschließlich der Abschaffung der US-Notenbank. Es ist bezeichnend, dass Project 2025 für die Inflation, die unter Bidens Präsidentschaft ein so zentrales Thema war, kaum konkrete Lösungen für einen konservativen Präsidenten bietet. Auffallend ist auch, dass Trumps Behauptung, die Einwanderung sei ein ernsthaftes Problem für amerikanische Arbeitskräfte, im Text nicht bestätigt wird. Insgesamt ist der Populismus der MAGA-Rechten nicht so oberflächlich, wie einige liberale Kritiker behaupten. Er ist aber auch nicht so seriös und konkret, wie seine Befürworter sagen.

					
						
							Steuern und Ausgaben

						
						Die Wirtschaft ist für alle Präsidenten entscheidend, auch wenn sie nur wenig direkte Kontrolle darüber haben. Die einfachsten Instrumente, die einer Regierung zur Verfügung stehen, sind die Ausgabenpolitik und die Besteuerung.

						»Der Haushalt sollte ausgeglichen werden, indem die Bundesausgaben gesenkt werden, während gleichzeitig eine starke Landesverteidigung aufrechterhalten und die Steuern nicht erhöht werden«, schreiben die Autoren eines Kapitels über das Finanzministerium. Dies kann nicht ohne massive Kürzungen der Bundesausgaben erreicht werden, doch Project 2025 sieht keine größeren Ausgabenkürzungen vor – insbesondere nicht bei großen Systemen wie der Sozial- und der Krankenversicherung. Es ist unmöglich, die Auswirkungen von Project 2025 auf den Haushalt als Ganzes zu bewerten, da nur wenige Autoren ihren Ideen Dollarbeträge zuordnen. Wie an anderer Stelle ausgeführt, befürworten einige der Autoren große Ausgabenerhöhungen für ihre eigenen Ressorts; einige wenige schlagen Kürzungen vor.

						Vielleicht haben die Autoren oft genug beobachtet, wie Konservative bestimmte Ansprüche reduzieren wollten und daran scheiterten. So geschah es etwa, als George W. Bush versuchte, die Sozialversicherung teilweise zu privatisieren, oder als Paul Ryan, der ehemalige Sprecher des Repräsentantenhauses, Medicare kürzen wollte. Nun scheuen sie sich, Kürzungen vorzuschlagen – ganz unabhängig von Trumps Versprechen, beide Programme zu schützen. Die Autoren verweisen auf diese Programme als »Haupttreiber unserer Staatsverschuldung von 31 Billionen Dollar« und fügen hinzu: »Im Wesentlichen ist unser Defizitproblem ein Medicare- und Medicaid-Problem.« Dennoch plädieren sie eher für schrittweise Kürzungen als für umfassende Änderungen. (Wie in Teil I erwähnt, wird geschätzt, dass Trumps Wahlkampfvorschläge das Defizit um weitere 7,75 Billionen Dollar erhöhen würden.)

						Die Autoren schlagen jedoch große Veränderungen des amerikanischen Steuerwesens vor. Sie würden das Einkommenssteuersystem von sieben auf zwei Stufen vereinfachen und die meisten Abzüge und andere Ausnahmeregelungen abschaffen. Kapitalgewinne und Dividenden sollen mit 15 Prozent besteuert und die Körperschaftssteuer von 21 auf 18 Prozent gesenkt werden. Zwar wären die Auswirkungen auf jeden einzelnen Steuerzahler unterschiedlich, doch das Hauptergebnis wäre eine große Steuersenkung für Wohlhabende und für erfolgreiche Unternehmen.

						Dies ist jedoch nur ein erster Schritt. Langfristig wird der Übergang zu einer Verbrauchssteuer vorgeschlagen, die auch als »flat tax« bezeichnet wird. Eine solche Steuer, die einige Konservative seit langem anstreben, verlagert den Schwerpunkt vom Verdienst zu den Ausgaben und besteuert den Konsum. »Eine Verbrauchssteuer würde die Verzerrung privater wirtschaftlicher Entscheidungen durch den Staat minimieren und wäre somit die wirtschaftlich am wenigsten schädliche Art, die Steuereinnahmen des Bundes zu erhöhen«, so die Autoren. Wirtschaftswissenschaftler haben verschiedene Arten von Verbrauchssteuern untersucht. Die Autoren des Project 2025 legen sich nicht auf ein Modell fest, aber am verständlichsten wäre eine nationale Verkaufssteuer ohne oder mit nur wenigen Ausnahmen.

						Eine reine Verbrauchssteuer verspricht Einfachheit und beseitigt das komplizierte System von Abzügen und Sonderregelungen in der aktuellen Steuergesetzgebung. Aber sie wäre auch weitaus regressiver. Für Gutverdiener ist eine Verbrauchssteuer attraktiver als das derzeitige System, das höhere Einkommen von den Ausgaben unabhängig stärker besteuert. Für Geringverdiener hingegen ist eine solche Steuer in der Regel teurer als das derzeitige System, denn je ärmer jemand ist, desto größer ist der Anteil seines Einkommens, den er für die Lebenshaltungskosten aufwenden muss.

					
					
						
							Handel

						
						Trump ist der Meinung, dass die Handelspolitik die Wirtschaft ebenso stark beeinflussen kann wie Steuern und Ausgaben. Er hat die Rechte dazu gebracht, Einfuhrzölle wieder zu befürworten. Viele Teile der konservativen Bewegung umarmen zwar den Trumpismus (oder ergeben sich ihm), aber traditionelle Anhänger der freien Marktwirtschaft zeigen sich gegenüber Trumps Ideen weiterhin offen skeptisch.

						Viele von Trumps Behauptungen über den Handel sind unsinnig. Zölle sind zusätzliche Abgaben auf importierte Waren, was bedeutet, dass sie nicht von der produzierenden Nation bezahlt werden, sondern von der konsumierenden, das heißt in diesem Fall von den Amerikanern. Die Händler können den Preis übernehmen oder ihn an die Verbraucher weitergeben, was wiederum vom Kauf importierter Waren abhalten könnte. Trump hat jedoch wiederholt behauptet, das Ausland würde die von den Vereinigten Staaten erhobenen Einfuhrzölle bezahlen.[2] Unabhängig von sonstigen Vorteilen von Zöllen ist das einfach falsch. Protektionismus kann aber durchaus politisch wirksam sein. Eine Studie aus dem Jahr 2024 hat ergeben, dass das amerikanische Kernland die wirtschaftliche Hauptlast des Handelskriegs getragen hat, sich aber trotzdem eher mit Trump und der Republikanischen Partei identifiziert.[3]

						Der einzige Mitarbeiter des Project 2025, der Zölle positiv beurteilt, ist Navarro. Als Wirtschaftswissenschaftler mit heterodoxen politischen Ansichten ist er seit langem auf Handelsdefizite fixiert. Die USA importieren zum Beispiel mehr Waren aus China, als sie dorthin exportieren. Mit dieser Haltung verleiht er den protektionistischen Reflexen des Präsidenten ein gewisses intellektuelles Placet. (Kaum im Weißen Haus angekommen, beschränkte sich Navarro nicht mehr auf die Wirtschaft. Er legte sich öffentlich mit Ärzten an, die in der Corona-Zeit führende Rollen hatten,[4] und behauptete das Medikament Hydroxychloroquin sei ein wirksames Medikament gegen COVID, ohne dies belegen zu können. Später war er an Trumps Versuchen beteiligt, die Wahl 2020 zu stehlen, und kam für vier Monate ins Gefängnis,[5] weil er sich weigerte, mit den Ermittlern zusammenzuarbeiten.)

						Navarros Argument für Zölle ist in Wirklichkeit ein Argument gegen China. Statt zu behaupten, Zölle seien per se wünschenswert, erklärt er, der Protektionismus anderer Länder erfordere eine Gegenreaktion. Navarro behauptet, die vermeintlichen Freihandelsregeln hätten den Vereinigten Staaten in Wahrheit geschadet. Gemäß den Abkommen der Welthandelsorganisation können andere Länder Zölle auf amerikanische Waren erheben, solange sie gleiche Waren aus anderen Ländern mit den gleichen Zöllen belegen. »Das praktische Ergebnis war die systematische Ausbeutung von amerikanischen Landwirten, Viehzüchtern, Produzenten und Arbeitern«, schreibt er. Navarro möchte Zölle auf alle chinesischen Produkte erheben, die so hoch sind, dass die Amerikaner davon abgehalten werden, in China hergestellte Waren zu kaufen. Er will zudem amerikanische Unternehmen mit finanziellen Anreizen dazu bewegen, nach China ausgelagerte Fabriken zurück in die Vereinigten Staaten zu verlegen.

						Ein großer Fehler in diesem Argument besteht darin, dass Trump während seiner ersten Amtszeit einen Handelskrieg mit China anzettelte, es aber nicht schaffte, damit das Handelsdefizit zu verringern.[6] Die an Project 2025 beteiligten Vertreter des Freihandels sehen weitere Probleme. Die Ökonomin Veronique de Rugy lehnt die Vorstellung ab, Handelsdefizite seien grundsätzlich etwas Schlechtes. »Wie Handelsökonomen wissen, sind Exporte ein Kostenfaktor für die Wirtschaft: Sie verringern das BIP. Importe hingegen tragen zum BIP bei«, schreibt sie. »Wenn die USA alle derzeitigen Importe erwerben könnten, ohne im Gegenzug etwas zu exportieren, wäre das die beste aller Welten.«

						Kent Lassman, Leiter des Competitive Enterprise Institute, widerspricht Trumps Behauptungen über die Wirtschaft und argumentiert, die Globalisierung habe den Amerikanern insgesamt geholfen. »Die Daten zeigen nicht, dass Amerika ein wirtschaftliches Blutbad erlebt hat«, schreibt er in Anlehnung an einen denkwürdigen Satz aus Trumps erster Antrittsrede. »Sie zeigen über zwei Jahrhunderte intensiven Wachstums.« Mit Blick auf die jüngste Geschichte erklärt er, Navarro wolle die Fehlentscheidungen verdoppeln: »Wir befinden uns seit fünf Jahren im größten Zollexperiment seit der Großen Depression – mit folgenden Ergebnissen: Die neuen Zölle erhöhen die Verbraucherpreise für normale Amerikaner jedes Jahr um etwa 1200 Dollar pro Haushalt und kommen nur einer kleinen Anzahl von Sonderinteressen zugute.«

						Lassman argumentiert, die Vereinigten Staaten bräuchten stattdessen eine flexible und wechselnde Strategie, um China wirtschaftlich zu begegnen. Er befürchtet, eine vollständige Abkopplung von Peking würde China unberechenbarer und gefährlicher machen, räumt aber ein: »Das ist politisch schwieriger zu verkaufen als laute, vereinfachende Hetzreden.«

					
					
						
							Big Tech

						
						Project 2025 ist Big Tech gegenüber feindlich eingestellt. Der Tech-Sektor ist zu einem dominanten Teil der US-Wirtschaft geworden, doch die Konservativen sehen ihn kritisch, weil er mit China zusammenarbeitet, politische Inhalte entfernt, die als anstößig oder falsch erachtet werden (darunter viele von Trumps aufrührerischen Behauptungen), und weil er eine allgemein linke politische Ausrichtung hat. Republikaner im Kongress haben Tech-Unternehmen der »Zensur« beschuldigt, insbesondere nachdem Twitter und Facebook die Verbreitung einer Geschichte aus dem Jahr 2020 über den Laptop von Hunter Biden unterbanden, weil sie befürchteten, dass es sich um Desinformation handeln könnte. (Das war nicht der Fall.)

						In jüngster Zeit gibt es Anzeichen einer Annäherung zwischen Silicon Valley und Mar-a-Lago. Elon Musk kaufte Twitter, benannte es in X um und verwandelte es in einen Sumpf aus rechtsgerichteten Verschwörungstheorien und Rassismus. Zudem unterstützte er Trumps Wahlkampf 2024 finanziell massiv. Während seiner ersten Präsidentschaft schwor Trump, TikTok zu verbieten, weil es sich in chinesischem Besitz befindet. Nach einem Treffen mit Jeff Yass, einem Investor in TikToks Muttergesellschaft und Großspender für die Republikaner im Jahr 2024 setzte Trump sich jedoch für die App ein.[7] Andere CEOs der Tech-Branche stellen sich hinter Trump und nehmen frühere linke Äußerungen zurück. Amazon-Gründer Jeff Bezos hinderte die Zeitung The Washington Post, die sich in seinem Besitz befindet, daran, zur Wahl von Kamala Harris aufzurufen. Eine Reihe von Führungskräften, darunter Tim Cook von Apple und Mark Zuckerberg von Meta, spendeten für Trumps Amtseinführung und nahmen daran teil. Project 2025 wurde jedoch vor dieser Versöhnung abgeschlossen.

						Ein Kernpunkt von Project 2025 ist, TikTok als Gefahr für die nationale Sicherheit der USA zu betrachten und ein Verbot der App anzustreben. Auch andere Anwendungen, zum Beispiel die Social-Media-App WeChat, sollen verboten werden. Für amerikanische Plattformen schweben den Autoren weniger drastische Maßnahmen vor, aber sie fordern dennoch eine strengere Regulierung. Brendan Carr, der neue Vorsitzende der Federal Communications Commission (FCC, Bundesbehörde für Kommunikation), will es Kindern erschweren, Altersbeschränkungen auf Social-Media-Plattformen zu umgehen. Zudem sollen Tech-Anbieter einen Beitrag zur Breitband-Versorgung in ländlichen Gebieten leisten, wie es die Telekommunikationsunternehmen auch tun. Das Hauptaugenmerk liegt jedoch auf den »Versuchen, verschiedene politische Standpunkte vom digitalen Marktplatz zu vertreiben«.

						Carr schlägt zum Beispiel vor, dass die FCC Unternehmen wie Meta dazu verpflichtet, ihre Nutzungsbedingungen präziser zu formulieren. Verböten sie dann Beiträge, die dort nicht aufgeführt sind, seien sie »zur Rechenschaft zu ziehen«. Der größte Hebel für die FCC ist Abschnitt 230 des Communications Decency Act von 1996, der besagt, dass Online-Plattformen nicht als Verlage gelten, welche für alle veröffentlichten Inhalte verantwortlich sind. (Eine Zeitung könnte beispielsweise verklagt werden, wenn ihr Kolumnist jemanden verleumdet, aber Instagram ist nicht verantwortlich, wenn jemand auf einem Benutzerkonto verleumdet wird.) Abschnitt 230 besagt auch, dass diese Plattformen nicht für das gutgläubige Bemühen haftbar gemacht werden können, den Zugang zu als beleidigend eingestuftem Material einzuschränken, selbst wenn dieses verfassungsrechtlich geschützt ist. Carr möchte, dass die FCC das Gesetz enger auslegt und mit dem Kongress zusammenarbeitet, um es zu ändern – und so den Tech-Unternehmen zu vermitteln, dass sie, sofern sie Redebeiträge entfernen wollen, Verantwortung für ihre Inhalte übernehmen müssen – genau wie Verlage.

						Diese Argumentation und der Vorwurf der Zensur, der gegen Tech-Unternehmen erhoben wird, sind so schnell zu Selbstverständlichkeiten geworden, dass man ihre Radikalität leicht übersieht. Wir behandeln Plattformen wie X wie allgemeine, öffentliche Plätze, aber das sind sie nicht: Sie sind Unternehmen in Privatbesitz. Es ist leicht einzusehen, warum es gefährlich ist, wenn Unternehmen die Kontrolle über so viel Diskurs haben, aber es ist nicht klar, wie dieses Problem am besten zu lösen ist. Der erste Zusatzartikel der Verfassung verbietet es der Regierung, die freie Meinungsäußerung einzuschränken, doch einige Argumente im Project 2025 bewegen sich in einer gefährlichen Grauzone, in der die Regierung private Unternehmen im Namen der Meinungsfreiheit zu bestimmten Äußerungen zwingt. Anders ausgedrückt: Es wird versucht, die private Zensur zu unterbinden, indem die Regierung zur Zensorin gemacht wird.

						Das mag alarmistisch klingen, aber wie sonst ist Carrs Vorschlag zu interpretieren, »politische Lösungen für die Zensur der Sprache durch Big Tech zu finden«? Und Carr ist nicht allein. In einer beunruhigenden Passage öffnet der Juraprofessor und ehemalige Beamte des US-Justizministeriums, Adam Candeub, Tür und Tor für die Abstrafung großer Unternehmen, die politisch Position beziehen – einfach deshalb, weil das Land politisch polarisiert ist.

						»Wenn Banken oder Internetplattformen Kunden aufgrund ihrer politischen oder gesellschaftlichen (im Gegensatz zu religiösen) Ansichten ablehnen, verzichten sie auf Gewinne. Solche Entscheidungen werden oft mit Öffentlichkeitsarbeit, Marketing oder Markenbildung gerechtfertigt. Normalerweise sollten und würden solche eher geschäftlichen Entscheidungen respektiert. Diese Haltung ist jedoch in einem hochparteiischen, ideologisch gespaltenen Amerika schwieriger zu wahren«, schreibt Candeub. Die Federal Trade Commission könne solche Unternehmen wegen unlauterer Handelspraktiken anklagen, was bedeuten würde, ihnen vorzuschreiben, mit wem sie Geschäfte machen dürfen.

						Die Trump-Regierung muss möglicherweise nicht einmal solche drakonischen Maßnahmen ergreifen, um eine Kooperation auf diesem Gebiet zu erreichen. Drohungen – sei es von Trump während der Wahlkampftour, auf Truth Social oder in Foren wie Project 2025 – haben dazu beigetragen, Social-Media-Unternehmen von der Überwachung von Fehl- und Desinformation und von politischem Engagement im Allgemeinen abzuhalten. Meta hat bereits die Faktenchecks abgeschafft und die Beschränkungen für Hassreden auf Plattformen wie Facebook und Instagram gelockert, wobei Zuckerberg »die jüngsten Wahlen« als Grund angab. Normale Nutzer von Social-Media-Plattformen müssen also mit einem schlechteren Informationsumfeld rechnen, mit mehr falschem und irreführendem Material und einer gröberen und schärferen Sprache. Meta ist ein privates Unternehmen, das jedoch auf Drohungen der neuen Regierung reagiert, nicht auf den Willen der Nutzer. Der wirksamste Zensor ist die Angst.

						Kryptowährungen sind zu einem beliebten Thema der Rechten geworden, aber der Sektor wird durch das Fehlen klarer Regulierungen gebremst – insbesondere hinsichtlich der Frage, ob es sich um eine Ware (gehandelt wie Gold oder Schweinebäuche) oder ein Wertpapier (wie Aktien oder Anleihen) handelt. Die Antwort darauf bestimmt, welche Gesetze gelten und wer sie durchsetzt. David R. Burton beklagt, die Regulierungsbehörden seien »unverantwortliche Akteure im Bereich der digitalen Vermögenswerte gewesen«, da sie versäumt hätten, klare Regeln zu erlassen. Er schlägt vor, Vermögenswerte wie Bitcoin als Waren zu behandeln. Dies deckt sich mit der Präferenz vieler Krypto-Anleger, weil das Wertpapierrecht stringenter ist.[8]

					
					
						
							Finanzmarktregulierung

						
						In anderen Bereichen ist es jedoch erklärtes Ziel, Regulierungen, wo immer möglich, abzubauen. »Das US-Bankenrecht steckt noch in den 1930er Jahren fest«, so die Autoren. »Die Wertpapiergesetze sind jetzt extrem komplex und bilden kein kohärentes, rationales Regulierungssystem.«

						Project 2025 will mehrere Behörden zusammenlegen, darunter die Federal Deposit Insurance Corporation (Einlagensicherungsfonds), welche die meisten Spar- und Girokonten der Bürger absichert. Es will das Financial Crimes Enforcement Network (Netzwerk zur Bekämpfung von Finanzkriminalität) einschränken, das zur Bekämpfung von Geldwäsche gedacht ist, aber von einigen Konservativen als übergriffig betrachtet wird. Die wichtigsten Ziele sind jedoch Gesetze, die nach der Wirtschaftskrise 2008 verabschiedet wurden und mehr staatliche Aufsicht und strengere Auflagen für Finanzunternehmen vorsehen.

						Insbesondere wollen die Autoren, dass der Kongress jene Abschnitte des nach der Finanzkrise im Jahr 2010 verabschiedeten Dodd-Frank-Gesetzes aufhebt, die den Kreis der von den Aufsichtsbehörden erfassten Unternehmen erweitern und es der Regierung ermöglicht haben, das systemische Finanzrisiko einzuschätzen. Zudem ist dort die Offenlegung des Verhältnisses zwischen dem Gehalt eines Vorstandsvorsitzenden und dem Durchschnittslohn eines Mitarbeiters vorgeschrieben; und es hat eine Methode zur schnellen Liquidation eines insolventen Finanzunternehmens durch die Regierung geschaffen. (Die Autoren wollen auch die Bestimmungen abschaffen, die eine Offenlegung in Bezug auf Rohstoffe, die in Konfliktregionen gewonnen werden, und Minensicherheit vorschreiben.)

						Wie viele Rechte verabscheuen die Autoren von Project 2025 besonders das Consumer Financial Protection Bureau, eine weitere Dodd-Frank-Institution, die Verbraucher unter anderem gegen fragwürdige Praktiken bei Kreditkarten, Studien- und Kurzzeitkrediten schützen soll. Diese sei verfassungswidrig, »eine hochgradig politisierte, schädliche und absolut nicht rechenschaftspflichtige Bundesbehörde« sowie ein »Mechanismus zur Bereitstellung nicht rechenschaftspflichtiger Gelder für linke gemeinnützige Organisationen, die politisch mit den Gründern [der Institution] verbunden sind«. (Die Verfassungsmäßigkeit der Behörde wurde wiederholt angefochten, wodurch sie geschwächt wurde, aber das Gesetz, das sie ermächtigt, hat letztlich überlebt.)

						Zusammengenommen würden diese Maßnahmen den Unternehmen mehr Handlungsfreiheit und vielleicht auch mehr Gewinn bringen, aber sie würden Einzelpersonen der Gefahr von Wucherzinsen aussetzen, das Finanzsystem der Nation intransparenter machen und die Gefahr einer Wiederholung des Crashs von 2008 schaffen. Sie erinnern an genau die Deregulierung, die Russell Voughts früherer Mentor Phil Gramm in den 1990er Jahren forderte[9] – und die dazu beitrug, die Bedingungen für die Große Rezession zu schaffen.

						Project 2025 fordert ein Handeln der Regulierungsbehörden, um Investitionen in Ökologie, Soziales und Governance einzudämmen. Diese relativ neue Bewegung (Environmental, Social and Governance, ESG) zielt darauf ab, Unternehmen von Praktiken und Geschäftsbereichen abzubringen, die als schädlich angesehen werden – einschließlich fossiler Brennstoffe. In den wirtschaftspolitischen Kapiteln von Project 2025 herrscht nachgerade Panik hinsichtlich von ESG. Candeub regt sich darüber auf, dass »auf den heutigen Märkten der Einsatz wirtschaftlicher Macht beobachtet werden kann, was demokratische Institutionen und die Zivilgesellschaft untergräbt«.

						Dies ist eine ernsthafte Abkehr von der tradierten Haltung der Konservativen, Investoren und Unternehmen frei agieren zu lassen. Zudem steht sie im Widerspruch zum deregulativen Ansatz, der an anderer Stelle im Project 2025 geäußert wird. Vom ESG fühlt sich die Rechte so stark bedroht, weil dieses neue Investment-Modell die staatliche Regulierung der Märkte ablehnt und somit versucht, historisch konservative Methoden gegen die Rechte selbst zu wenden. Diese reagiert darauf mit der Übernahme traditionell linker staatlicher Vorschriften, um letztlich ihre eigenen Methoden zu bekämpfen. Im Erfolgsfall könnten diese Maßnahmen die Bürger daran hindern, bei Investitionen ihrem Gewissen zu folgen, Unternehmen von umweltfreundlichem Handeln abhalten und Bemühungen zur Verlangsamung des Klimawandels behindern.

					
					
						
							Die Notenbank

						
						Die Autoren von Project 2025 wollen auch die Macht der Federal Reserve (»Fed«, US-Notenbank) in mehrfacher Hinsicht einschränken. Derzeit hat sie ein doppeltes Mandat: Sie soll die Preise stabil halten und maximale Beschäftigung fördern. Die Autoren sind der Meinung, dass die Konzentration auf die Beschäftigung die Fed dazu bringt, Inflation in zu hohem Maße zu tolerieren. (Die letzten Jahre mit hoher Inflation und sehr niedriger Arbeitslosigkeit verdeutlichen diesen Mechanismus.) Außerdem hat die Notenbank nach dem Crash von 2008 Vermögenswerte in Billionenhöhe aufgekauft, die sie laut Project 2025 verkaufen soll. Die Autoren befürchten, dass die Rolle als Notfall-Kreditgeber Finanzunternehmen zu riskantem Verhalten anregt.

						Insgesamt lehnt Project 2025 auch die zentrale Tätigkeit der Fed ab, nämlich das Festlegen von Zinssätzen und die Überwachung der im Umlauf befindlichen Geldmenge. »Ein Kernproblem bei der Kontrolle der Geldpolitik durch die Regierung besteht darin, dass sie zwei unvermeidlichen politischen Zwängen ausgesetzt ist: Sie soll Geld drucken, um die Staatsdefizite zu subventionieren, und sie soll Geld drucken, um die Wirtschaft bis zur nächsten Wahl künstlich anzukurbeln«, schreibt Paul Winfree. »Da eigennützige Politiker immer beides fordern werden, besteht das einzige probate Mittel darin, der Federal Reserve die Kontrolle über die Geldpolitik zu nehmen und sie dem Volk zurückzugeben.«

						Hier begeht das Project 2025 denselben logischen Fehler, der bereits in Teil I thematisiert wurde: Wenn es stimmt, dass die Notenbank politischen Manipulationen ausgesetzt ist, lässt sich nur schwer erkennen, warum es besser sein sollte, sie direkteren (und kurzfristigeren) Eingriffen seitens der Politik auszusetzen.

						Langfristig jedoch würden die Autoren die Fed gerne ganz abschaffen. Sie plädieren entweder für eine rohstoffgedeckte Währung – was einer Rückkehr zum Goldstandard gleichkäme, bei dem jeder Dollar einer bestimmten Menge Gold entspricht – oder für ein »freies Bankwesen«, wie es die Vereinigten Staaten im 19. Jahrhundert nutzten. Es erlaubt einzelnen Banken, ihre eigene Währung herauszugeben. Beide Vorschläge entsprechen den langjährigen Interessen rechter Wirtschaftswissenschaftler. Und beide könnten zu unglaublicher Destabilisierung führen – mit unvorhersehbaren Auswirkungen auf alle Bereiche, von den Preisen für Lebensmittel bis hin zur Weltwirtschaft. Die meisten Länder behandeln den bestehenden Dollar als Reservewährung, und eine Änderung des Emittenten oder Werts könnte andere Länder dazu veranlassen, ihn aufzugeben oder seinen Wert neu zu überdenken. Ein Goldstandard kann zwar Inflation verhindern, birgt aber das Risiko einer Deflation, die eine Wirtschaft zum Erliegen bringen kann.

						Die Vereinigten Staaten haben diese Systeme einst aus vielerlei Gründen aufgegeben, darunter häufige Bankenkrisen, im Zuge derer Menschen große Geldsummen verloren. Die gute Nachricht ist, dass keine der beiden Ideen eine große Chance hat, in naher Zukunft Realität zu werden.

					
					
						
							Arbeit

						
						Die Nähe der Republikaner zur Wirtschaft ging in der Regel mit Feindseligkeit gegenüber den Gewerkschaften und (bestenfalls) Gleichgültigkeit gegenüber arbeitenden Menschen im Allgemeinen einher. Trump ist es jedoch gelungen, einen Teil der Arbeiter durch eine Kombination aus Protektionismus, arbeitnehmerfreundlicher Rhetorik und Appellen an Vorurteile in sein Lager zu ziehen.[10] In der Praxis waren seine erste Regierung und insbesondere sein National Labor Relations Board (NLRB, Behörde für die Überwachung der Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern) allerdings genauso skeptisch gegenüber dem Arbeitnehmerschutz wie alle anderen republikanischen Präsidenten der letzten Zeit. Einige seiner Verbündeten, darunter Vizepräsident J.D. Vance und Senator Josh Hawley, wünschen sich eine Kombination aus Offenheit gegenüber Arbeitnehmern und sozialkonservativen Ideen. Eben dieser Brückenschlag bildet den Kern von Jonathan Berrys Kapitel über das Arbeitsministerium.

						»Das Wohl der amerikanischen Familie steht im Mittelpunkt der Empfehlungen zur konservativen Arbeitspolitik.« Damit greift Berry die Konzentration auf das traditionelle Familienbild auf, das bereits erwähnt wurde. Er fügt hinzu, ein wichtiges Ziel bestehe darin, »den Arbeitsplatz, der die Familie absichert, wieder zum Hauptbestandteil der amerikanischen Wirtschaft zu machen«. Er möchte also in eine Welt zurückkehren, in der ein männlicher Ernährer einer Mutter ermöglicht, Hausfrau zu sein.

						Berry unternimmt den schwierigen Versuch, die Arbeitnehmer und ihre Ansprüche auf gute Löhne zu unterstützen, ohne sich auf Seiten der Gewerkschaften zu stellen, die bislang das wirksamste Instrument zum Erreichen dieser Ziele waren. »Es wäre ein Fehler, die Kerninteressen der Gewerkschaften anzugreifen«, gesteht er zu. Dennoch will er sie mit verschiedenen Mitteln untergraben.

						Einerseits sagt Berry, die Bundesregierung solle das Recht der Arbeitnehmer auf gewerkschaftliche Organisierung ohne Einmischung des Arbeitgebers schützen und Arbeitnehmern, die deshalb entlassen wurden, ihre Stellen rasch wieder zurückgeben. Andererseits plädiert er für die engere Auslegung gewerkschaftlicher Organisation, formelle Wahlen als Voraussetzung für Gewerkschaftsgründungen und in bestimmten Fällen Ausnahmen für Unternehmen von wichtigen Bundesarbeitsgesetzen. Berry wollte, dass der von Biden ernannte und sehr gewerkschaftsfreundliche General Counsel der NLRB (faktisch der Leiter der Behörde) entlassen wird, was Trump bei seinem Amtsantritt auch prompt tat. Zudem will Berry Ermittlungen wegen mutmaßlichen gewerkschaftlichen Fehlverhaltens erleichtern (auch ohne formelle Beschwerde) sowie Alternativen zu Gewerkschaften fördern, etwa Betriebsräte.

						Berry will die Regeln für die Überstundenvergütung lockern und Regularien der Biden-Regierung rückgängig machen, nach denen Gig-Worker als Arbeitnehmer eingestuft werden, gesetzliche Schutzmaßnahmen und bestimmte Leistungen erhalten, darunter Urlaub im Krankheitsfall und Mindestlohn. In Anlehnung an die Argumentation von Firmen wie Uber behauptet Berry, die Einstufung von deren Mitarbeitern als Auftragnehmer gewähre diesen mehr Flexibilität. Zugleich haben die Unternehmen ihnen gegenüber jedoch weniger Verantwortung. Barry fordert auch weniger strenge Regeln für Berufszulassungen in Bereichen wie Kosmetikdienstleistungen, eine Idee, die von beiden Parteien unterstützt wird.

						Ungeachtet seiner Rhetorik der Familienstärkung will Barry die Gesetze gegen Kinderarbeit lockern, um es diesen zu erleichtern, in risikoreichen Berufen zu arbeiten, insbesondere in der Landwirtschaft. »Einige junge Erwachsene zeigen Interesse an risikoreichen Berufen. Die derzeitigen Vorschriften verbieten es vielen jungen Menschen, in solchen Berufen zu arbeiten, selbst wenn ihre Familie das Unternehmen betreibt«, schreibt er. »Das Arbeitsministerium sollte seine Vorschriften zur Gefahrenabwehr ändern, um jugendlichen Arbeitnehmern den Zugang zur Arbeit in regulierten Berufen mit entsprechender Ausbildung und elterlicher Zustimmung zu ermöglichen.«

					
					
						
							Soziale Sicherheit

						
						Und was ist mit jenen Amerikanern, die keine Anstellung finden oder behalten können, mit der sie eine Familie ernähren können? Project 2025 hält an der tradierten konservativen Opposition gegen die meisten Programme zur Armutsbekämpfung fest. Die Autoren wollen weniger den Armen helfen und sich stattdessen auf das Wirtschaftswachstum konzentrieren – in der Hoffnung, dass andere Organisationen, wie etwa religiöse Einrichtungen, diese Aufgabe übernehmen.

						Die zentrale Rolle des United States Department of Agriculture (USDA, Landwirtschaftsministerium) als wichtiger Wohlfahrtsvermittler wird vielleicht unterschätzt, doch das Ministerium beaufsichtigt wichtige Programme wie die Ausgabe von Lebensmittelmarken. Beihilfen zur Ernährung bilden 70 Prozent seines Haushalts. Daren Bakst will, dass das USDA diese Programme dem Gesundheitsministerium überträgt. Eine Folge davon wäre die Auflösung der sogenannten Farm Bill, eines umfangreichen Gesetzes, das auch Lebensmittelmarken sowie die Agrarpolitik umfasst. Die Trennung dieser Bereiche mag vernünftig klingen, aber der Vorteil ihrer Verknüpfung ist, dass sie die Unterstützung beider Parteien garantiert. Eine Aufspaltung würde wahrscheinlich die republikanische Unterstützung für Lebensmittelmarken und andere Hilfsprogramme schwächen.

						Aber vielleicht geht es genau darum, denn Bakst sucht an anderer Stelle nach Möglichkeiten, die Anstrengungen zur Armutsbekämpfung zu verringern. Er würde die Berechtigung für Lebensmittelmarken einschränken und strengere Anforderungen an die Erwerbstätigkeit von deren Empfängern stellen. Bakst will auch Schulspeisungsprogramme einschränken; diese sollten nur den bedürftigsten Schülern zukommen. (Das USDA ist auch ein wichtiger Anbieter von Sozialleistungen für Landwirte, und zwar durch ein Paket von Subventionen und anderen Programmen; Bakst würde auch diese kürzen.)

						Der ehemalige Leiter des United States Department of Housing and Urban Development (HUD, Ministerium für Wohnungsbau und Stadtentwicklung) Ben Carson steht Mietbeihilfen skeptisch gegenüber – diese förderten die Faulheit: »Öffentliche Leistungen sind zu oft generationenübergreifende Armutsfallen, sie bestrafen implizit die Familienbildung in traditionellen Ehen und verhindern Arbeit und Einkommenszuwächse, wodurch auch die Aufstiegsmöglichkeiten eingeschränkt wurden«, schreibt er. Er will die Bezugsberechtigung von Wohngeld begrenzen und sie an schärfere Arbeitsanforderungen knüpfen.

						Carson möchte auch, dass das HUD bedürftige Amerikaner eher in Einfamilienhäusern unterbringt als in Wohnungen. »Wohneigentum bildet das Rückgrat des amerikanischen Traums«, schreibt er. Dennoch plädiert Project 2025 auch für die Privatisierung von Fannie Mae und Freddie Mac, den beiden staatlich unterstützten Finanzierungsunternehmen für Hauskäufe. So könnte es für manche US-Bürger schwieriger werden, einen Hauskredit zu erhalten.

						Das soziale Sicherungssystem der Vereinigten Staaten gehört unter den Industriestaaten bereits zu den schwächsten; zudem haben die USA eine der höchsten Armutsquoten und leiden unter großer sozialer Ungleichheit. Die hier genannten Vorschläge würden weitere Löcher in das bestehende Sicherheitsnetz reißen und zumindest kurzfristig wahrscheinlich die Armutsquote in die Höhe treiben. Den Amerikanern würde es schwerer fallen, sich aus der Armut zu befreien, und es wäre schwieriger, sich von einem schweren Schicksalsschlag zu erholen, ohne dauerhaft gesellschaftlich zurückzufallen. Kurz gesagt, die Regierung würde weniger Hilfen anbieten und den Zugang zu diesen auch noch erschweren.

					
					
						
							Die Volkszählung

						
						Eine der relativ wenigen staatlichen Aufgaben, die in der Verfassung erwähnt werden, ist die alle zehn Jahre stattfindende Volkszählung. Zwar ist die nächste Zählung erst für das Jahr 2030 angesetzt, aber die Autoren von Project 2025 wollen das Census Bureau (USCB, Amt für Volkszählung) in eine weitaus politischere Organisation verwandeln – angefangen damit, dass vom Präsidenten ernanntes Personal Einfluss erhält. »Eine starke politische Führung ist erforderlich, um die Effizienz zu steigern und den Auftrag des Census Bureau mit konservativen Grundsätzen in Einklang zu bringen«, schreibt Thomas F. Gilman.

						Warum sollte die Volkszählung, ein kompliziertes und technisches Verfahren, das unanfechtbare, unparteiische Daten liefert, mit konservativen Prinzipien in Einklang gebracht werden? Es geht um die Finanzierung durch den Bund und die Zuteilung von Sitzen im Kongress: »Im Jahr 2020 war die mangelnde Beteiligung der Konservativen ein Faktor für die Untererfassung der Menschen in einigen Gebieten des Landes, was sich auf die korrekte Repräsentation bestimmter Staaten [in der Volkszählung] auswirkte«, so Gilman.

						Er fordert außerdem, dass der bei der Volkszählung verwendete Fragenkatalog um eine Frage erweitert wird, nämlich der nach der US-Bürgerschaft. Die Zahl der Sitze im Kongress wird anhand der Gesamtbevölkerung berechnet, nicht anhand der Zahl der US-Bürger. Einige Konservative haben bereits versucht, dies zu ändern, was zu einer Machtverschiebung zugunsten von Staaten mit weniger Einwanderern führen würde. Während der ersten Amtszeit von Trump versuchte das Census Bureau, die Frage nach der Staatsbürgerschaft hinzuzufügen, wurde aber schließlich vom Obersten Gerichtshof gestoppt. Allerdings stellten die Richter fest, dass die Verwaltung hinsichtlich der Gründe für die Änderung gelogen – nicht aber, dass die Frage per se verboten ist. Ehemalige Leiter des Census Bureau haben argumentiert, dass die Frage nach dem Staatsbürgerschaftsstatus Nicht-Staatsbürger davon abhalten würde, sich an der Volkszählung zu beteiligen, wodurch diese weniger genau wäre. Ironischerweise beklagt Gilman an anderer Stelle, dass zu viele Fragen des Census Bureau »zu aufdringlich« seien.

					
				
					
						Umwelt und Energie

					
					Die Behandlung der Umwelt- und Energiepolitik in Project 2025 wirkt wie eine Botschaft aus einer anderen Welt. In der realen Welt heizen CO2-Emissionen und andere durch menschliche Aktivitäten freigesetzte Treibhausgase die Erde in alarmierendem Tempo auf. Der Meeresspiegel steigt mit dem Abschmelzen des polaren Eises. Immer häufiger treten extreme Wetterereignisse auf, die den gesamten Globus, einschließlich der Vereinigten Staaten, treffen: Wer die Wirbelstürme Harvey, Maria, Helene oder Milton erlebt hat, weiß Bescheid. Selbst in Bundesstaaten im Landesinneren wie Kentucky und Tennessee kam es zu katastrophalen Überschwemmungen. Das Stromnetz, das lange als Selbstverständlichkeit galt, wird angesichts rekordverdächtiger Temperaturen und unüblicher Tiefstwerte immer unzuverlässiger. Veränderte Wettermuster drohen, Binnenvertreibungen auszulösen, und gefährden die Landwirtschaft; Scharen von Flüchtlingen aus Ländern, die nicht mehr nachhaltig bewohnbar sind, ziehen in andere Regionen, auch in die Vereinigten Staaten.

					In der Welt von Project 2025 jedoch befinden sich die Linken in einem »grundlosen Krieg gegen fossile Brennstoffe«. Erneuerbare Energien trügen Schuld an Instabilitäten im Stromnetz. Elektrofahrzeuge gelten als tolerierbar, aber nicht wünschenswert. Dürren, Wasserknappheit und zunehmende extreme Wetterereignisse sind ein Nebenthema, sofern man überhaupt an sie denkt. Die Vereinigten Staaten hätten in den 1970er Jahren echte Umweltprobleme gehabt, aber diese gehörten eben der Vergangenheit an.

					Diese unglaubliche Diskrepanz zwischen der realen Welt und der Welt von Project 2025 ist der Schlüssel zum Verständnis der hier dargelegten umweltpolitischen Vorschläge. Sie laufen im Wesentlichen auf zwei Punkte hinaus: Erstens sollen die Vereinigten Staaten schnell und entschlossen praktisch alle föderalen Bemühungen zur Bekämpfung des Klimawandels aufgeben. Zweitens – aber mit dem ersten Punkt verknüpft – soll sich die Bundespolitik vorrangig darauf konzentrieren, fossile Brennstoffe so billig und umfangreich wie möglich zur Verfügung zu stellen.

					Es überrascht nicht, dass eine Gruppe konservativer Eiferer dem Klimawandel skeptisch gegenübersteht und die Ausbeutung fossiler Brennstoffe befürwortet. Das ist seit 40 Jahren so. Der Republikaner Richard Nixon gründete zwar 1970 die Environmental Protection Agency (EPA, Umweltschutzbehörde), aber die Konservativen neigten dennoch stets dazu, das damals als globale Erwärmung bezeichnete Phänomen, das seit den 1980er Jahren zu einem immer wichtigeren Anliegen wurde, herunterzuspielen. Auch immer neue Beweise änderten nichts an dieser Haltung. Gemeinsam mit den Öl- und Kohleunternehmen sowie anderen Großunternehmen verlangsamten oder blockierten die Rechten die Implementierung von Umweltschutzgesetzen. Donald Trumps erster EPA-Leiter war ein Leugner des Klimawandels; als er nach einer Reihe von Skandalen gehen musste, ersetzte man ihn durch einen Kohle-Lobbyisten. Trump ernannte auch Lobbyisten zu Leitern des Innen- und des Energieministeriums. Aber das zuverlässigste Bollwerk der Konservativen gegen Umweltmaßnahmen ist die Justiz – insbesondere der Oberste Gerichtshof, der mehrfach Gesetze der Regierungen Obama und Biden zum CO2-Ausstoß blockiert hat.

					Doch Project 2025 entstammt einer Zeit, in der es den Amerikanern unmöglich war, die direkten Auswirkungen des Klimawandels auf ihr eigenes Leben zu ignorieren – selbst jenen, die weiterhin skeptisch sind, dass der Klimawandel durch menschliche Aktivitäten verursacht wird. Vor zehn Jahren einigten sich die internationalen Unterhändler in Paris auf ein wegweisendes Abkommen, dessen Kernstück die Verpflichtung der teilnehmenden Länder zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen ist. Unter Präsident Barack Obama unterzeichneten die Vereinigten Staaten das Pariser Klimaabkommen. Als Präsident zog sich Donald Trump aus dem Abkommen zurück, doch mit Joe Bidens Amtsantritt schlossen die Vereinigten Staaten sich dem Abkommen wieder an.

					Darüber hinaus verfolgte die Regierung Biden eine aggressivere Klimapolitik als jede amerikanische Regierung zuvor. Biden nutzte zwei große Ausgabengesetze, das Bipartisan Infrastructure Law von 2021 und den Inflation Reduction Act von 2022, um eine umfassende Neuausrichtung der amerikanischen Klimapolitik zu erreichen. Das Infrastrukturgesetz sah neue Ausgaben in Höhe von 550 Milliarden Dollar vor, von denen die meisten irgendwie mit dem Klima zu tun hatten, einschließlich der Subventionierung von Ladestationen für Elektrofahrzeuge, der Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs, der Modernisierung des Stromnetzes sowie entsprechende Forschung.[1] Das Gesetz zur Bekämpfung der Inflation fügte dem fast 800 Milliarden Dollar hinzu, mit denen unter anderem saubere Energien finanziert, Anreize für Elektrofahrzeuge geschaffen und Kohlenstoffemissionen reduziert werden sollten.[2] Biden betrachtete den Klimawandel auch als ein Thema für die Regierung als Ganzes und beauftragte Beamte aus dem gesamten Kabinett mit der Vorbereitung auf die Klimawandelfolgen und deren Abmilderung. Biden setzte sich jedoch auch für eine Senkung der Benzinpreise ein und ermöglichte neue Projekte zur Förderung fossiler Brennstoffe.

					Es ist vorhersehbar, dass jeder republikanische Präsident manches davon rückgängig machen würde, aber das Ausmaß der in Project 2025 skizzierten Kehrtwende wäre radikal und würde den Fortschritt der Vereinigten Staaten hin zu nachhaltiger Energie und reduzierten Emissionen um Jahre oder Jahrzehnte zurückwerfen. Viele der Ideen in Project 2025 betrachten auch die Nachhaltigkeit von Energie und Lebensmitteln als Gegensatz zu Maßnahmen zur Eindämmung des Klimawandels. Indem sie die untrennbare Verbindung zwischen diesen Zielen nicht anerkennen, handeln sie selbstzerstörerisch.

					
						
							Klimawandel

						
						Auch ohne Bidens Mandate für die gesamte Regierung ist das Spektrum der Behörden, die an der Klima- und Energiepolitik des Bundes beteiligt sind, breit. Darunter sind offensichtliche Beispiele wie die EPA und das Energieministerium, aber auch das Landwirtschaftsministerium, weil Lebensmittelpolitik und Klimawandel eng miteinander verbunden sind und Mais eine wichtige Quelle für den Biokraftstoff Ethanol ist. Weiterhin beteiligt sind das Verkehrsministerium, das sowohl die Autobahnen als auch die öffentlichen Verkehrsmittel kontrolliert; und das Innenministerium, das die Ressourcengewinnung auf dem Bund gehörenden Ländereien verwaltet. Sogar das Heimatschutzministerium gehört dazu, weil das angeschlagene Hochwasserversicherungsprogramm der FEMA durch häufige extreme Wetterbedingungen überstrapaziert wurde.

						Im Gegensatz zu Trump bezeichnet Project 2025 den Klimawandel nicht offen als »Schwindel« und stellt bestimmte wissenschaftliche Erkenntnisse nicht direkt in Frage. Aber die Autoren weisen die Warnungen der »Klimawandel-Alarmindustrie«, wie Thomas F. Gilman sie verspottet, konsequent zurück: Mandy Gunasekara, eine ehemalige Stabschefin der EPA, zeichnet ein rosiges Bild, in dem Herausforderungen wie Smog und Ozon besiegt sind. »Obwohl die Umweltentwicklung der USA sehr positiv ist, kehrt man innerhalb der Behörde zu einer angstbasierten Rhetorik zurück, insbesondere was die wahrgenommene Bedrohung durch den Klimawandel betrifft«, schreibt sie.

						Wer Project 2025 liest, findet praktisch keine Bedenken bezüglich der Treibhausgasemissionen; deren einzige direkte Erwähnung ist der Plan, einen hohen Schwellenwert für die jährlichen Industrieemissionen in der EPA-Regulierung festzulegen. Russell Vought drängt auf die Einbeziehung »verschiedener Standpunkte« – ein dünn verschleierter Euphemismus für Klimaskeptiker – und auf mehr politische Einmischung bei der Erstellung des National Climate Assessment, eines alle vier Jahre erscheinenden Regierungsberichts zur Erderwärmung. Man findet im Text auch keine Diskussion über die chronischen Dürren in weiten Teilen der Vereinigten Staaten oder die Tatsache, dass sie große westliche Stauseen wie Lake Powell und Lake Mead gefährden.[3] Waldbrände, ein sich ständig verschärfendes Problem, werden nur flüchtig erwähnt. Auch extreme Wetterverhältnisse oder stärkere Wirbelstürme werden kaum erörtert. Nur im Kapitel über das Finanzministerium kommt das Thema wirklich zur Sprache und wird dort ungeniert abgetan: »Die Geschichte zeigt, dass wirtschaftliches Wachstum und technologischer/ wissenschaftlicher Fortschritt durch menschlichen Erfindungsreichtum bei weitem die besten Mittel sind, um extreme Wetterereignisse zu verhindern und abzumildern.«

						Gunasekara deutet an, es lohne sich nicht, den Klimawandel mit dem Instrumentarium der EPA anzugehen, weil er schwer zu isolieren oder zu beeinflussen sei. »Die Regulierungsbemühungen sollten sich darauf konzentrieren, greifbare Umweltprobleme mit praktischen, wirksamen und erschwinglichen Lösungen anzugehen, um die Luft, das Wasser und den Boden zu säubern. Die Ergebnisse sollten anhand einfacher, öffentlich einsehbarer Maßstäbe beurteilt werden«, schreibt sie.

						Nachdem sie die Gefahren des Klimawandels heruntergespielt haben, fordern die Autoren einen Angriff sowohl auf die wissenschaftlichen Institutionen, die den Klimawandel dokumentieren, als auch auf die politischen Maßnahmen, die zu dessen Bekämpfung ergriffen wurden. Project 2025 schlägt vor, das White House Office of Domestic Climate Policy (Amt für Klimapolitik) zu schließen, alle mit dem Klimawandel zusammenhängenden Arbeiten bei der U.S. Agency for International Development (Agentur für internationale Entwicklung) einzustellen und die Bundesmittel für die Erforschung der CO2-Speicherung zu streichen.

						Einer der schockierendsten Vorschläge des gesamten Project 2025 ist Gilmans Forderung nach der vollständigen Auflösung und Privatisierung der National Oceanographic and Atmospheric Administration (NOAA, Nationale Behörde für Ozeane und Atmosphäre), auf deren Wettervorhersagen sich Millionen von Amerikanern jeden Tag verlassen – und auf deren Basis sie mitunter sogar Entscheidungen über Leben und Tod treffen. Gilman beklagt, durch den Fokus auf das Klima sei die Organisation »schädlich für den zukünftigen Wohlstand der USA« geworden.

						»Die NOAA rühmt sich heute, Anbieter von Umweltinformationsdiensten und Umweltverwaltungsdiensten sowie ein führendes Unternehmen in der angewandten wissenschaftlichen Forschung zu sein«, schreibt Gilman. »Jede dieser Funktionen könnte auf kommerzieller Basis angeboten werden, wahrscheinlich zu niedrigeren Kosten und mit höherer Qualität.«

						Die Idee ist nicht völlig neu. Obwohl kommerzielle Wetterdienste die Daten der NOAA für ihre Arbeit nutzen, beschweren sie sich seit langem, dass frei verfügbare staatliche Vorhersagen ihr Dienstleistungsangebot unterlaufen. AccuWeather etwa hat sich dafür eingesetzt, dass die NOAA ihre Daten nicht mehr öffentlich zur Verfügung stellt, sondern nur noch an Unternehmen weitergibt.[4] (Trump nominierte 2017 sogar den CEO von AccuWeather als Leiter der NOAA, aber der Senat bestätigte ihn nicht – auch wegen des genannten Interessenkonflikts.)

						Gilman würde das Nationale Hurrikan-Zentrum, das Tropenstürme beobachtet und vor ihnen warnt, nicht abschaffen, fordert aber dessen Überprüfung, um sicherzustellen, dass die Daten »ohne Anpassungen präsentiert werden, die eine bestimmte Seite in der Klimadebatte unterstützen«. Weniger wohlwollend ist er gegenüber der NOAA eingestellt, die seiner Meinung nach »Quelle eines Großteils des NOAA-Klimaalarmismus« ist. Er möchte, dass der Großteil von dessen Forschung gestoppt wird. Falls sich die Autoren mit ihrem Wunsch durchsetzen, eine Reihe von mit dem Klimawandel befassten Behörden und Einrichtungen zu streichen – zum Beispiel das Office of Energy Efficiency and Renewable Energy (EERE, Behörde für Energieeffizienz und neue Energien) im Energieministerium und das Office of Clean Energy Demonstration (OCED, Behörde für die Erprobung sauberer Energien), wäre die NOAA nur eines der Opfer.

						Project 2025 fordert die vollständige Aufhebung von Bidens überparteilichen Gesetzen zur Infrastruktur und zur Reduktion der Inflation. Gelingt die Aufhebung nicht, sollen maximal große Teile der Gesetze abgeschafft werden. Beispielsweise würden die Autoren die Subventionierung der Umweltwissenschaften aufheben, die bereits unter dem Gesetz bereitgestellten Mittel streichen und die durch das Gesetz geschaffenen Beschäftigungsprogramme abwickeln.

						Eine besondere Abneigung gilt Elektrofahrzeugen, die das Herzstück von Bidens Klimapolitik sind. Project 2025 will alle Gesetze und Verordnungen rückgängig machen, die Elektrofahrzeuge bevorzugen (sei es durch Subventionen oder durch die Verschärfung der Normen für herkömmliche Verbrennerfahrzeuge).

						»Die Steigerung der Produktion von Elektrofahrzeugen wird die USA noch abhängiger von China und anderen Ländern machen, welche die Lieferung und Verarbeitung von seltenen, für den Batteriebau benötigten Erden kontrollieren«, klagt Diana Furchtgott-Roth in einem Kapitel über das Verkehrsministerium. »Der schnellere Einsatz von E-Fahrzeugen wird das anfällige amerikanische Stromnetz stark belasten, große Investitionen in kritische Infrastrukturen und einen starken Anstieg der Stromproduktion der Nation, auch durch Gas- und Ölkraftwerke, verursachen.«

						Natürlich hat dieses Argument auch eine Kehrseite: Erlaubt man China, den Markt für Neufahrzeuge zu dominieren, besteht die Gefahr, dass die amerikanische Autoindustrie hinsichtlich der Innovationen und Absatzzahlen in Rückstand gerät. Nichtsdestotrotz argumentiert Furchtgott-Roth, die Normen für den Kraftstoffverbrauch sollten vom Verkehrsministerium und nicht von der EPA kontrolliert und gesenkt werden. Sie behauptet sogar, diese Normen seien für den jüngst verzeichneten Anstieg gefährlichen Fahrverhaltens verantwortlich: »Ein Grund für die hohe Zahl an Verletzten auf amerikanischen Straßen ist, dass die nationalen Kraftstoffverbrauchsnormen die Autopreise erhöhen und die Menschen davon abhalten, neuere, sicherere Fahrzeuge zu kaufen.« (Für diese Behauptung liefert sie keinen Beleg.) Furchtgott-Roth findet auch, das Verkehrsministerium müsse Ridesharing, autonomen Fahrzeugen und anderen privatwirtschaftlichen Alternativen zum öffentlichen Nahverkehr mehr Aufmerksamkeit schenken – letzterer ist energieeffizienter, wird aber von der Regierung betrieben.

						In seinem Artikel über das Landwirtschaftsministerium beklagt Daren Bakst, es habe unter Biden »den Klimawandel und Umweltfragen über die wichtigsten Anforderungen der Landwirtschaft gestellt, nämlich die effiziente Produktion sicherer Lebensmittel«. In einer etwas verworrenen Argumentation beklagt er, die Führung des USDA habe sich nicht auf die Effizienz der Landwirtschaft konzentriert, gesteht aber gleichzeitig zu, die Vereinigten Staaten seien weltweit bereits führend in der effizienten Produktion. Jedenfalls setzt sich Bakst nie mit der Frage auseinander, wie das sich verändernde Klima selbst die effiziente Produktion und Bezahlbarkeit von Lebensmitteln beeinträchtigen könnte.

						Project 2025 will auch die Umweltvorschriften in vielen Bereichen lockern, die nichts mit dem Klimawandel zu tun haben, was zu einer stärkeren Verschmutzung von Wasser und Luft führt und den Schutz von Wildtieren gefährdet. In vielen Fällen sind die vorgeschlagenen Mittel sehr technisch, die Ergebnisse jedoch einfach: weniger Regeln, die weniger streng umgesetzt werden.

						Gunasekara schlägt zum Beispiel vor, die EPA solle alle Bemühungen zur Kontrolle von PFAS (jener Klasse von Schadstoffen, die oft als »forever chemicals« bezeichnet werden), aufgeben. Sie schlägt vor, diese nicht als »gefährliche Stoffe« einzustufen und »die Vorschriften und Richtlinien zur Grundwassersanierung zu überarbeiten, um den Herausforderungen allgegenwärtiger Verunreinigungen wie den PFAS Rechnung zu tragen« – mit anderen Worten, die Behörde soll die Hände in den Schoß legen. Sie würde sich auch von der Durchsetzung des Clean Water Act zurückziehen und die Zahl der Gewässer, die diesem Gesetz unterliegen, einschränken.

						Die EPA soll zudem die Regulierung von Fluorkohlenwasserstoffen reduzieren und Chemikalien schneller zulassen. Das Artenschutzgesetz würde weniger streng umgesetzt und an einigen Orten nicht mehr für Grauwölfe, Beifußhühner und Grizzlybären gelten. Das Innenministerium soll die Aufsicht über die Kohleindustrie generell reduzieren. Der Council on Environmental Quality des Weißen Hauses würde den National Environmental Policy Act, der Bundesbehörden verpflichtet, die Umweltauswirkungen eines jeden Projekts zu bewerten, deutlich enger auslegen.

					
					
						
							Fossile Brennstoffe

						
						Die weitreichende Abkehr von Wissenschaft, Politik und der Durchsetzung bestehender Gesetze im Zusammenhang mit dem Klimawandel ist notwendig, um das eigentliche Ziel von Project 2025 in der Energiepolitik zu erreichen, nämlich die breite Unterstützung der fossilen Brennstoffindustrie.

						Die Autoren behaupten, die Nation befände sich derzeit in einer Energiekrise, die »durch extreme ›grüne‹ Politik« verursacht werde. »Stoppt den Krieg gegen Erdöl und Erdgas«, appelliert Bernard L. McNamee in seinem Kapitel über das Energieministerium. William Perry Pendley, der über das Innenministerium schreibt, stimmt ihm zu: »Angesichts der verheerenden nationalen Auswirkungen von Bidens Krieg gegen fossile Brennstoffe ist keine andere Initiative für das DOI unter einem konservativen Präsidenten so wichtig wie die Wiederherstellung der historischen Rolle des Ministeriums bei der Verwaltung der riesigen Erdgasvorkommen.« Tatsächlich sieht Pendley die Ressourcengewinnung und nicht den Naturschutz als fast einziges Ziel des Innenministeriums.

						In den Passagen über Energie und Umwelt betrachtet Project 2025 alles und jeden, der sich für umfassenden Umweltschutz einsetzt, als Sonderinteresse, das nicht weiter berücksichtigt werden müsse. Gleichzeitig wird die Öl- und Gasindustrie so dargestellt, als benötige sie staatlichen Schutze und Förderung. (Während seines Präsidentschaftswahlkampfs 2024 bat Trump die Ölchefs privat um Spenden im Umfang von einer Milliarde Dollar und versprach im Gegenzug, die Umweltvorschriften einzuschränken.)

						Die Autoren fordern ein Ende der Subventionen für erneuerbare Energien und plädieren gleichzeitig für die Förderung von Brennstoffunternehmen. Die Zahl der Pachtverträge für Gas- und Ölbohrungen auf Bundesgebiet soll erhöht und das Arctic National Wildlife Refuge (ANWR, Tierschutzgebiet der Arktis) sowie Teile des National Petroleum Reserve (beide in Alaska) für Bohrungen geöffnet werden; zudem sollen Genehmigungen und Zulassungen schneller erteilt werden. (Ob tatsächlich großes Interesse an Bohrungen in diesen Gebieten besteht, ist unklar. Zweimal in den letzten vier Jahren hat der Kongress das Innenministerium aufgefordert, Pachtverträge im ANWR anzubieten,[5] und beide Male haben die Verkäufe keine großen Öl- oder Gasunternehmen angezogen.) Besondere Aufmerksamkeit wird dem Erdgas gewidmet, wobei der Schwerpunkt auf der Förderung von Exporten, dem Bau von Pipelines und der Nutzung für die Stromerzeugung liegt.

						Manchmal führt dieser Bohreifer zu schwarzem Humor. »Die Regierung Biden ist ihrer Verantwortung gegenüber den Native Americans nicht nachgekommen. Das ist unverständlich«, wettert Pendley. Das klingt zunächst plausibel, denn der Umgang mit den Native Americans durch die Regierung war historisch gesehen grauenhaft – aber der nächste Satz geht in eine unerwartete Richtung: »Insbesondere der Krieg der Regierung Biden gegen die im Inland verfügbaren fossilen Brennstoffe und Mineralquellen war verheerend.«

						Project 2025 ist nicht per se gegen alternative Energien. Die Autoren plädieren für eine stärkere Nutzung der Kernenergie. Ethanol erwähnen sie nicht – das Thema ist politisch heikel, weil konservative Landwirte in Iowa die Subventionen für die Umwandlung von Mais in Treibstoff lieben, Konservative diese jedoch als inakzeptablen Eingriff in den Markt betrachten. Project 2025 teilt zwar nicht Trumps unüberwindbaren Hass auf die Windenergie, bleibt aber skeptisch. »Ressourcenvielfalt ist notwendig, um die Zuverlässigkeit des Stromnetzes zu unterstützen. Der Druck, 100 Prozent erneuerbare Energien oder kohlenstofffreie Ressourcen zu verwenden, gefährdet jedoch diese Zuverlässigkeit«, so McNamee.

						Obwohl er weiß, dass das Netz zuverlässiger werden muss, ignoriert McNamee fast vollständig das wichtigste Beispiel: den Zusammenbruch des texanischen Stromnetzes während der Winterstürme im Februar 2021, der Hunderte Todesopfer zur Folge hatte. Der Vorfall ereignete sich in einem Bundesstaat unter rein republikanischer Kontrolle. Und obwohl sowohl McNamee als auch der texanische Gouverneur Greg Abbott die Schuld an den Stromausfällen auf die erneuerbaren Energien schoben, ergaben Untersuchungen von Regulierungsbehörden[6] und der University of Texas, dass die Stromerzeugung aus Erdgas größeren Anteil daran hatte.[7]

						*

						Jeder Ansatz, der den überwältigenden wissenschaftlichen Konsens hinsichtlich des Klimawandels ignoriert, hat zwangsläufig ein problematisches Verhältnis zur wissenschaftlichen Forschung. Das gilt auch für Project 2025.

						»Das Energieministerium soll umbenannt und neu ausgerichtet werden als Ministerium für Energiesicherheit und fortgeschrittene Wissenschaft (Department of Energy Security and Advanced Science)«, schreibt McNamee. »Die Vereinigten Staaten verlieren ihre Vormachtstellung bei wissenschaftlichen Entdeckungen und technologischen Entwicklungen.«

						Dennoch fordert er die Schließung mehrerer forschungsbezogener Büros des Energieministeriums, darunter die neue Advanced Research Projects Agency – Energy, eine Taskforce für Energietechnologie. In der EPA will Gunasekara deutlich mehr Stellen politisch besetzen, die Wissenschaftler beaufsichtigen, sowie einen politisch ausgewählten Stabschef mit der Leitung des Büros für Luftverschmutzung beauftragen. Mindestens sechs hochrangige politische Beauftragte sollen die EPA-Forschung und -Wissenschaft beaufsichtigen und »reformieren«; ein politischer Beauftragter soll Zuschüsse beaufsichtigen und bestimmen, welche Projekte »am dringendsten benötigt werden« und »die Umwelt spürbar verbessern werden« – bei der Auswahl dieser Projekte ginge diese Person wahrscheinlich anders vor als die wissenschaftlichen Fachleute.

						Ein noch eklatanterer Widerspruch in den energie- und umweltbezogenen Passagen von Project 2025 betrifft die Wirtschaft. Die Autoren bevorzugen kurzfristige Verbraucherpreise vor allen anderen Überlegungen – einschließlich nicht nur der zukünftigen Kosten der von ihnen befürworteten Maßnahmen, sondern auch deren erheblicher externer Effekte. Beispiele sind Furchtgott-Roths Vorschlag, nicht mehr auf Elektrofahrzeuge zu setzen, oder ihre Forderung, das einzige Ziel des Verkehrsministeriums solle darin bestehen, »das Reisen einfacher und billiger zu machen« (und zwar kurzfristig). Die gleiche Haltung zeigt sich, wenn Gunasekara PFAS und den Klimawandel mit einem Achselzucken abtut, sowie in der Priorisierung niedriger Lebensmittelpreise heute auf Kosten der späteren ausreichenden Verfügbarkeit von Lebensmitteln.

						Gewählte Beamte neigen notorisch zu kurzfristigen Lösungen, die ihnen helfen, die nächste Wahl zu gewinnen. Der Vorteil von verrückten Unternehmungen wie Project 2025 besteht darin, dass Politikexperten dort Vorschläge machen können, ohne deren unmittelbare Auswirkungen auf die Wahlen berücksichtigen zu müssen. Wenn die Experten die gleiche Perspektivlosigkeit an den Tag legen wie Politiker, worin besteht dann der Sinn dieses Projekts?

					
				
					
						Außenpolitik und Verteidigung

					
					Nach Meinung der Autoren des Project 2025 führen Amerikas Diplomaten und Militär einen Zweifrontenkrieg: Einerseits versuchen sie, Chinas wachsende Macht in Asien und in der ganzen Welt einzudämmen. Andererseits wollen sie die Ausbreitung der Reformpolitik und der »Wokeness« innerhalb des Außenministeriums, des Pentagons und der Geheimdienste zurückdrängen und sie durch konservative Ideale ersetzen.

					Sie selbst würden es vielleicht nicht ganz so beschreiben, aber in den Kapiteln über Militär, Spionage und Diplomatie betonen sie diese beiden Themen weit mehr als alle anderen. Der Kampf gegen China und die innerstaatliche linke Politik sind miteinander verbunden: Zusammen betrachtet sind die entsprechenden Kapitel der Aufruf, zur Mentalität des Kalten Krieges zurückzukehren. Wie damals sollen sich die Vereinigten Staaten erneut einer existenziellen Bedrohung gegenübersehen. Die gesamte Nation und jeder Teil der Regierung müsse ideologisch mobilisiert und ausgerichtet werden, um dieser Bedrohung entgegenzutreten, und zwar durch die Säuberung des verteidigungspolitischen Establishments von der linken Politik.

					»Die bei weitem größte Gefahr für die Sicherheit, die Freiheit und den Wohlstand der Amerikaner ist China«, schreibt Christopher Miller, der zwischen November 2020 und Januar 2021 kurzzeitig als Verteidigungsminister fungierte. Die Autoren begreifen die nächste Phase der Weltgeschichte als Zeitalter des Wettbewerbs der Großmächte und sagen voraus, dass die Vereinigten Staaten weniger »kleine Kriege« erleben werden, wie sie seit dem Ende des Kalten Krieges rund um den Globus geführt wurden, und sich stattdessen auf größere Bodenkonflikte vorbereiten müssen, wie sie sich im 20. Jahrhundert unter Beteiligung der USA abspielten.

					Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, empfiehlt Miller die Erweiterung der Streitkräfte, höhere Verteidigungsausgaben und eine umfassende Modernisierung des amerikanischen Nukleararsenals. Auf der diplomatischen Seite fordert Kiron K. Skinner, ehemalige Leiterin der Abteilung für Politikplanung im Außenministerium, »die bedeutendste Veränderung der zentralen außenpolitischen Prinzipien und zugehörigen Maßnahmen seit dem Ende des Kalten Krieges«. Sie schlägt vor, die Finanzmittel für jede internationale Einrichtung (wie z.B. UN-Organisationen), die amerikanische Politik nicht unterstützt, rücksichtslos zu kürzen. Max Primorac, ehemaliger Spitzenbeamter der U.S. Agency for International Development (Behörde für Internationale Entwicklung) drängt darauf, die Auslandshilfe zu einer Waffe der amerikanischen Strategiepolitik umzurüsten. (Stattdessen unternahm Trump in den ersten Wochen seiner Amtszeit Schritte, um die Hilfsorganisation USAID faktisch aufzulösen. Inzwischen ist dieses Ziel weitgehend erreicht.)

					Diese kriegerische Herangehensweise ist indes keine Rückkehr in die neokonservative Zeit der Demokratieförderung im Ausland. Die Autoren wenden sich von der optimistischen Vorstellung der 1990er Jahre ab, das »Ende der Geschichte« sei erreicht. Ihr Blick auf die Welt ist weitaus düsterer. Aber ihr Ansatz passt nicht zu der im Wahlkampf inszenierten Selbstdarstellung Donald Trumps als Kandidat des Friedens. Als Präsident drängte er auf Rückzug, und als er nicht mehr im Amt war, beschuldigte er Joe Biden, mit der Unterstützung für die Ukraine gegen Russland und dem Umgang mit den Krisen im Nahen Osten einen »Dritten Weltkrieg« anzuheizen.[1]

					In Wirklichkeit war Trumps Friedfertigkeit schon immer mehr Affekt als Tatsache. Als Präsident liebäugelte er mit dem Einsatz von militärischer Gewalt auf der ganzen Welt. Er drohte Nordkorea »mit Feuer und Zorn, wie es die Welt noch nie gesehen hat«,[2] dachte laut über die Entsendung von Truppen nach Venezuela nach,[3] ordnete einen (nie durchgeführten) Raketenstart an, um den ehemaligen syrischen Diktator Bashar al-Assad zu töten,[4] und erwog Militärschläge gegen Kartelle in Mexiko.[5] Dennoch gibt es zwischen der Vision von Project 2025 und Trumps Vorstellungen echte Unterschiede, insbesondere in Bezug auf Russland. Skinner räumt vorsichtig ein, dass der russische Krieg gegen die Ukraine »die Konservativen stark spaltet«, betont aber, alle Seiten müssten »darin übereinstimmen, dass Putins Invasion in der Ukraine ungerecht ist und das ukrainische Volk das Recht hat, sein Heimatland zu verteidigen. […] Der Konflikt hat Putins militärische Stärke stark beeinträchtigt und der Einheit der NATO und ihrer Bedeutung für die europäischen Nationen Auftrieb gegeben.« Tatsächlich hat Trump nicht immer zugestimmt. Außerdem würden die in Project 2025 skizzierten Pläne eine enorme Erhöhung der Verteidigungsausgaben erfordern, des größten Einzelpostens im US-Bundeshaushalt[6] – und zwar zu einer Zeit, in der Trump versucht, die Kosten zu senken. Die Zukunft der Ausgaben des Pentagons wird vom Ausgang der Flügelkämpfe zwischen den Haushalts- und Verteidigungspolitikern innerhalb der Regierung abhängen.

					Das Außen- und das Verteidigungsministerium sind bekannt, aber zwei andere Einrichtungen, die hier besprochen werden, USAID und die Intelligence Community, sind weniger bekannt – letztere mit Absicht. USAID ist eine unabhängige Behörde, das heißt, ihre Leitung wird vom Präsidenten ernannt und vom Senat bestätigt, und sie ist nicht Teil eines Ministeriums. Sie finanziert Hilfs- und Entwicklungsarbeit auf der ganzen Welt, und ihr Budget liegt in der Regel im zweistelligen Milliarden-Dollar-Bereich pro Jahr, was weniger als ein Prozent des US-Bundeshaushalts ausmacht. (Amerikaner überschätzen immer wieder, wie viel das Land für Entwicklungshilfe ausgibt, und gehen von bis zu einem Viertel des Budgets aus.)

					Der Begriff »Intelligence Community« (IC, Gemeinschaft der Nachrichtendienste) bezeichnet die vielen verschiedenen Nachrichtendienste auf Bundesebene, darunter bekannte Einrichtungen wie die CIA, die National Security Agency und das FBI, eine Reihe von Nachrichtendiensten des Verteidigungsministeriums und weniger bekannte Einrichtungen wie den Nachrichtendienst der Küstenwache und das Office of Intelligence and Counterintelligence des Energieministeriums. Vereinfacht ausgedrückt, sammeln sie alle – geheim oder offen – Informationen und analysieren sie für die Regierung. Stichprobenartige Untersuchungen nach den Anschlägen vom 11. September 2001 ergaben, dass die fehlende Kommunikation zwischen den vielen verschiedenen Stellen dazu beigetragen hat, dass die Anschläge nicht verhindert werden konnten. Der Kongress richtete das Office of the Director of National Intelligence (ODNI, Leitung der nationalen Geheimdienste) als Koordinierungsstelle ein, aber zwei Jahrzehnte später ist dessen Rolle immer noch umstritten. Der Leiter des Nationalen Nachrichtendienstes ist der oberste nachrichtendienstliche Berater des Präsidenten, hat aber keine direkte Kontrolle über die Einrichtungen innerhalb des IC.

					
						
							Die politische Säuberung

						
						Laut Project 2025 besteht der einzige Weg zur Umgestaltung der Regierung – in sowohl radikaler als auch profaner Hinsicht – darin, das in der Regierung tätige Personal auszutauschen. In den Bereichen Außenpolitik, Verteidigung und Nachrichtendienste geht es zum Teil darum, auf die Prioritäten des Präsidenten zu reagieren und den Widerstand von Beamten zu überwinden, die entweder nicht mit der Ideologie übereinstimmen oder schlicht gegen Veränderungen sind. Die Autoren sehen im Austausch des Personals zudem die Möglichkeit, die Rechenschaftspflicht zu erhöhen und übermäßige bürokratische Vorsicht – vor allem im Pentagon – zu bekämpfen, die von beiden Parteien als aufgebläht und nahezu byzantinisch wahrgenommen wird. Aber diese Abschnitte des Project 2025 sind auch geleitet von der Vorstellung, beim Personal ginge es nicht nur um Politik, sondern auch um Ideologie. Angesichts des unterstellten globalen Kriegs der Vereinigten Staaten gegen die Kommunistische Partei Chinas schlagen die Autoren eine politische Säuberung vor, welche die nach außen gerichteten Abteilungen und Behörden der Regierung mit dem konservativen Dogma in Einklang bringen soll.

						Dabei handelt es sich um die Wiederbelebung eines altmodischen Ansatzes. Während des Zweiten Weltkriegs setzten die Vereinigten Staaten auf ein Bündnis mit dem nationalistischen chinesischen Führer Chiang Kai-shek,[7] aber nach dem Krieg ergriffen die Kommunisten unter Mao Zedong die Macht; Chiang floh nach Taiwan. Die Niederlage überraschte die USA und schürte die Panik vor einer mächtigen kommunistischen Achse zwischen China und der Sowjetunion. Die Schuld an dieser Situation gab man amerikanischen Karrierebeamten im Außenministerium – den sogenannten »China Hands«[8] –, denen nicht nur vorgeworfen wurde, Maos Aufstieg nicht vorhergesehen zu haben, sondern auch heimlich mit den Kommunisten zu sympathisieren. Senator Joseph McCarthy, Republikaner aus Wisconsin, nutzte den sogenannten »Verlust Chinas« als Beleg für seine Behauptungen über eine kommunistische Unterwanderung der US-Regierung. Laut McCarthy würde eine nicht demselben Dogma folgende Regierung den Kalten Krieg verlieren. Tausende von Bundesbediensteten verloren in der Folge wegen größerer und kleinerer (meist fiktiver) Vergehen ihre Anstellung.

						Im Gegensatz zu McCarthy scheinen die Autoren von Project 2025 nicht zu glauben, dass Beamte im Pentagon und im Außenministerium insgeheim mit der Kommunistischen Partei Chinas sympathisieren. Aber sie sind der Ansicht, diese Mitarbeiter stünden einer energischen rechten Politik im Weg, und sie betrachten die Politik der Linken, insbesondere die oft beschworene, aber nie klar definierte »Wokeness«, als zu marxistisch – letztlich als Krebsgeschwür, das die Fähigkeit der Vereinigten Staaten schwächen wird, China zu besiegen.

						Dieses Streben nach einer ideologischen Korrektur passt gut zu Trumps Konflikten mit Untergebenen. Während seiner ersten Amtszeit kämpfte Trump wiederholt mit Mitarbeitern des Pentagon und des Außenministeriums, die sich seinen Ideen widersetzten. Viele der Einwände kamen dabei nicht von regulären Beamten, sondern von seinen eigens ernannten Mitarbeitern. Außenminister Rex Tillerson nannte Trump Berichten zufolge einen »Schwachkopf«[9] und sagte später gegenüber der Zeitschrift Foreign Policy: »Sein Verständnis von globalen Ereignissen, sein Verständnis der globalen und der US-Geschichte war wirklich begrenzt. Es ist schwer, ein Gespräch mit jemandem zu führen, der nicht einmal versteht, warum wir über ein bestimmtes Thema sprechen.«[10]

						James Mattis, der pensionierte Vier-Sterne-Marinegeneral, der unter Trump Verteidigungsminister war, ignorierte Berichten zufolge Trumps Anweisungen, weil er sie für gefährlich hielt,[11] und erklärte später: »Donald Trump ist der erste Präsident in meinem Leben, der nicht versucht, das amerikanische Volk zu vereinen – er gibt nicht einmal vor, es zu versuchen. Stattdessen versucht er, uns zu spalten.«[12] Mark Milley, von Trump selbst ausgesuchter Vorsitzender der Stabschefs, ist seit seinem Rücktritt ein so prominenter Kritiker, dass Trump 2023 vorschlug, Milley solle wegen Verrats hingerichtet werden.[13]

						Trumps erstes Amtsenthebungsverfahren begann nach einer Anzeige von Oberstleutnant Alexander Vindman, einem Offizier im aktiven Dienst, der für den Nationalen Sicherheitsrat tätig war. Er gab an, Trump habe die ukrainische Regierung gedrängt, eine Untersuchung gegen Joe Bidens Sohn Hunter Biden einzuleiten.[14] Zu den Hauptzeugen im anschließenden Amtsenthebungsverfahren gehörten sowohl reguläre Beamte als auch politisch ernannte Mitarbeiter des Außenministeriums.

						Wenn Leute an der Spitze der Verwaltung so über Trump sprechen, kann man sich vorstellen, was manche Beamte denken. (Um es klar zu sagen: Mattis‘ Befehlsverweigerung mag in bestimmten Fällen, wie dem Angriff auf Assad, klug sein, schafft aber einen gefährlichen Präzedenzfall bezüglich der demokratischen Kontrolle nicht gewählter Beamter und liefert Munition für Machtübernahmen wie etwa die in Project 2025 erwogene.)

						Da jedoch kein politisches Vorhaben Trump verändern kann, zielt Project 2025 darauf ab, die Menschen zu ändern, die für ihn arbeiten. Die Autoren beklagen, der Senat sei zu langsam in der Bestätigung politischer Beamter. Zudem empfehlen sie, der Präsident solle bestimmte Stellen politisch besetzen, was sowohl Berufsbeamte an den Rand drängt als auch den Senat unter Druck setzt, die Nominierten zu bestätigen.

						Skinner zufolge liegt »eine der Hauptursachen für die Ineffektivität des Außenministeriums in seiner institutionellen Überzeugung, dass es eine unabhängige Institution ist, die weiß, was das Beste für die Vereinigten Staaten ist, ihre eigene Außenpolitik festlegt und keine Anweisungen von einem gewählten Präsidenten benötigt«. In Wirklichkeit kann kein Präsident – und auch kein Außenminister – jede Region und jede internationale Beziehung im Detail kennen, so dass das Außenministerium, das Pentagon und die IC in der Lage sein müssen, halb-autonom zu arbeiten. Dennoch ist politische Kontrolle für eine demokratische Regierungsführung unerlässlich.

						Der Kampf gegen vermeintliche politische Voreingenommenheit ist jedoch schwieriger zu rechtfertigen. In den hier beleuchteten Kapiteln zeigen sich die Autoren fixiert auf das, was sie als liberale Tendenz in den relevanten Behörden und unzulässige Politisierung bestimmter Maßnahmen ansehen. Diese Argumente sind auf den ersten Blick einleuchtend – wer will schon eine Politisierung dort, wo sie nicht hingehört? Manchmal treffen sie sogar ins Schwarze: Die Autoren haben eigennützige Gründe für ihre Kritik an Generälen und ehemaligen Geheimdienstmitarbeitern, die sich in die Parteipolitik eingemischt haben, aber solche Einmischungen gefährden tatsächlich den Eindruck der Unparteilichkeit. Problematisch ist jedoch, dass die Autoren eindeutig eine konzertiert rechte Politisierung anstreben, keine Neutralität.

						Die Säuberung wird im Weißen Haus beginnen. In seinem Kapitel über das Personal des Präsidenten schlägt Russell Vought etwas vor, was sich als Anti-Vindman-Bestimmung beschreiben ließe. Sie dient dazu, etwaige Einwände gegen eine neue Politik aus Gewissensgründen zu beseitigen. Der nationale Sicherheitsberater »sollte alle nicht wesentlichen Mitarbeiter an seinem ersten Tag im Amt zu deren jeweiligen Heimatbehörden zurückschicken, so dass die neue Regierung effizient ohne die von den Vorgängern hinterlassenen personellen Landminen agieren kann. Er sollte baldmöglichst alle wichtigen Mitarbeiter durch solche ersetzen, die den Prioritäten des neuen Präsidenten entsprechen.« (Der neue Nationale Sicherheitsberater Mike Waltz beurlaubte am 22. Januar 2025 viele Mitarbeiter, die sich mit Themen wie der Ukraine und dem Iran befasst hatten.)

						Ein eklatantes Beispiel für die laufende Machtverschiebung hin zum Weißen Haus ist auch Voughts Äußerung, der Nationale Sicherheitsrat solle »alle Anträge von General- und Flaggenoffizieren rigoros überprüfen, um die Kernaufgaben und Verantwortlichkeiten des Militärs gegenüber Social Engineering und nicht mit der Verteidigung zusammenhängenden Angelegenheiten zu priorisieren. [Zu letzteren gehören] Klimawandel, Critical Race Theory, künstlich herbeigeredeter Extremismus und andere polarisierende Themen, die unsere Streitkräfte schwächen und die besten Männer und Frauen unserer Nation davon abhalten, sich zum Militärdienst zu melden.« Christopher Miller stimmt dem zu: »Das ist jetzt Barack Obamas Generaloffizierskorps«, voller Führungspersönlichkeiten, die »wegen anderer Gründe als ihrer Fähigkeiten im Kampf« befördert worden seien.

						Miller stellt widersprüchliche Anforderungen an die Generäle. Er fordert zwar die Rückbesinnung auf den Krieg, möchte aber auch, dass die Generäle das Nachlassen der öffentlichen Anerkennung des Militärs umkehren, was letztlich eine Frage des Marketings ist. Millers Begründung für dieses Nachlassen ist, dass die Streitkräfte zum »sozialen Versuchslabor der Nation« und zum Instrument einer »sozialtechnischen Agenda« geworden sind. Er erklärt nicht genau, was das bedeutet, und das Militär war der amerikanischen Gesellschaft schon häufig voraus: Es hob die Segregation schon 1948 auf, sechs Jahre vor dem alles entscheidenden Urteil Brown v. Board of Education, und schaffte vier Jahre vor der Legalisierung der gleichgeschlechtlichen Ehe die »Don’t Ask, Don’t Tell«-Politik für LGBTQ+-Armeemitglieder ab.

						Millers Kapitel legt nahe, dass er das Militär eigentlich nur nach seinem Geschmack umbauen will. Er will »marxistische Indoktrination und spaltende Programme zur Critical Race Theory abschaffen«; Militäreinrichtungen für Vielfalt, Gleichberechtigung und Inklusion abschaffen; Dienstmitglieder, die aufgrund verweigerter Corona-Impfungen entlassen wurden, wieder einsetzen, Lehrpläne an den Schulen für Kinder von Militärangehörigen überarbeiten und die Anstellung auf Lebenszeit an den Militärakademien abschaffen, was wahrscheinlich zur Abwanderung von Dozenten führen würde.

						Miller ist der Meinung, die von ihm kritisierten, linken Maßnahmen seien für den besorgniserregenden Rückgang der Rekrutierungszahlen verantwortlich; ihre Abschaffung würde das Problem lösen. Beweise führt er allerdings keine an. Seit Jahren hat das US-Militär Schwierigkeiten, seine Rekrutierungsziele zu erreichen.[15] Miller ist der Meinung, dass allein die Armee um 50000 Mitglieder wachsen müsste. Der Wunsch, die Reihen zu erweitern, steht jedoch im Widerspruch zu Millers Empfehlungen, die Streitkräfte sollten transsexuelle und HIV-positive Menschen vom Militärdienst ausschließen und Rekrutierungsinstrumente abschaffen, die auf unterrepräsentierte Gruppen ausgerichtet sind. (In ihren ersten Tagen schloss die zweite Trump-Regierung die Diversitätsprogramme des Pentagon, ordnete die Wiedereinsetzung von Mitgliedern an, die wegen der Verweigerung von Impfungen entlassen worden waren, und versuchte, transsexuelle Militärs loszuwerden.)

						Die gleichen Widersprüche tauchen in Dustin J. Carmacks Kapitel über die Intelligence Community auf. Trump war schon vor seiner ersten Amtseinführung davon überzeugt, dass die IC es auf ihn abgesehen habe.[16] Seine Beziehung zu den Spionagebehörden wurde immer schlechter. In einer Pressekonferenz mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin im Jahr 2018 tat er die berüchtigte Äußerung, er vertraue Putins Leugnung der Wahlbeeinflussung mehr als den Einschätzungen der US-Geheimdienste.[17] (Das auffällige Versagen des Geheimdienstes vor dem 11. September 2001 und dem Irakkrieg macht diesen allerdings zu einer geeigneten Zielscheibe.)

						2019 entließ Trump den Direktor des Nationalen Geheimdiensts, Dan Coats, wegen mangelnder Loyalität[18] und nominierte John Ratcliffe, einen obskuren texanischen Kongressabgeordneten, als dessen Nachfolger. Der Senat lehnte Ratcliffe ab, als sich herausstellte, dass er nur über sehr wenig Geheimdienst-Erfahrung verfügte und diese auch noch übertrieben dargestellt hatte.[19] Doch Trump nominierte ihn im Jahr 2020 erneut, diesmal mit Erfolg. Als Leiter der Behörde veröffentlichte Ratcliffe ungeprüfte und zweifelhafte Geheimdienstinformationen über die Präsidentschaftskampagne von Hillary Clinton aus dem Jahr 2016, was weithin als Versuch verstanden wurde, Trumps Wahlkampf 2020 zu unterstützen. Trump bestimmte Ratcliffe in seiner zweiten Amtszeit zum Leiter der CIA.

						Es löst deshalb Erstaunen aus, dass Carmack, ein ehemaliger Berater von Ratcliffe behauptet, der IC müsse vor »Politisierung von unten nach oben und von oben nach unten« geschützt werden. Er beschwert sich darüber, dass Führungskräfte »aufgrund ihrer politischen Ansichten oder ihrer politischen Loyalität und nicht aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz« ausgewählt wurden. Carmack hat im Prinzip recht: Politisierte Geheimdienste haben den Weg für den Irakkrieg geebnet, und ein Präsident, der durch Ideologie gefilterte Informationen erhält, ist möglicherweise weniger in der Lage, richtige Entscheidungen zu treffen. Umgekehrt können gute nachrichtendienstliche Erkenntnisse, die den Zielen des Präsidenten zuwiderlaufen, ihn bremsen oder in Erklärungsnot bringen.

						Dennoch deutet hier nichts auf ein echtes Interesse hin, politische Einflussnahme zu verhindern – ganz im Gegenteil. Obwohl Carmack Besorgnis über die Unterdrückung abweichender Ansichten innerhalb des IC zum Ausdruck bringt, betont er, dass Beamte neutral sein müssen und »ihre Position und ihren privilegierten Zugang zu Informationen nicht dazu nutzen dürfen, die politische Entscheidungsfindung indirekt oder direkt in unangemessener Weise zu beeinflussen (insbesondere durch die übertriebene Darstellung einer Bedrohungslage)«. Mit anderen Worten: Wer nicht mit dem Präsidenten und seinen Beauftragten einverstanden ist, hält den Mund. Tatsächlich fordert Carmack die fristlose Entlassung jedes Mitarbeiters, der auch nur im Verdacht steht, Informationen an die Presse oder die Öffentlichkeit weiterzugeben. Trumps Angriffe auf den IC bleiben hingegen unerwähnt.

						Auch ein weiterer offensichtlicher Widerspruch wird nicht zur Kenntnis genommen, wenn Primorac sich beschwert, USAID habe unter Biden »eine spalterische politische und kulturelle Agenda verfolgt, die Abtreibung, Klimaextremismus, Gender-Radikalismus und Interventionen gegen wahrgenommenen systemischen Rassismus« gefördert habe. So sei ein »feindliches Arbeitsumfeld« für konservative Mitarbeiter entstanden. Die USAID unter Trump lobt er hingegen für die Einführung einer »lebens- und familienfreundlichen Politik«.

					
					
						
							Das Pentagon und die Streitkräfte

						
						Die Vorhaben für das Verteidigungsministerium verdienen besondere Aufmerksamkeit – nicht nur wegen Trumps Neigung, die Diplomatie selbst in die Hand zu nehmen, oder wegen seines Misstrauens gegenüber der Intelligence Community, sondern auch wegen ihres schieren Ausmaßes. Die Verteidigungsausgaben machen etwa 13 Prozent des Bundeshaushalts aus[20] und werden damit nur von den Kosten für die Kranken- und die Sozialversicherung übertroffen.

						Project 2025 will den Verteidigungshaushalt noch weiter aufstocken. Miller zufolge soll die Armee genügend Soldaten einstellen, um zwei große regionale Kriege gleichzeitig führen und gewinnen zu können. Er plädiert auch für die Modernisierung und Erweiterung des bestehenden Atomwaffenarsenals, um die Abschreckung gegenüber China und Russland aufrechtzuerhalten. Zudem soll das Pentagon mehr F-35A-Kampfjets kaufen, die mehr als 80 Millionen Dollar pro Flugzeug kosten.[21] Statt den im Haushalt für 2025 vorgesehenen 42 F-35 sollen es 60 bis 80 pro Jahr werden.[22] Miller will die Verfahren des Pentagons für Entwicklung, Kauf und Verkauf von Waffen für befreundete Länder überarbeiten und sich damit einem breiten parteiübergreifenden Konsens anschließen. Schließlich soll das Militär für die Überwachung der US-Grenze zur Verfügung stehen.

						»Die Realität ist, dass das Erreichen dieser Ziele mehr Ausgaben für die Verteidigung erfordert, sowohl von den Vereinigten Staaten als auch von ihren Verbündeten, sowie eine aktive Unterstützung der Reindustrialisierung und mehr Unterstützung für die Produktionskapazitäten der Verbündeten, so dass wir unsere Einsätze in der freien Welt gemeinsam ausbauen können«, schreibt er. Dieses Ziel steht jedoch im Widerspruch zum Willen der Mehrheit der Amerikaner, die bereits der Meinung sind, dass die Vereinigten Staaten zu viel für die Verteidigung ausgeben, sowie zu Elon Musk, dessen von Trump abgesegnetes Department of Government Efficiency (DOGE, Ministerium für Regierungseffizienz) Kürzungen im Verteidigungsbereich gefordert hat.

						Miller befürwortet einen umstrittenen Plan zur Umstrukturierung des Marine Corps, nach dem es wieder eine agilere, stärker wasserbasierte Truppe werden soll. Mattis und viele andere pensionierte Vier-Sterne-Marinegeneräle lehnen dies ab.[23] Miller hat wenig über die Navy zu sagen, die in den letzten Jahren eine Reihe von Katastrophen erlebt hat, darunter Kollisionen auf See, den schrecklichen Verlust eines Schiffes am Liegeplatz in San Diego und das Fiasko um die Littoral Combat Ships, einer teuren neuen Klasse von Kriegsschiffen, die als Fehlinvestition gelten. Die Luftwaffe, warnt Miller, »verfügt nicht über eine Streitkräftestruktur mit der Durchschlagskraft, Überlebensfähigkeit und Kapazität, die für einen größeren Konflikt mit einer Großmacht wie China, die Abschreckung nuklearer Bedrohungen und andere operative Anforderungen im Rahmen der nationalen Verteidigungsstrategie nötig sind«.

						Mehr Begeisterung zeigt Miller gegenüber dem United States Special Operations Command (US-Sonderkommandos). Er glaubt, dass auch in einer Welt des Wettbewerbs zwischen Großmächten Spezialeinheiten »ein Eckpfeiler der Sicherheitsstrategie« sein werden. Es überrascht wenig, dass Miller selbst ein Green Beret (Mitglied einer Spezialeinheit der US-Armee, erkennbar an den grünen Baretts) war. Zusammen mit Skinner und Carmack empfiehlt Miller, die Vereinigten Staaten sollten sich auf eine umfassendere Cyber-Kriegsführung vorbereiten. Rüstungskontrollvereinbarungen steht er skeptisch gegenüber.

					
					
						
							Konfrontation mit China

						
						Die Hauptsorge hinter den meisten der hier ausgeführten Vorschläge ist ein Konflikt (wenn auch nicht unbedingt ein bewaffneter Krieg) mit China. Diese Schlussfolgerung überrascht nicht; sie ist vielmehr überparteiliches Allgemeinwissen geworden. Barack Obama versuchte eine außenpolitische »Hinwendung zu Asien«, um China zu begegnen, Trump setzte auf harte Worte, und Biden setzte den konfrontativen Ansatz fort. Die Autoren sind jedoch besorgt, dass die Öffentlichkeit und Teile der Regierung den Konflikt immer noch nicht als den umfassenden Generationenkampf verstehen, den sie selbst darin sehen.

						Trumps eigene Herangehensweise an China war bislang etwas verworren. Rhetorisch hat er China mehr angegriffen als jeder andere Präsident seit vielen Jahrzehnten, indem er die Kommunistische Partei kritisierte und Peking der Währungsmanipulation und unfairer Handelspraktiken beschuldigte. In der Praxis war er jedoch weitgehend versöhnlich gegenüber China und Präsident Xi Jinping. Ein Handelskrieg gegen China in seiner ersten Amtszeit war bestenfalls ergebnislos. Trump vermied es, Xi wegen der Unterdrückung der Demokratie in Hongkong anzugreifen, stellte den Wert der Verteidigung Taiwans durch die Vereinigten Staaten gegen chinesische Aggression in Frage[24] und billigte (laut dem ehemaligen nationalen Sicherheitsberater John Bolton)[25] insgeheim Xis Konzentrationslager für Chinas uigurische Minderheit.

						Project 2025 hat nichts von dieser Ambivalenz. Skinner benennt China als oberste diplomatische Priorität der Nation. »Die Vereinigten Staaten müssen eine auf die Kosten konzentrierte strategische Antwort haben, die Pekings Aggression unbezahlbar macht, während die amerikanische Wirtschaft und die Macht der USA wachsen«, schreibt sie. »Dieser Ansatz erfordert ein echtes, nachhaltiges, nahezu beispielloses Wachstum der USA, stärkere Partnerschaften, eine synchronisierte Wirtschafts- und Sicherheitspolitik und die Unabhängigkeit der USA von Energieimporten.« Als Teil dieses Vorstoßes müsse USAID laut Primorac eine direkte Rolle bei der Reaktion auf Chinas Strategie der »Neuen Seidenstraße« übernehmen – einem massiven, globalen Infrastrukturprogramm, das in vielen Entwicklungsländern zum Einsatz kommt. Carmack fordert die Hilfe »amerikanischer Unternehmen, Technologiefirmen, Forschungsinstitute und Universitäten […] in diesem Generationenkampf zum Schutz unserer nationalen Sicherheits- und Wirtschaftsinteressen, unserer nationalen Souveränität und unseres geistigen Eigentums«. Dennoch erinnert er an die alte Debatte, wer China an den Kommunismus verloren habe, wenn er vor »linken Aktivisten und Investoren« warnt, welche »die Bedrohung durch China ignorieren«.

						Sollten diese diplomatischen und wirtschaftlichen Bemühungen scheitern, muss das Militär bereit sein. »Die US-Verteidigungsstrategie muss China unmissverständlich als oberste Priorität der amerikanischen Verteidigungsplanung identifizieren«, schreibt Miller. Er fordert mehr Hilfe von Verbündeten, um China in Asien zurückzudrängen. Im Gegensatz zu Trump betont er, die Verteidigung Taiwans sei für das Interesse der Vereinigten Staaten an der Eindämmung Chinas unerlässlich.

					
					
						
							Der Rest der Welt

						
						Da sowohl China als auch die »woke« Bürokratie besiegt werden sollen, bleibt wenig Zeit für andere Themen. Project 2025 lässt jedoch erahnen, wie die Autoren den Rest der Welt – und Amerikas Platz darin – sehen.

						Skinner befürwortet Härte gegenüber Gegnern rund um den Globus, liefert aber kaum Details zu konkreten Maßnahmen. So schreibt sie zum Beispiel, die USA könnten »nicht zulassen, dass [Nordkorea] de facto eine Atommacht bleibt, die in der Lage ist, die Vereinigten Staaten oder deren Verbündete zu bedrohen«. Sie sagt jedoch nicht, wie dies mit diplomatischen Mitteln zu verhindern wäre. (Ein viel diskutiertes Gipfeltreffen zwischen Trump und Kim Jong-un im Jahr 2018 brachte diesbezüglich kein Ergebnis.) Miller will Südkorea bei der konventionellen Verteidigung gegen Nordkorea unterstützen, wobei die USA die nukleare Abschreckung übernehmen. Skinner sieht Indien als wichtigen Verbündeten und Gegengewicht zu China in Asien.

						Bezüglich des Nahen Ostens befürwortet Skinner ebenfalls eine harte Linie gegenüber dem Iran, liefert aber keine konkreten Ideen, die über strengere Sanktionen hinausgehen. Sie würde die palästinensische Regierung finanziell entlasten und das Abraham-Abkommen – der während Trumps erster Amtszeit verabschiedete Rahmen für Dialog und Friedensverträge – nutzen, um Israel und die arabischen Regierungen weiter anzunähern. Skinner zielt vor allem auf die Annäherung zu Saudi-Arabien ab – was nicht recht zu ihrer erklärten »Sorge um die Menschenrechte und die Rechte von Minderheiten« passen will.

						Primorac möchte, dass USAID in Ländern wie Jemen und Afghanistan keine Hilfe mehr für die Zivilbevölkerung leistet. Diese Länder leiden zwar unter großen humanitären Katastrophen, doch ihre Regierungen sind den Vereinigten Staaten feindlich gesinnt.

						Skinner gesteht zu, dass die USA sich in den afrikanischen Ländern südlich der Sahara mehr einbringen müssen – vor allem, um dem Engagement der Chinesen entgegenzuwirken. Dabei solle es aber eher um die Schaffung langfristigen Wachstums gehen als um direkte Hilfen. Skinner und Primorac wollen die freie Marktwirtschaft in Lateinamerika fördern, wo linke Parteien nach wie vor populär sind. Skinner argumentiert, angesichts der Expansion Chinas müssten die Vereinigten Staaten anstreben, »die weltweite Produktion und Industrie von weiter entfernten Orten […] in zentral- und südamerikanische Länder zu verlagern«. Das wird sich allerdings nur schwer erreichen lassen, wenn Trump diesen Ländern neue Zölle auferlegt.

						Angesichts all dieser Themenbereiche gerät Europa beinahe in Vergessenheit. Während seiner ersten Amtszeit drohte Trump, aus der NATO auszutreten, und drängte – mit beachtlichem Erfolg – darauf, dass die Mitgliedsstaaten ihre Verteidigungsausgaben erhöhen. Miller will, dass die USA ihre Truppenpräsenz in Europa noch weiter verringern, um sich auf China zu konzentrieren. Die Abschreckung Russlands will man den NATO-Verbündeten überlassen. Trotz Trumps Angriffen auf die NATO sieht Skinner das Bündnis als entscheidend an, um China und Russland von einer Dominanz in der Arktis abzuhalten, welche zunehmend zum Schauplatz des Kampfs um Rohstoffe wird. Falls die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit in der Arktis tatsächlich die NATO rettet, macht es den europäischen Verbündeten vielleicht nichts aus, auf die Unterstützung durch die USA verzichten zu müssen.
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				www.fischerverlage.de/newsletter-abonnieren
			

			 

			 

			
				
					[image: Logo der S. Fischer Verlage mit Link zur Verlagswebseite]
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